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3Vorwort

VORWORT

Es ist keine neue Erkenntnis, dass der Rechts-
populismus aus der Mitte der Gesellschaft 
hervorgebracht wird und in Phasen Kontur ge-
winnt, in denen der Block an der Macht an Le-
gitimation und aktiver Zustimmung der Subal-
ternen einbüßt. In der gegenwärtigen großen 
oder organischen Krise ist die Hegemonie in 
Europa brüchig geworden und wird mit immer 
autoritäreren Mitteln verteidigt, ohne die Krise 
lösen zu können. In dieser Situation gewinnt 
das Anwachsen rechtspopulistischer (und 
noch rechterer) Bewegungen und Vereinigun-
gen eine neue Qualität und enorme Brisanz. 
Was sind die Ursachen und wer sind die tra-
genden Kräfte dieses Rechtspopulismus? Und 
wo können linke Gegenstrategien ansetzen? 
Im Folgenden dokumentieren wir einige der 
im Rahmen oder mit Unterstützung der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung entstandenen Beiträ-
ge zum Thema.
Inzwischen hat sich die Alternative für 
Deutschland (AfD) gespalten. Ihr Erfolgsre-
zept, Menschen in einer Partei zusammenzu-
bringen, die gegen den Euro, den Islam, den 
Feminismus, gegen Flüchtlinge und Homo
sexualität sind. scheint nicht mehr aufzuge-
hen. AfD-Mitgründer Bernd Lucke hat in-
zwischen die Partei verlassen und eine neue 
rechts-liberale Formation gegründet, die Alli-
anz für Fortschritt und Aufbruch (ALFA). Un-
abhängig vom Erfolg oder Misserfolg solcher 
Gebilde bleibt das Potenzial rechter Einstel-

lungen in der bundesdeutschen Gesellschaft 
vorhanden und radikalisiert sich in Form von 
Angriffen auf Flüchtlingsunterkünfte. Zwei 
Analysen zum Entstehungszusammenhang 
von AfD und rechter Einstellungen in der Be-
völkerung beziehungsweise zu möglichen 
linken Gegenstrategien sind bereits auf der 
Website der Rosa-Luxemburg-Stiftung doku-
mentiert und ergänzen die Beiträge in diesem 
Materialien-Band:

Max Lill: Trügerische Ruhe im bedrohten Pa-
radies? Zur Entwicklung von Ressentiments 
und rechtsextremen Stimmungslagen im All-
tagsbewusstsein der Deutschen. Empirische 
Befunde und Erklärungsansätze, 2015, unter: 
www.rosalux.de/publication/41038/truegeri-
sche-ruhe-im-bedrohten-paradies.html. 

Horst Kahrs: Zerfall des Mythos von der «Mit-
te» - Ausbreitung eines «sozialen Nationalis-
mus». Ein Versuch, mir und anderen die Erfol-
ge der «Alternative für Deutschland» und der 
rechten außerparlamentarischen Bewegung 
zu erklären und linke Antwortstrategien zu 
finden, 2015, unter: www.rosalux.de/publica-
tion/41034/zerfall-des-mythos-von-der-mit-
te-ausbreitung-eines-sozialen-nationalismus.
html. 

Mario Candeias
Berlin, im August 2015
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Michael Löwy

ZEHN THESEN ZUR RADIKALEN  
RECHTEN IN EUROPA

I. Die Europawahlen haben einen Trend erhär-
tet, der schon seit einigen Jahren fast über-
all auf dem Kontinent zu beobachten ist: den 
spektakulären Aufstieg der radikalen Rech-
ten. Seit den 1930er Jahren hat es keine ver-
gleichbare Entwicklung gegeben. In zahlrei-
chen Ländern kam diese Bewegung auf 10 bis 
20 Prozent der Stimmen; in einigen Ländern 
(Frankreich, Großbritannien, Dänemark) liegt 
sie derzeit schon bei 25 bis 30 Prozent. Zu-
dem reicht ihr Einfluss über die eigene Wäh-
lerschaft hinaus: Ihre Anschauungen konta-
minieren auch die «klassische» Rechte und 
sogar Teile der sozial-neoliberalen Linken. Am 
gravierendsten ist die Lage in Frankreich, wo 
der bahnbrechende Erfolg des Front National 
selbst die pessimistischsten Prognosen noch 
übertroffen hat. «Es ist fünf vor zwölf», so die 
Einschätzung eines kürzlich erschienen Leitar-
tikels auf der Website Mediapart.

II. Diese radikale Rechte ist überaus divers. 
Zu ihr gehören offen neonazistisch auftre-
tende Parteien wie die Goldene Morgenröte 
in Griechenland bis hin zu bürgerlichen Kräf-
ten, die vollständig ins politische und institu-
tionelle System integriert sind, wie etwa die 
Schweizer UDC. Sie alle kennzeichnet ein 
chauvinistischer Nationalismus, Fremden-
hass, Rassismus, Hass auf Roma (die älteste 
Bevölkerungsgruppe des Kontinents) und auf 
Immigranten – insbesondere auf alle, die nicht 
aus Europa kommen – sowie Islamophobie 
und Antikommunismus. In vielen Fällen ist die 
Liste noch zu erweitern um Antisemitismus, 
Homophobie, Frauenfeindlichkeit, autoritäre 
und antidemokratische Einstellungen sowie 
die Ablehnung der Europäischen Union. In Be-
zug auf andere Fragen – etwa hinsichtlich ihrer 

Position zum Neoliberalismus oder zum Laizis-
mus – zeigt sich die Bewegung wesentlich ge-
spaltener. 

III. Es wäre verfehlt, Faschismus und Antifa-
schismus für Phänomene der Vergangen-
heit zu halten. Selbstverständlich haben wir 
es heute nicht mit faschistischen Massen-
parteien wie der NSDAP in den 1930er Jah-
ren in Deutschland zu tun, aber selbst damals 
war Faschismus nicht allein auf diesen Typus 
von Organisation beschränkt: Der spanische 
Franquismus und der portugiesische Salaza-
rismus unterschieden sich erheblich vom ita-
lienischen und deutschen Modell des Faschis-
mus. Das Weltbild eines beachtlichen Teils der 
heutigen radikalen Rechten in Europa ist ein-
deutig faschistisch und/oder neonazistisch: 
Dies trifft auf die Goldene Morgenröte in Grie-
chenland zu, auf Jobbik in Ungarn und auf die 
Parteien Swoboda und Rechter Sektor in der 
Ukraine, darüber hinaus, wenn auch in ab-
gewandelter Form, auf den Front National in 
Frankreich, die Freiheitliche Partei Österreichs 
und die Partei Vlaams Belang in Belgien, de-
ren zentrale Gründungsfiguren enge Verbin-
dungen zum historischen Faschismus und 
den Kräften unterhielten, die mit dem Dritten 
Reich kollaboriert hatten. In anderen Ländern 
wie den Niederlanden, der Schweiz, Großbri-
tannien und Dänemark haben die Parteien der 
radikalen Rechten keine faschistischen Wur-
zeln, aber teilen den Rassismus, Fremdenhass 
und die Islamfeindlichkeit dieser Bewegun-
gen. Diejenigen, die behaupten, die radikale 
Rechte habe sich verändert und habe nicht 
mehr viel mit dem Faschismus zu tun, füh-
ren hierfür oftmals als Beleg an, diese würde 
doch das System der parlamentarischen De-
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mokratie und Wahlen als Weg zur Macht ak-
zeptieren. Wir sollten jedoch nicht vergessen, 
dass auch ein gewisser Adolf Hitler durch eine 
rechtmäßige Wahl zum Reichskanzler wurde 
und Marschall Pétain vom französischen Par-
lament zum Staatsoberhaupt bestimmt wur-
de. Sollte der Front National über Wahlen an 
die Macht kommen – eine Möglichkeit, die 
leider nicht mehr ausgeschlossen werden 
kann –, was würde dann von der Demokratie 
in Frankreich bleiben? 

IV. Von der ökonomischen Krise, die fast ganz 
Europa seit 2008 erfasst hat, konnte beina-
he überall (mit Ausnahme von Griechenland) 
die radikale Rechte stärker profitieren als die 
radikale Linke. Im Gegensatz zur Situation in 
Europa in den 1930er Jahren, als in etlichen 
Ländern die antifaschistische Linke parallel 
zum Faschismus erstarkte, gibt es heute ein 
klares Ungleichgewicht. Zweifelsohne hat die 
gegenwärtige Krise vor allem der radikalen 
Rechten Zulauf verschafft, obwohl die Krise 
nicht alles erklärt. In Spanien und Portugal, al-
so in zwei von der Krise am härtesten getroffe-
nen Ländern, blieb sie bislang eher marginal. 
In Griechenland konnte die Goldene Morgen-
röte zwar exponentielle Zuwächse verzeich-
nen, steht jedoch im Schatten des Erfolgs 
von Syriza, der Koalition der radikalen Linken. 
In der Schweiz und in Österreich hingegen, 
zwei Ländern, die von der Krise weitgehend 
verschont geblieben sind, erhält die radikale 
Rechte mit ihren rassistischen Kampagnen in 
Wahlen oft über 20 Prozent der Stimmen. An-
gesichts dessen sollten wir Abstand nehmen 
von ökonomistischen Erklärungsansätzen, die 
in der Linken weitverbreitet sind. 

V. Zweifellos haben historische Einflüsse ei-
ne gewisse Bedeutung wie antisemitische 
Traditionen, die in bestimmten Ländern wei-
terhin recht wirkmächtig sind; die Langlebig-
keit von politischen Strömungen, die während 
des Zweiten Weltkriegs mit den Nazis kolla-

boriert haben; oder eine koloniale Kultur, die 
noch lange nach der Entkolonisierung Einstel-
lungen und Verhalten prägt – nicht nur in den 
ehemaligen Empires, sondern in fast allen eu-
ropäischen Ländern. All diese Faktoren sind in 
Frankreich am Werk und können dabei helfen, 
den Erfolg der Partei von Le Pen zu erklären. 

VI. Der Begriff des Populismus, wie er von be-
stimmten Politikwissenschaftlern, den Medien 
und sogar Teilen der Linken verwendet wird, 
ist zur Erklärung dieses Phänomens gänzlich 
ungeeignet und schafft nur Verwirrung. Bezog 
sich der Begriff in Lateinamerika im Zeitraum 
zwischen den 1930er und den 1960er Jahren 
noch auf ganz bestimmte Bewegungen wie 
den Vargasismus, den Peronismus usw., so hat 
sein Gebrauch in Europa seit den 1990er Jah-
ren etwas überaus Vages und Unpräzises. Po-
pulismus wird definiert als eine «politische Hal-
tung, die gegenüber den Eliten die Position des 
Volkes einnimmt», was auf so gut wie jede po-
litische Partei oder Bewegung zutrifft. Wendet 
man ihn auf die Parteien der radikalen Rechten 
an, so führt dieser Pseudobegriff – ob gewollt 
oder ungewollt – zu einer Legitimierung der-
selben. Er macht sie akzeptabler, ja sogar at-
traktiv – denn wer wäre nicht für das Volk und 
gegen die Eliten? –, während gleichzeitig die 
unschönen Begriffe Rassismus, Fremdenhass, 
Faschismus und radikale Rechte sorgsam ver-
mieden werden. Auch neoliberale Ideologen 
verwenden den Begriff Populismus gern auf 
eine mystifizierende Weise, um die radikale 
Rechte und die radikale Linke gleichzusetzen 
und einen «rechten» und «linken Populismus» 
auszumachen, der sich gegen neoliberale Poli-
tik, «Europa» usw. richtet. 

VII. Die Linke hat mit nur wenigen Ausnah-
men diese Gefahr völlig unterschätzt. Sie war 
nicht vorbereitet auf diesen Aufschwung der 
Rechten. Daher hat sie es versäumt, die not-
wendige antifaschistische Mobilisierung in 
Angriff zu nehmen. Aus Sicht eines Teils der 
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Linken ist die radikale Rechte lediglich eine 
Begleiterscheinung von Krise und Arbeitslo-
sigkeit. Dementsprechend meint sie, nur die 
Ursachen angehen zu müssen, und nicht das 
Phänomen des Faschismus selbst. Solch öko-
nomistisches Denken ist verantwortlich dafür, 
dass die Linke der rassistischen, xenophoben 
und nationalistischen Offensive der radikalen 
Rechten nichts entgegenzusetzen hat.

VIII. Keine gesellschaftliche Gruppe ist immun 
gegen die braune Pest. Die Anschauungen der 
radikalen Rechten, insbesondere der Rassis-
mus, haben nicht nur auf einen erheblichen 
Teil des Kleinbürgertums und der Arbeitslosen, 
sondern auch auf die Arbeiterklasse und die 
Jugend übergegriffen. Dies zeigt sich in Frank-
reich besonders deutlich. Dieses Gedanken-
gut steht in keiner Verbindung zur Realität der 
Immigration: So erhielt der Front National be-
sonders viele Stimmen gerade in einigen länd-
lichen Regionen, die noch nie einen einzigen 
Immigranten gesehen haben. Bemerkenswert 
ist auch, dass von der Gruppe der Migranten, 
die jüngst zum Objekt einer einiges Aufsehen 
erregenden hysterischen rassistischen Kampa-
gne wurde, die Roma, und zwar mit erheblicher 
Unterstützung des damaligen «sozialistischen» 
Innenministers Manuel Valls, insgesamt weni-
ger als 20.000 in Frankreich leben. 

IX. Eine anderer «klassischer» Ansatz inner-
halb der Linken ist, Faschismus in erster Linie 
als ein Instrument des Großkapitals zur Verhin-
derung der Revolution und zur Zerschlagung 
der Arbeiterklasse zu begreifen. Da die Arbei-
terbewegung heute überaus geschwächt und 
die revolutionäre Gefahr gering sei, habe das 

Großkapital demnach auch kein Interesse an 
der Unterstützung ultrarechter Bewegungen 
– insofern gäbe es auch kein Risiko einer er-
folgreichen braunen Offensive. Dabei handelt 
es sich um eine weitere ökonomistische Les-
art des Problems, das die Autonomie politi-
scher Phänomene unberücksichtigt lässt. Die 
Wähler können sehr wohl eine Partei unter-
stützen, auch wenn diese nicht den Rückhalt 

der Großbourgeoisie genießt. 
Zudem wird hiermit außer Acht 
gelassen, dass sich das Groß-
kapital ohne besondere Gewis-
sensbisse mit allen möglichen 
politischen Regimes arrangie-
ren kann. 

X. Es gibt keine Zauberformel, wie die radika-
le Rechte bekämpft werden kann. Wir sollten 
uns – mit angemessener kritischer Distanz – 
von den antifaschistischen Traditionen der 
Vergangenheit inspirieren lassen, aber wir 
müssen auch lernen, innovativ zu sein, um auf 
die aktuellen Formen dieses Phänomens re-
agieren zu können. Wir benötigen sowohl lo-
kale Initiativen als auch gut organisierte und 
strukturierte soziopolitische und kulturelle 
Einheitsbewegungen auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene. In manchen Fällen ist es 
möglich, sich mit dem «Geist» des Republika-
nismus zu verbünden – doch jede organisier-
te antifaschistische Bewegung wird nur dann 
wirksam und glaubwürdig sein, wenn sie von 
Kräften getragen wird, die außerhalb des do-
minanten neoliberalen Konsenses stehen. Wir 
dürfen uns bei diesem Kampf nicht nur inner-
halb nationaler Grenzen bewegen, sondern 
müssen ihn auf ganz Europa ausweiten. Der 
Kampf gegen Rassismus wie auch die Solida-
rität mit seinen Opfern zählen zu den unerläss-
lichen Bestandteilen dieses Widerstands. 

Zuerst erschienen im August 2014 als 
Beitrag zur Xenophobia Blog Series. 
Aus dem Englischen von Corinna Trogisch.

Der Kampf gegen den Rassismus  
wie auch die Solidarität mit seinen 
Opfern zählen zu den unerlässlichen 
Bestandteilen dieses Widerstands.
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Thilo Janssen

MISSTRAUENSVOTUM
RECHTE EU-GEGNER PROFITIEREN VON DER KRISE DER POLITIK

Plenardebatte im 
Europäischen Parlament – 
eine Momentaufnahme
Das Europäische Parlament in Straßburg. 
Es ist der 22. Oktober 2014. Gerade findet 
die letzte Aussprache vor der Wahl des neu-
en Präsidenten der EU-Kommission statt. 
Jean-Claude Juncker, der zur Wahl stehende 
Kandidat der Europäischen Volkspartei, sitzt 
im Saal, er ist sich der Unterstützung der Gro-
ßen Koalition aus Christ- und Sozialdemokra-
ten, Liberalen und einigen Grünen längst si-
cher. Die letzte Rednerin der Debatte hat sich 
gerade erhoben, da muss Parlamentspräsi-
dent Martin Schulz noch eine Protestaktion 
in den Reihen direkt vor ihr beenden. Einige 
Abgeordnete halten Schilder hoch, auf denen 
in großen roten und schwarzen Lettern «No 
austerity» (keine Sparpolitik) steht. Nachdem 
die Pressefotografen ihre Bilder gemacht ha-
ben, beginnt die Rednerin ihren Rundum-
schlag gegen die herrschende EU-Politik. Sie 
kritisiert den scheidenden Kommissionsprä-
sidenten José Barroso, der die EU mit den 
Sparprogrammen in Südeuropa in einem Zu-
stand der Arbeitslosigkeit, Verschuldung und 
Verarmung zurückgelassen habe. Nachfolger 
Juncker leite eine EU-Kommission ohne Le-
gitimierung durch die Bevölkerung, mache 
Finanzlobbyisten wie den Briten Lord Hill für 
die Finanzregulierung zuständig oder den spa-
nischen Ölunternehmer Arias Cañete zum 
Energiekommissar. Sie greift die EU-Freihan-
delsabkommen mit Kanada und den USA an, 
beschwört die Gefahr durch US-Agrarkonzer-
ne, warnt vor dem Abbau von Umweltstan-
dards und öffentlichem Dienst und prangert 
die Unterordnung der Demokratie unter die In-
teressen multinationaler Unternehmen an. Als 
die Rednerin mit der Ablehnung des Beitritts 

der Türkei zur EU endet, brandet Applaus auf 
der rechten Seite des Sitzungssaals auf. Zwar 
spricht Marine Le Pen für das Lager der frakti-
onslosen radikalen Rechten im Europäischen 
Parlament, Beifall bekommt sie aber auch aus 
der Fraktion Europa der Freiheit und Direkten 
Demokratie, in der die United Kingdom Inde-
pendence Party (UKIP) mit der italienischen 
Fünf-Sterne-Bewegung (MoVimento 5 Stel-
le) vereint ist. Die Grillini – die Anhänger des 
Anführers der Fünf-Sterne-Bewegung, Beppe 
Grillo – waren es auch, die zuvor ihre Schilder 
gegen die Sparpolitik in der EU hochgehalten 
hatten. Natürlich kann Le Pen auch anders, 
noch im Juli hatte sie in den Straßburger Ple
narsaal gebrüllt: «Nein zur organisierten Mas-
seneinwanderung! Nein zur Verwässerung 
unserer Identität! Ja zu unseren Nationen!» 
Es ist wohl die dosierte Mischung aus Frem-
denfeindlichkeit, (EU-)Eliten-Bashing und na-
tional-sozialem Protektionismus, die rechten 
EU-Kritikern im siebten Jahr der Finanz- und 
Wirtschaftskrise knapp ein Viertel der Sitze 
im Europäischen Parlament eingebracht hat. 
176 von 751 Abgeordneten haben sich bei der 
Konstituierung des Parlaments rechts von der 
christlich-konservativen Fraktion der Europäi-
schen Volkspartei eingeordnet. 
Der Erfolg der radikalen Rechten ist Anzei-
chen eines allgemeinen Vertrauensverlustes 
in Bezug auf die politischen Repräsentativ
organe. Knapp 57 Prozent der Wahlberech-
tigten haben an der Europawahl im Mai 2014 
nicht teilgenommen. Dem Eurobarometer zu-
folge vertrauten im Frühjahr 2014 EU-durch-
schnittlich nur noch 31 Prozent der Bürge-
rinnen und Bürger der Europäischen Union, 
die Werte für die nationalen Parlamente und 
Regierungen liegen sogar noch darunter, bei 
28 beziehungsweise 27 Prozent. Im Frühjahr 
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2007, kurz vor Ausbruch der Finanzkrise, spra-
chen der EU noch rund 57 Prozent der Befrag-
ten ihr Vertrauen aus, 43 Prozent den nationa-
len Parlamenten, 41 Prozent den nationalen 
Regierungen. 
Zwar haben die rechten EU-Kritiker politisch 
von der Krise profitiert und zahlenmäßig einen 
beachtlichen Erfolg bei der Europawahl ein-
gefahren, doch leitet sich daraus nicht auto-
matisch auch politische Schlagkraft ab. Denn 
das radikale rechte Lager ist alles andere als 
geschlossen aufgestellt. Neben der kritischen 
bis feindlichen Haltung gegenüber der EU 
gibt es nicht sehr viele Gemeinsamkeiten. Die 
Rechtsaußenparteien verteilen sich auf zwei 
Fraktionen und eine große Gruppe fraktions-
loser Abgeordneter, welche ebenfalls keinen 
gemeinsamen Block bilden. Nicht mitgezählt 
sind hier die Rechtsaußen in der Fraktion der 
Europäischen Volkspartei, etwa die Abgeord-
neten der ungarischen Fidesz oder Personen 
wie Alessandra Mussolini, die Enkelin des fa-
schistischen Diktators, in Berlusconis Forza 
Italia. Bis zur Deadline für die Konstituierung 
der Fraktionen in der Nacht zum 24. Juni 2014 
hatte es harte Auseinandersetzungen um die 
Führung im rechten Lager gegeben. Die Ge-
schäftsordnung des Europäischen Parla-
ments schreibt vor, dass eine Fraktion sich aus 
25 Abgeordneten zusammensetzen muss, 
die mindestens ein Viertel der Mitgliedsstaa-
ten vertreten. Insbesondere das zweite Kriteri-
um ist für radikale rechte Bündnisse mitunter 
schwierig zu erfüllen. 

Die drittgrößte Kraft im  
Europäischen Parlament:  
Die Fraktion Europa der Kon­
servativen und Reformisten
Zumindest den Zahlen nach hat die Fraktion 
Europa der Konservativen und Reformisten 
das Rennen um die Vormachtstellung unter 
den rechten EU-Kritikern gewonnen. Sie ist 
heute mit 70 Abgeordneten aus 15 Mitglieds-
staaten die drittgrößte Fraktion im Europäi-

schen Parlament. Größer sind nur die Fraktion 
der Europäischen Volkspartei (219 Abgeord-
nete) und die Fraktion der Sozialdemokraten 
(191 Abgeordnete). Die Fraktion Europa der 
Konservativen und Reformisten orientiert sich 
politisch am nationalistisch-neoliberalen Er-
be der Thatcher-Ära. Sie wurde im Jahr 2009 
gegründet, nachdem die britischen Konser-
vativen und die von Vacláv Klaus mitbegrün-
dete tschechische Demokratische Bürgerpar-
tei sich mit Jarosław Kaczyńskis Partei Recht 
und Gerechtigkeit aus Polen zusammengetan 
hatten. Die Nationalkonservativen wollten ei-
ne EU-kritische Alternative zur mehrheitlich 
EU-integrationsfreundlichen Europäischen 
Volkspartei aufbauen. Als der Fraktion Euro-
pa der Konservativen und Reformisten im Mai 
2014 durch den Wegfall zahlreicher Kleinpar-
teien der Verlust des Fraktionsstatus drohte, 
öffneten die Tories die Fraktion für eine Reihe 
rechtspopulistischer Parteien, darunter die Al-
ternative für Deutschland (AfD), die Dänische 
Volkspartei und die Wahren Finnen. Der heu-
tige AfD-Europaabgeordnete und ehemalige 
Vorsitzende des Bundes der Deutschen Indus-
trie, Hans-Olaf Henkel, hatte sich bereits vor 
der Gründung der AfD bei Veranstaltungen 
der Fraktion Europa der Konservativen und 
Reformisten mit Vorträgen zur Aufspaltung 
der Euro-Zone einen Namen gemacht. Ne-
ben ihm zog unter anderem der (ehemalige) 
AfD-Vorsitzende Bernd Lucke ins Europäische 
Parlament ein. 
Die AfD ist nach den Tories und Kaczyńskis Par-
tei Recht und Gerechtigkeit die drittgrößte De-
legation in der Fraktion Europa der Konservati-
ven und Reformisten. Die viertgrößte Gruppe 
stellt die Dänische Volkspartei. Sie gewann mit 
ihrem jungen und populären Spitzenkandida-
ten Morten Messerschmidt die Europawahl in 
Dänemark. In der Legislaturperiode 2009 bis 
2014 saßen die Dänen noch mit UKIP und der 
Lega Nord in einer Fraktion zusammen. Mes-
serschmidt pflegte in dieser Zeit auch Koope-
rationen mit fraktionslosen Abgeordneten 
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der Freiheitlichen Partei Österreichs oder vom 
Vlaams Belang, mit denen er gemeinsam Re-
solutionen im Europäischen Parlament zur 
Stärkung der Frontex-Agentur gegen «illega-

le Einwanderung» und gegen den EU-Beitritt 
der Türkei initiierte. Zum Vorsitzenden wähl-
te die Fraktion Europa der Konservativen und 
Reformisten den Londoner Tory Seyd Kamall, 

EU- 
Mitgliedsstaat

Partei Ergebnis
2014

MdEP 
2014

Ergebnis 
2009

Fraktion
2009–2014

1 Großbritannien Conservative Party 23,31 20 (-5) 27,00 EKR

2 Polen Partei für Recht und  
Gerechtigkeit

31,78 19 (+4) 27,4 EKR

3 Deutschland AfD 7,00 7 --- ---

4 Dänemark Dänische Volkspartei 26,60 4 (+2) 14,8 EFD

5 Belgien Neu-Flämische Allianz 16,35 4 (+3) 6,13 Grüne/EFA

6 Finnland Wahre Finnen 12,09 2 (+1) 14,0 EFD

7 Tschechien Demokratische  
Bürgerpartei

7,65 2 (-7) 31,45 EKR

8 Niederlande ChristenUnion/Staatkun-
dig Gereformeerde Partij

7,67 2 (+/-) 6,82 EKR/EFD

9 Bulgarien Bulgarien ohne Zensur/
IMRO – Bulgarische  
Nationale Bewegung

10,66 2 --- ---

10 Griechenland ANEL 3,47 1 --- ---

11 Kroatien Hrvatska konservtivna 
stranka

41,42 1 --- ---

12 Lettland Nacionālā apvienība Visu 
Latvijai–Tēvzemei un 

 Brīvībai/LNNK

14,25 1 (+/-) 7,45 EKR

13 Litauen Wahlaktion der Polen  
Litauens

8,05 1 (+/-) 8,42 EKR

14 Deutschland Familien-Partei  
Deutschlands

0,70 1 --- ---

15 Slowakei Gewöhnliche Leute 
(OL‘aNO)

7,64 1 --- ---

16 Slowakei NOVA 6,83 1 --- ---

17 Irland Fianna Fáil 22,30 1 (-2) 24,08 ALDE

Abb. 1: Zusammensetzung der Fraktion Europa der Konservativen und Reformisten (EKR)

https://de.wikipedia.org/wiki/staatkundig_gereformeerde_partij
https://de.wikipedia.org/wiki/staatkundig_gereformeerde_partij
https://de.wikipedia.org/wiki/nacion%25c4%2581l%25c4%2581_apvien%25c4%25abba_%2522visu_latvijai!%2522%25e2%2580%2593%2522t%25c4%2593vzemei_un_br%25c4%25abv%25c4%25abbai/lnnk%2522
https://de.wikipedia.org/wiki/nacion%25c4%2581l%25c4%2581_apvien%25c4%25abba_%2522visu_latvijai!%2522%25e2%2580%2593%2522t%25c4%2593vzemei_un_br%25c4%25abv%25c4%25abbai/lnnk%2522
https://de.wikipedia.org/wiki/nacion%25c4%2581l%25c4%2581_apvien%25c4%25abba_%2522visu_latvijai!%2522%25e2%2580%2593%2522t%25c4%2593vzemei_un_br%25c4%25abv%25c4%25abbai/lnnk%2522
https://de.wikipedia.org/wiki/familien-partei_deutschlands
https://de.wikipedia.org/wiki/familien-partei_deutschlands
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eine Entscheidung, die aus Sicht der bri-
tischen Konservativen offenbar dem Ein-
druck entgegenwirken soll, man sei nach 
dem massiven Rechtsruck Teil einer ras-
sistischen Fraktion. Kamall verweist gern 
auf die Einwandererbiografie seines aus 
Guyana stammenden Vaters und sagt ansons-
ten über sich, er verbringe «Hunderte Stunden» 
damit, die Londoner Finanzdienstleistungsin-
dustrie vor der Zerstörung durch französische 
und deutsche Politiker zu bewahren, die «nei-
disch sind auf den Erfolg Londons» (tatsächlich 
ist es der britischen Regierung unter dem kon-
servativen Premier David Cameron gelungen, 
den ehemaligen Finanzlobbyisten Lord Jonat-
han Hill als neuen EU-Kommissar für «Finanz-
stabilität, Finanzdienstleistungen und die Kapi-
talmarktunion» zu platzieren.) Der Rechtsdrall 
der Tories, der als Reaktion auf den zunehmen-
den Erfolg der UKIP gedeutet wird, schlägt sich 
in einigen Ankündigungen Premier Camerons 
nieder: Er will die Briten in einem Referendum 
im Jahr 2017 darüber abstimmen lassen, ob 
Großbritannien die EU verlässt, außerdem soll 
die Zuwanderung aus EU-Staaten zukünftig 
beschränkt werden.

Neue Allianz: UKIP und 
MoVimento 5 Stelle in ihrer 
Fraktion Europa der Freiheit 
und Direkten Demokratie
UKIPs prominenter Anführer Nigel Farage, der 
auch Co-Vorsitzender der Fraktion Europa der 
Freiheit und Direkten Demokratie (EFD) ist, hat 
seinen politischen Erfolg auf dem Dilemma der 
Tories aufgebaut, immerzu zwischen realer Re-
gierungspolitik und populistischem EU-Bas-
hing lavieren zu müssen. Nach dem Erfolg von 
UKIP bei den Europawahlen 2014 in Großbri-
tannien folgten die ersten zwei UKIP-Mandate 
im britischen Unterhaus, nachdem zwei Tory-
Abgeordnete zur UKIP gewechselt waren und 
die Nachwahlen für sich entschieden hatten. 
Ob dies bereits ein Signal für die britischen 
Parlamentswahlen 2015 ist, bei denen Farage 

die UKIP endgültig ins Unterhaus führen will, 
bleibt abzuwarten. Dass der ehemalige Inves-
tmentbanker Farage nach der Europawahl im 
Mai 2014 wieder einer rechtspopulistischen 
Fraktion im Europäischen Parlament vorste-
hen würde, war nach dem Zerfall seiner alten 
Fraktion Europa der Freiheit und Demokratie 
dennoch eine eher unerwartete Entwicklung. 
Die Fraktionspartner Dänische Volkspartei und 
die Wahren Finnen wechselten zur Fraktion 
Europa der Konservativen und Reformisten, 
die Lega Nord und die Slowakische National-
partei hatten sich bereits vor den Wahlen dem 
Le-Pen-Wilders-Bündnis Europäische Allianz 
für Freiheit angeschlossen. Farage selbst hatte 
die Kooperation mit Le Pen mit Verweis auf den 
Antisemitismus im Front National verweigert. 
Es schien, als seien der UKIP die Bündnispart-
ner im Europäischen Parlament abhanden-
gekommen. Die Rettung kam schließlich aus 
Italien. Auch der italienische Komiker Beppe 
Grillo, dessen Fünf-Sterne-Bewegung bei der 
Europawahl in Italien zweitstärkste Kraft ge-
worden war, hatte Le Pen abblitzen lassen. 
Grillo ließ seine Parteianhänger per Online-Ab-
stimmung darüber entscheiden, ob man lie-
ber mit den Tories in der Fraktion Europa der 
Konservativen und Reformisten oder in einer 
neuen Fraktion mit Farages UKIP zusammen-
arbeiten wolle. Die Grillini entschieden sich mit 
einer Mehrheit von 78,1 Prozent für die Part-
nerschaft mit den Rechtspopulisten der UKIP. �
Damit war der Grundstein für Farages neue 
Fraktion gelegt. Die fehlenden nationalen De-
legationen zur Erlangung der offiziellen Frakti-
onsstärke kommen aus Schweden (Schweden-
demokraten), Litauen (Recht und Ordnung), 
Tschechien (Freiheit) sowie Frankreich(Joelle 
Bergeron, die den Front National verlassen hat). 

Der Rechtsdrall der britischen 
Konservativen wird als Reaktion 
auf den zunehmenden Erfolg der 
UKIP gedeutet.
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Wie prekär die Existenz der Fraktion Europa 
der Freiheit und Direkten Demokratie jedoch 
ist, zeigt eine kurze Episode, die sich im Okto-
ber abspielte. Die notwendige siebte Delega-
tion wurde bis zum 16. Oktober von der Let-
tin Iveta Grigule (Bauernverband Lettlands) 
gestellt, die an diesem Tag ihren Austritt aus 
der Fraktion erklärte. Sofort wurde Europa der 
Freiheit und Direkten Demokratie der Frak-
tionsstatus aberkannt. Es dauerte vier Tage, 
bis mit Robert Jarosław Iwaszkiewicz ein Mit-
glied der polnischen Partei Kongress der Neu-
en Rechten als Retter präsentiert wurde (drei 
weitere Abgeordnete des Kongresses der Neu-
en Rechten blieben fraktionslos). Da Europa 
der Freiheit und Direkten Demokratie auch 
weiterhin nur knapp das Mindestquorum für 
den Fraktionsstatus erfüllt, könnte es jederzeit 
wieder zu einem Zusammenbruch der derzeit 
kleinsten Fraktion im Europäischen Parlament 
kommen. Auch aus den Reihen der Politikneu-
linge vom MoVimento 5 Stelle sind auf den 
Fluren des Europäischen Parlaments bisweilen 
Stimmen zu hören, die mit der Mitgliedschaft 
in einer rechtspopulistischen Fraktion unzu-
frieden sind. 

Der große Rest: Le Pens  
und Wilders’ Bündnis Euro­
päische Allianz für Freiheit 
bleibt fraktionslos
Sollte Farages Europa der Freiheit und Direk-
ten Demokratie eines Tages endgültig ausei-
nanderfallen, wäre dies vielleicht die Chance 
für Marine Le Pen, am Ende doch noch eine 
Fraktion im Europäischen Parlament anzu-
führen. Im November 2013 hatte sie sich mit 
großem Medienspektakel mit Geert Wilders’ 
Freiheitspartei verbündet, um mit den weite-
ren Partnern Freiheitliche Partei Österreich, 
der Lega Nord, dem Vlaams Belang sowie den 
slowakischen Nationalisten und den Schwe-
dendemokraten als neue Rechtsfraktion das 
Europäische Parlament aufzumischen. Be-
reits im Jahr 2010 war eine offizielle Europa-
partei mit dem Namen Europäische Allianz 
für Freiheit (EAF) gegründet worden, die den 
Ausgangspunkt für eine Fraktion im Europä-
ischen Parlament nach der Europawahl 2014 
bilden sollte. Diese Fraktion kam jedoch nicht 
zustande. Grund ist einmal mehr der Extremis-
mus der anderen, das größte Hindernis für 
die Zusammenarbeit der extremen Rechten. 

EU- 
Mitgliedsstaat

Partei Ergebnis
2014

MdEP 
2014

Ergebnis 
2009

Fraktion
bis 2014

1 Großbritannien UKIP 26,77 24 (+11) 16,09 EFD

2 Italien MoVimento 5 Stelle 21,15 17 --- ---

3 Litauen Recht + Ordnung 14,25 2 (+/-0) 12,22 EFD

4 Schweden Schwedendemokraten 9,70 2 --- ---

5 Tschechien Partei der freien Bürger 5,24 1 --- ---

6 Frankreich Unabhängig  
(Front National)

24,95 
(FN)

1 6,3 (FN) NI (FN)

7 Polen Kongress der Neuen 
Rechten (Einzelvertreter)

7,15 
(KNP)

1 --- ---

Abb. 2: Zusammensetzung der Fraktion Europa der Freiheit und Direkten Demokratie
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Die UKIP und die Dänische Volkspartei hat-
ten der Europäische Allianz für Freiheit wegen 
des Antisemitismus im Front National die Ko-
operation verweigert – zuletzt hatte der Ehren-
vorsitzende des Front National, Jean-Marie le 
Pen, gedroht, aus dem jüdischen Sänger Pat-
rick Bruel eine «Ofenladung» zu machen. Die 
Schwedendemokraten sprangen nach dem 
Medienskandal um dem Spitzenkandidaten 
der Freiheitlichen Partei Österreichs, Andreas 
Mölzer, ab, der die EU unter anderem öffent-
lich als «Negerkonglomerat» bezeichnet hat-
te. Die polnische Partei Kongress der Neuen 
Rechten von Janusz Korwin-Mikke wurde Be-
richten zufolge von der Europäischen Allianz 
für Freiheit abgelehnt, weil Korwin-Mikkes Äu-
ßerungen zur Abschaffung des Frauenwahl-
rechts und seine Spekulationen über Hitlers 
angebliches Unwissen über den Holocaust als 
zu extrem wahrgenommen wurden. Die un-
garische Jobbik ist mit der slowakischen Na-
tionalpartei aufgrund von Minderheitenstrei-
tigkeiten verfeindet, wobei die Slowakischen 
Nationalisten am Ende den Wiedereinzug ins 
Europäische Parlament ohnehin verpassten. 
So blieb der französischen Europawahlsie-
gerin Marine Le Pen trotz der Steigerung der 
Mandate des Front National von drei auf 24 
nur der Weg zurück auf die Bank der frakti-
onslosen Abgeordneten, während Geert Wil-

ders sein Mandat als Europaabgeordneter 
gar nicht erst antrat. Der Front National und 
die Freiheitliche Partei Österreichs sollen aber 
bereits an einem neuen Projekt namens Mo-
vement of European Nations and Freedom ar-
beiten, an welchem sowohl die polnische Par-
tei Kongress der Neuen Rechten als auch die 
tschechische Freiheitspartei (derzeit Mitglied 
der Fraktion Europa der Freiheit und Direkten 
Demokratie) beteiligt sein sollen.
Eine weiter zu beobachtende Entwicklung ist 
die Kooperation zwischen Parteien aus dem 
Spektrum der Europäischen Allianz für Freiheit 
und der russischen Regierung unter Präsident 
Vladimir Putin. Während des Europawahl-
kampfes reisten Vertreter vom Front National, 
von der Freiheitlichen Partei Österreichs und 
vom belgischen Vlaams Belang am 16. März 
auf die von Russland annektierte Krim, um als 
Wahlbeobachter das Referendum über den 
Beitritt der Krim zu Russland zu legitimieren. 
Im November wurde bekannt, dass der Front 
National von der Ersten Tschechisch-Russi-
schen Bank, die ihren Sitz in Moskau hat, Kre-
dite über mindestens 9 Millionen Euro erhält 
(dem französischen Investigativ-Portal Media-
part zufolge soll es sich dabei nur um die ers-
te Tranche eines insgesamt 40 Millionen Euro 
umfassenden Kredits handeln, was der Front 
National bestreitet).

EU- 
Mitgliedsstaat

Partei Ergebnis
2014

MdEP 
2014

Ergebnis 
2009

Fraktion
2009–2014

1 Frankreich Front National 24,95 24 (+21) 6,3 NI

2 Niederlande Partei für die Freiheit 13,32 4 (-1) 16,97 NI

3 Österreich Freiheitliche Partei  
Österreichs

19,72 4 (+2) 12,71 NI

4 Italien Lega Nord 6,15 4 (-5) 10,2 EFD

5 Belgien Vlaams Belang 4,14 1 (-1) 9,85 NI

Abb. 3: Zusammensetzung der fraktionslosen Europäischen Allianz für Freiheit
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Der kleine Rest:  
Die Neonazis im Euro­
päischen Parlament
Die vierte Gruppe der Rechten im Europäi-
schen Parlament wird von den Neofaschisten 
und Neonazis von der ungarischen Partei Job-
bik, der Goldenen Morgenröte aus Griechen-
land und Udo Voigt von der deutschen NPD 
gebildet. Auch Jobbik pflegt Verbindungen 
nach Russland, zu Aleksandr Dugins Interna-
tionaler Eurasischer Bewegung. Parteichef 
Gabor Vona reiste noch während des Europa-
wahlkampfs noch Moskau, um an Dugins Uni-
versitätsinstitut einen Vortrag zu halten. Russ-
land gilt den ungarischen Neofaschisten als 
anti-liberale Speerspitze gegen die USA und 
die EU. 
Ataka aus Bulgarien und die British National 
Party verpassten beide den Wiedereinzug ins 
Europäische Parlament. Jobbik gingen damit 
im Europäischen Parlament Bündnispartner 
aus der Europäischen Allianz der Nationalen 
Bewegungen verloren. Die Allianz scheint 
dennoch weiter zu existieren, ihr steht weiter-
hin der Abgeordnete des Front National, Bru-
no Gollnisch, vor. Inwieweit die Parlaments-
neulinge NPD und Goldene Morgenröte in 
die Europäische Allianz der Nationalen Bewe-
gungen eingebunden werden, bleibt abzu-
warten. Voigt reichte im September 2014 im 

Europäischen Parlament eine Resolution zum 
Thema «Schutz der Menschenrechte in Grie-
chenland» ein, die sich gegen die Verhaftung 
von Abgeordneten der Goldenen Morgenröte 
richtete. 

Rechtsruck in der  
Europäischen Union? 
Die große Zahl der rechten Abgeordneten im 
Europäischen Parlament ergibt sich vor allem 
dadurch, dass die radikale Rechte große Er-
folge in den bevölkerungsreichsten Mitglieds-
staaten im Westen der EU erzielte. Wahlsieger 
wurden radikale Rechte in den verhältnismä-
ßig wohlhabenden EU-Staaten Frankreich 
(Front National), Dänemark (Dänische Volks-
partei) und Großbritannien (UKIP). Sehr er-
folgreich waren Rechtspopulisten auch in 
Deutschland (AfD), in den Niederlanden (Par-
tei für die Freiheit), in Finnland (Wahre Fin-
nen), in Schweden (Schwedendemokraten), 
in Italien (MoVimento 5 Stelle) und in Öster-
reich (Freiheitliche Partei Österreichs). In den 
fünf Programmländern Spanien, Portugal, Ir-
land, Zypern (Troika-Auflagen) und Rumänien 
(IWF-Auflagen) war im Mai 2014 dagegen kei-
ne radikale rechte Partei erfolgreich. Griechen-
lands Goldene Morgenröte ist eine Ausnahme, 
liegt aber mit rund zehn Prozent weit hinter der 
linken Wahlsiegerin SYRIZA. Auch die kleinen 

EU- 
Mitgliedsstaat

Partei Ergebnis
2014

MdEP 
2014

Ergebnis 
2009

Fraktion
2009–2014

1 Ungarn Jobbik 14,67 3 (+/-0) 14,77 NI

2 Griechenland Goldene Morgenröte 9,38 3 --- ---

3 Deutschland NPD 1,00 1 --- ---

4 Polen Kongress der Neuen 
Rechten 

7,15 4 --- ---

Abb. 4: Fraktionslose Parteien Jobbik, Goldene Morgenröte,  
NPD und Kongress der Neuen Rechten
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EU-Staaten Estland, Luxemburg und Malta 
entsenden keine Abgeordneten der radikalen 
Rechten ins Europäische Parlament. In Ost-
europa gibt es keine eindeutige Tendenz. Die 
Großrumänienpartei und die bulgarische Ata-
ka verpassten den Wiedereinzug ins Europäi-
sche Parlament, in Polen und Tschechien sind 
mit dem Kongress der Neuen Rechten und der 
Partei der freien Bürger neue Rechtsparteien 
aufgetaucht. Ein extremer Sonderfall bleibt 
Ungarn mit den Mitgliedern der Europäischen 
Volkspartei Fidesz und Jobbik.
Die rechten Parteien schaffen es bis auf Wei-
teres kaum, ihr zahlenmäßiges Potenzial zu 
bündeln, obwohl seit Jahren intensiv an euro-
päischen Bündnissen wie der Europäischen 
Allianz für Freiheit oder der Europäischen Al-
lianz der Nationalen Bewegungen gearbeitet 
wird. Der Extremismus der anderen in Form 
von allzu offenem Antisemitismus, Rassismus, 
Frauenfeindlichkeit oder Homophobie lässt 
rechte Parteien untereinander immer wieder 
auf Abstand gehen. Der bisher größte frakti-
onsübergreifende Erfolg der radikalen Rech-
ten ist der Ende November 2014 eingebrachte 
Misstrauensantrag gegen die EU-Kommissi-
on unter Jean-Claude Juncker. Anlass war der 
Luxemburg-Leaks-Skandal. Abgeordnete von 
der Fraktion Europa der Freiheit und Direkten 
Demokratie (UKIP, MoVimento 5 Stelle), dem 
Front National, der Partei für die Freiheit, der 
Lega Nord und der Freiheitlichen Partei Ös-
terreichs brachten den Antrag gemeinsam 

ein. 101 Abgeordnete des Europäischen Par-
laments stimmten für den Antrag, 88 enthiel-
ten sich, 461 stimmten dagegen. Interessant 
war das Abstimmungsverhalten in der Frakti-
on Europa der Konservativen und Reformisten. 
Während die Fraktion eine Erklärung veröf-
fentlichte, in der es hieß, die Fraktion habe ent-
schieden, sich zu enthalten, erklärte die AfD: 
«Alle AfD-Abgeordneten werden dem Miss-
trauensantrag gegen Juncker im Europaparla-
ment zustimmen.» Die AfD stimmte also nicht 
an der Seite der Tories ab, sondern an der vom 
Front National und der UKIP.
Die Orientierung eines Teils der radikalen Rech-
ten an Russland als antiliberaler und antiwest-
licher Gegenmacht zur USA und zur Europäi-
schen Union bekommt mit dem Millionenkredit 
für den Front National eine neue Qualität. Die-
ses ideologische und nunmehr finanzielle 
Bündnis sollte weiter beobachtet werden.

Anmerkung d. Hrsg. 
Unter der Führung des französischen Front 
National haben sich im Juni 2015 rechte �
Parteien im Europaparlament zur Fraktion �
Europa der Nationen und der Freiheiten �
zusammengeschlossen. Neben dem Front 
National sind die Partij voor de Vrijheid 
(Niederlande), die Lega Nord (Italien), die �
Freiheitliche Partei Österreichs, der Vlaams 
Belang (Belgien) sowie Abgeordnete aus 
Großbritannien und Polen Teil der neuen �
Fraktion.

Die große Zahl der rechten Abgeordneten im Europäischen 
Parlament ergibt sich vor allem dadurch, dass die radikale 
Rechte große Erfolge in den bevölkerungsreichsten 
Mitgliedsstaaten im Westen der EU erzielte. Wahlsieger 
wurden radikale Rechte in den verhältnismäßig 
wohlhabenden EU-Staaten Frankreich, Dänemark und 
Großbritannien. Sehr erfolgreich waren Rechtspopulisten 
auch in Deutschland, den Niederlanden, Finnland, 
Schweden, Italien und Österreich. 
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Gerd Wiegel

EUROPA VON RECHTS

Mit EU-Kritik und Eliten-Bashing wurde die ra-
dikale europäische Rechte zu einem der Ge-
winner der Europawahlen im Mai 2014. Einer 
einheitlichen oder auch nur ausdifferenzierten 
Vorstellung dessen, was dieses Europa sein, 
welche Rolle es in der Welt spielen soll, ist die-
ser Erfolg nicht zu verdanken. Nationale Inter-
essen, Sichtweisen und Befindlichkeiten waren 
der Hintergrund für die Erfolge rechter Partei-
en, mit denen jedoch ein allgemeines Unbeha-
gen gegenüber der Politik der nationalen und 
europäischen Eliten und massive Ängste vor al-
len Übeln, die sich mit dem Stichwort Globali-
sierung verbinden, zum Ausdruck kamen.
Als politische Arena spielt die EU für die Partei-
en der radikalen Rechten eine untergeordne-
te Rolle. Während die Tatsache, dass der Front 
National und die United Kingdom Independent 
Party (UKIP) in ihren Ländern jeweils zur stärks-
ten politischen Kraft bei den Europawahlen 
wurden, bis heute zu innenpolitischen Nach-
beben führt, sind sie auf der europäischen 
Bühne kaum wahrnehmbar. Das vorüberge-
hende und nur durch den schnellen Beitritt ei-
nes polnischen Rechtsaußen-Abgeordneten 
abgewendete Ende der Fraktion Europa der 
Freiheit und der direkten Demokratie im Eu-
ropäischen Parlament, der mit der UKIP und 
dem MoVimento 5 Stelle immerhin zwei Shoo-
tingstars der letzten Jahre angehörten, ver-
deutlicht einmal mehr, dass die radikale Rech-
te (zu der MoVimento 5 Stelle nicht gehört) 
Europa vor allem als Transmissionsriemen für 
ihre nationalen Ambitionen nutzt. Ein genaue-
rer Blick auf die europapolitischen Vorstellun-
gen der erfolgreichen Rechtsparteien zeigt, 
dass es hier starke Differenzen gibt, die sich 
aus den teils völlig unterschiedlichen ideolo-
gischen Bezugspunkten einer europäischen 
Rechten ergeben. Gemeinsamkeiten sind vor 
allem dort zu finden, wo es um die Ablehnung 

von Zuwanderung und die Rückholung von 
Souveränitätsrechten auf die nationale Ebene 
geht. Trotz dieser europapolitischen Abstinenz 
lohnt eine Beschäftigung mit den vorhande-
nen europapolitischen Vorstellungen und Dif-
ferenzen der europäischen Rechten, ist doch 
nicht auszuschließen, dass sie in einigen Län-
dern in absehbarer Zeit Gelegenheit bekommt, 
ihre Vorstellungen auch umzusetzen.

Neue Hoffnung Russland? 
Putin als ideologische Folie 
Am 31. Mai 2014 fand in Wien aus Anlass der 
Erinnerung an den 200. Jahrestag des Wie-
ner Kongresses ein Treffen internationaler 
Vertreter radikal rechter Parteien und Grup-
pierungen statt, das einen kleinen Einblick in 
die ideologischen und geopolitischen Vorstel-
lungen eines Teils der europäischen Rechten 
gibt. Zu den prominentesten Teilnehmern des 
Treffens gehörte der russische Rechtsintellek-
tuelle Alexander Dugin, einer der Gründer der 
Nationalbolschewistischen Partei Russlands 
und Chefideologe der Eurasischen Bewe-
gung in Russland. In den deutschen Medien 
wird Dugin als Einflüsterer Putins dargestellt, 
er selbst streitet das ab. Für die ideologische 
Rechte in Russland hat er aber offenbar eine 
herausragende Bedeutung.
Neben Dugin nahm der Vorsitzende der Frei-
heitlichen Partei Österreichs, Hans-Christian 
Strache, die Schwester der Vorsitzenden des 
Front National und Mitglied des Europäischen 
Parlaments, Marion Maréchal-Le Pen, der Vor-
sitzende der bulgarischen Rechtspartei Ataka 
sowie weitere Vertreter von Rechtsparteien 
beziehungsweise Bewegungen aus Spanien, 
der Schweiz und Kroatien teil. Thema des Tref-
fens war offenbar weniger die historische Re-
miniszenz an den Wiener Kongress, sondern 
die aktuelle europäische beziehungsweise eu-
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rasische Politik. Mit Blick auf die europäische 
Rechte führte Dugin aus, Russland werde ge-
genwärtig von «einer prorussischen fünften 
Kolonne in Europa unterstützt. Das sind euro-
päische Intellektuelle, die ihre Identität stärken 
wollen» (tagesanzeiger, 3.6.2014).
«Identität» ist für die radikale Rechte ein zen
trales Stichwort, und politische Bündnisse 
bemessen sich auch nach dem Kriterium, mit 
wem zusammen gegen eine vermeintliche Be-
drohung der Identität gehandelt werden kann. 
Ein Blick auf die Kommentierung des Wiener 
Treffens im rechten Internetforum Politically In-
correct zeigt, worin diese Bedrohung gesehen 
wird: «In Europa scheint sich so langsam eine 
Gegenbewegung zu Gender Mainstreaming, 
Islam-Appeasement, Masseneinwanderung, 
Asylmissbrauch und EU-Sozialismus zu bil-
den. Das Ganze im Verbund mit Russland, wo 
der gesunde Menschenverstand deutlich aus-
geprägter ist als in der immer weiter nach links 
driftenden EUdSSR. Auch wenn manch ein 
Teilnehmer dieses Treffens möglicherweise ei-
ne bedenkliche Biographie haben sollte, ist es 
wichtig, dass sich etwas tut» (Stürzenberger 
2014). 
Mit genau den hier genannten Themen war 
und ist die radikale Rechte in Europa erfolg-
reich, und ihre bündnispolitischen Vorstellun-
gen und auch ihr Bild von Europa hängen eng 
mit diesen Punkten zusammen. Insofern spielt 
für alle traditionell ideologisch ausgerichte-
ten Parteien der radikalen Rechten – und das 
ist eine wichtige Einschränkung – die EU die 
Rolle einer westlich liberalen, gegen alle Wer-
te der konservativen und faschistischen Rech-
ten gerichteten Macht, mit der man keinerlei 
Gemeinsamkeiten hat. Die Europavorstellung 
einer ideologisch ausgerichteten radikalen 
Rechten in Europa zielt also auf zwei Punkte: 
im Außenverhältnis Europas eine Abwendung 
vom Westen, das heißt von den USA und auch 
von Großbritannien; im Innenverhältnis eine 
Überwindung der mit dem Stichwort Libera-
lismus verbundenen Werte und Vorstellungen.

Russland und die Affinität zu Putin spiegeln 
in der gegenwärtigen geopolitischen Ausein-
andersetzung die ideologische Grundposition 
einer solchen Rechten: eine autoritäre natio-
nalistisch ausgerichtete Politik, eine restriktive 
Einwanderungspolitik insbesondere gegen-
über Muslimen aus den ehemaligen sowjeti-
schen Republiken, die harte militärische Hand 
gegenüber Tschetschenien, dazu eine repres-
sive Haltung gegenüber homosexuellen und 
liberal ausgerichteten zivilgesellschaftlichen 
Bewegungen. All das entspricht den Vorstel-
lungen zahlreicher europäischer Rechtspartei-
en, weshalb Putin Lob von Marine Le Pen bis 
hin zu Nigel Farage bekommt. Hinzu kommt 
als zentraler Punkt für die am ideologischen 
Modell einer europäischen radikalen Rechten 
ausgerichteten Parteien die zugeschriebene 
Frontstellung Russlands gegen das angloame-
rikanische Modell, das mit kultureller Minder-
wertigkeit, der Auflösung ethnischer Homo-
genität und der Aushöhlung eines autoritären 
staatlichen Zusammenhalts verbunden wird.

Radikale Rechte:  
Unterschiede und  
Gemeinsamkeiten
Die Ausdifferenzierung der erfolgreichen eu-
ropäischen Rechten ist trotz vieler verbinden-
der Themen und Forderungen mittlerweile 
weit fortgeschritten. Während es auf der einen 
Seite eine Reihe von Parteien gibt, die nach 
wie vor ideologisch fest in die Vorstellungen 
einer im weitesten Sinnen an faschistischen 
Vorbildern orientierten Rechten eingebunden 
sind, haben sich auf der anderen Seite Partei-
en gebildet, die diesen ideologischen Ballast 
der traditionellen Rechten weitgehend hinter 
sich gelassen haben und marktradikale Ele-
mente in ihre Politik integrieren. Die UKIP, die 
Dänische Volkspartei, die AfD und mit Abstri-
chen die Lega Nord und die Partei für die Frei-
heit von Geert Wilders gehören zu Letzteren, 
wohingegen der Front National, die Freiheitli-
che Partei Österreichs, Jobbik und die Golde-
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ne Morgenröte sehr viel stärker aus einer ideo-
logischen Tradition heraus Politik machen.
Der positive Bezug auf autoritäre Entwicklun-
gen in Russland etwa hat für den Front Natio-
nal oder Jobbik eine ideologische Dimension, 
die sich aus der erwähnten Ablehnung eines 
westlich-liberalen Modells ergibt. «Eurasien» 
dient hier als Stichwort für die geopolitische 
Abwendung vom durch die USA dominierten 
Westen. Für die UKIP oder andere Vertreter ei-
ner pragmatischen Rechten steht das westli-
che Modell, gerade in seiner marktradikalen 
Ausprägung, nicht zur Disposition. Zwar hört 
man auch hin und wieder von Nigel Farage ei-
nen positiven Satz über Putin, das hat jedoch 
wenig mit ideologischer Nähe zu tun. Viel-
mehr geht es dabei um eine konträre Positio-
nierung zur EU-Einheitssicht auf Russland.
Auch die Position von AfD-«Außenpolitiker» 
Alexander Gauland zum Verhältnis der EU be-
ziehungsweise Deutschlands zu Russland ist 
in gewisser Weise sehr viel differenzierter, als 
das im Mainstream der Fall ist. Als Konservati-
ver argumentiert jemand wie Gauland vor dem 
Hintergrund eines traditionellen deutschen 
Rollenverständnisses als «Mittler zwischen 
Ost und West», womit jedoch immer der An-
spruch auf eine hegemoniale Rolle Deutsch-
lands in Europa verbunden war. Im Rahmen 
einer intellektuellen Neuen Rechten feierte 
diese Position nach der Vereinigung 1990 eine 
kurzzeitige (feuilletonistische) Renaissance, 
spielt aber seither nur noch in diesen Zirkeln 
eine Rolle. Vor dem Hintergrund einer völlig 
einseitigen Dämonisierung Russlands, die in 
der Bevölkerung jedoch auf passiven Wider-
stand zu stoßen scheint, bleibt abzuwarten, 
wie weit sich die AfD auch mit solchen Positio-
nen Gehör verschaffen kann.
Neben der ideologisch motivierten Kritik an 
der Außenpolitik und der geopolitischen Rol-
le der EU gibt es eine Reihe weiterer Positio-
nierungen aufseiten der Rechten, die diese 
miteinander teilen. So ist die Ablehnung der 
sogenannten Euro-Rettungspolitik allen Par-

teien der radikalen Rechten in Europa gemein, 
wenn auch aus unterschiedlichen Gründen. 
Sie fordern ein «Europa der Nationen» bezie-
hungsweise ein «Europa der Regionen» und 
wenden sich daher gegen alle weiteren Schrit-
te in Richtung einer stärkeren europäischen 
Integration und gegen jegliche Stärkung 
von EU-Institutionen. Ihr erklärtes Ziel ist es, 
die Souveränität der nationalen beziehungs-
weise regionalen Ebene zu stärken und Ent-
scheidungsbefugnisse wieder zurückzuho-
len. Während der Front National, die UKIP und 
auch die Partei für die Freiheit für einen Aus-
tritt aus der EU stehen, wollen die Freiheitliche 
Partei Österreichs, die Lega Nord, der Vlaams 
Belang und auch die AfD die Mitgliedschaft ih-
rer Länder nicht grundsätzlich infrage stellen.
Als zentrales ideologisches Bindeglied der eu-
ropäischen Rechten lässt sich zudem der An-
tiislamismus ausmachen wie auch ein unter-
schiedlich ausgeprägter Ethnopluralismus, 
wodurch eine bedrohliche Verbindung zu 
Mehrheitsstimmungen in zahlreichen europä-
ischen Ländern besteht. Die Wahrnehmung 
des Islam als kulturell fremd und bedrohlich ist 
spätestens seit den Anschlägen 2001 weltweit 
verbreitet und findet durch die aktuellen Ent-
wicklungen im Zusammenhang mit dem Is-
lamischen Staat neue Nahrung. In Abstufung 
findet man bei allen diesen Parteien darüber 
hinaus eine meist völkisch motivierte Abgren-
zung von Zuwanderern, die als kulturell prin-
zipiell fremd und nicht integrierbar angesehen 
werden. Die Gruppen solcher Zuschreibungen 
kultureller Differenz variieren: Während in Un-
garn und zahlreichen osteuropäischen Län-
dern die Roma im Zentrum des rassistischen 
Diskurses stehen, sind es in Frankreich und 
den Niederlanden häufig die Einwanderer aus 
den früheren Kolonien. 
Der Ethnopluralismus, der in den 1980er Jah-
ren den desavouierten biologistischen Rassis-
mus als zentraler ideologischer Bezugspunkt 
einer radikalen Rechten abgelöst hat, spielt für 
Parteien wie den Front National, die Freiheitli-
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che Partei Österreichs, die Lega Nord, Jobbik 
und die Goldene Morgenröte nach wie vor eine 
entscheidende Rolle. Aber auch in der AfD, in 
der UKIP und in der Partei für die Freiheit fin-
den sich Versatzstücke dieser Ideologie. Im 
Gegensatz zum historischen Rassismus wird 
im häufig auch als Kulturalismus (da Kultur an 
die Stelle von «Rasse» tritt) bezeichneten Eth-
nopluralismus keine Hierarchie zwischen den 
Kulturen behauptet. Ziel ist die Reinhaltung 
oder Erhaltung jeder Kultur, weshalb ihre Ver-
mischung unter allen Umständen zu vermei-
den sei, woraus sich die Ablehnung von Zu-
wanderung aus anderen Kulturkreisen ableitet. 
Bei Parteien wie der AfD oder UKIP überwiegt 
aber (noch) eine Form des «Nützlichkeitsras-
sismus», die die Frage von Zuwanderung vor 
allem danach beantwortet, ob diese als vorteil-
haft für den Wirtschaftsstandort beziehungs-
weise das Kapital eingeschätzt wird. 
Auch außenpolitische Positionierungen finden 
häufig vor diesem ideologischen Hintergrund 
statt. So begrüßt etwa Jobbik das Referen
dum auf der Krim als Stärkung des «Selbstbe-
stimmungsrechts einer Gemeinschaft», womit 
die ethnische/kulturelle Nähe zu Russland ge-
meint ist. Aber ohne Frage ist es der Nationa-
lismus all dieser Parteien, der ihren Blick auf 
die internationale Politik vor allem bestimmt. 
So lehnt der Front National westliche Interven-
tionen im Irak oder Syrien mit dem Hinweis 
auf «wertvolles französisches Blut» ab, das für 
fremde Interessen (gemeint sind die der USA) 
vergossen würde, und warnt vor weiteren 
Flüchtlingsströmen (vgl. Schmid 2013a). Ty-
pisch ist auch die Äußerung von Marine Le Pen 
zur aus Frankreich stammenden IWF-Chefin 
Christine Lagarde: «Madame Lagarde ist kei-
ne französische Politikerin, sondern eine vater-
landslose Politikerin. Wenn man an der Spitze 
solcher internationaler Organisationen steht, 
vergisst man seine Nationalität, man bezieht 
sich nicht mehr darauf, und vor allem darf man 
nicht in Bezug auf die Interessen der eigenen 
Nation denken» (zitiert nach: Schmid 2013b).

Effekte der radikalen  
Rechten auf die Politik  
in Europa
Trotz aller Wahlerfolge in der jüngsten Vergan-
genheit werden die radikalen Rechtsparteien 
kurzfristig wohl nicht die Kraft und die Macht 
haben, den Weg Europas in ihrem Sinne zu 
beeinflussen. Die Frage ist jedoch, ob die 
rechten Erfolge Auswirkungen auf die herr-
schende Politik haben beziehungsweise ob 
die extreme Rechte ihren Vormarsch fortset-
zen kann? Solche Effekte ließen sich bereits 
nur wenige Tage nach den Europawahlen be-
obachten: In Frankreich wurde das Vorhaben 
eines kommunalen Wahlrechts für Auslän-
der, die nicht aus EU-Ländern kommen, von 
der linken Regierung sofort auf Eis gelegt. In 
Großbritannien kündigte Regierungschef Ca-
meron an, die europäischen Freizügigkeits-
regelungen mit Blick auf die Zuwanderung 
aus Osteuropa zur Disposition stellen zu wol-
len, ein Thema, das zuvor vor allem von der 
UKIP-Partei aufgegriffen worden war. 
Auch in Deutschland dürfte eine mittelfristi-
ge Etablierung der AfD Auswirkungen auf die 
Bundespolitik haben: Beim Thema Zuwande-
rung und bei der Frage nach der weiteren eu-
ropäischen Entwicklung könnte bald auch die 
Angst vor weiteren Wahlerfolgen der AfD die 
Position der Regierungskoalition prägen. Ähn-
lich kann der Verweis auf den Aufstieg der Eu-
ro-Kritiker auch zur Verschärfung der ohnehin 
hartleibigen Austeritätspolitik der Bundesre-
gierung beitragen.
Außenpolitische Verschiebungen im Hin-
blick auf die generelle westlich-transatlanti-
sche Verankerung der EU sind durch die Er-
folge der Rechtsparteien dagegen nicht zu 
erwarten. Dafür ist ihre Rolle zu schwach. 
Dennoch lässt sich angesichts der Krise der 
französischen Konservativen und der de-
saströsen Politik von François Hollande nicht 
ausschließen, dass Marine Le Pen bei den 
nächsten Präsidentschaftswahlen eine realis-
tische Chance hat, zu gewinnen. Was würde 



Europa von rechts 19

es bedeuten, wenn ein Kernland der EU von 
einer Politikerin der radikalen Rechten geführt 
wird? Und wer will heute ausschließen, dass 
die Briten auch bei den nächsten Unterhaus-
wahlen die UKIP in einem ähnlichen Maße 
unterstützen werden, wie es bei den Europa-
wahlen der Fall war? Und lässt sich ausschlie-
ßen, dass sie sich 2017 dafür aussprechen 
werden, die EU zu verlassen? Auch der Um-
gang in Europa mit einer Rechtsaußen-Re-
gierung wie der derzeitigen in Ungarn lässt 
wenig Hoffnung aufkommen. Für die Linke 
werfen die Erfolge von rechts ebenfalls drin-
gende Fragen auf, zumal diese Erfolge mit 
Themen und Forderungen erzielt wurden, die 
teilweise auch von der Linken vertreten wer-
den. Harte Kritik an einer neoliberal agieren-
den EU sollte von links noch deutlicher, aber 
ohne jede Verklärung der Möglichkeiten na-
tionaler Gegenmacht formuliert werden. Die 
Rückholung von Kompetenzen auf die natio-
nale Ebene könnte von links einen Diskurs le-
gitimieren und befördern, der in Deutschland 
und Europa eindeutig rechts dominiert ist. 
Während die rechte EU-Kritik immer in Ab-
grenzung zu internationalistischen Ansätzen 
formuliert ist, kommt es für die Linke gerade 
darauf an, nationale Kämpfe mit einer interna-
tionalen Perspektive zu verbinden. Insofern 
muss eine Kritik an der EU immer an den so-
zialen Interessen der Menschen und nicht an 
Fragen von Zugehörigkeit, kultureller Nähe 
und Homogenität ansetzen.
Und auch eine dringend nötige differenzierte 
Sicht auf die Ukraine-Russland-Krise und die 
westlichen Interessen in dieser Krise darf nicht 
dazu führen, linke Standards bei Themen wie 
Antirassismus, Homophobie, Demokratie und 
Völkerrecht außer Acht zu lassen. Der Bezug 
von Teilen der europäischen Rechten auf Pu-
tins Russland ist nicht zufällig und sollte für 
Linke eine Warnung sein, in der Auseinander-
setzung mit den hegemonialen Bestrebungen 
des Westens nicht in ein altes Freund-Feind-
Schema zurückzufallen. 

Die Euro- und die Wirtschaftskrise haben 
deutlich gemacht, dass die Europäische Uni-
on nicht so fest gegründet ist, wie es den An-
schein erwecken will. Auch in den bürgerli-
chen Eliten gab und gibt es Stimmen, die über 
eine Rückabwicklung nachdenken. Stellver-
tretend für viele Stimmen konnte man 2011 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung von 
Dirk Schümer lesen: «Europa muss daher auf 
das begrenzt werden, was die Europäer über-
haupt noch einigermaßen verstehen und dann 
mit dem Stimmzettel bewerten können. Das 
ist nicht die Brüsseler Lobby- und Kompro-
missfabrik, in deren Maschinenraum heute 
achtzig Prozent unserer Gesetze zusammen-
gebastelt werden. Sondern das wäre einzig 
und allein ein Europa der demokratischen 
Nationen.» Der nationale Diskurs ist rechts 
dominiert, das muss allen, die einer solchen 
Rückabwicklung das Wort reden, klar sein. 
Die linke Antwort auf die berechtigte Kritik an 
einem Europa des Kapitals muss also jenseits 
dieses verminten Geländes liegen. 

Literatur
Schmid, Bernard (2013a): Kein Blut für 
Gas, in: Jungle World, Nr. 38, 19.9.2013,  
unter: http://jungle-world.com/arti-
kel/2013/38/48490.html.

Schmid, Bernard (2013b): Marine Le Pen 
schneidet bei Umfrage als zweitbeliebtes-
te Politikerin ab, in: LabourNet Germany, 
6.3.2013, unter: www.labournet.de/interna-
tionales/frankreich/politik-frankreich/rech-
te-f/marine-le-pen-schneidet-bei-umfra-
ge-als-zweitbeliebteste-politikerin-ab.

Stürzenberger, Michael (2014): Wien: 
Geheimtreffen von Heinz-Christian Stra-
che, Marion Le Pen und Aleksandr Dugin, 
in: Politically Incorrect, 4.6.2014, unter: 
www.pi-news.net/2014/06/wien-geheim-
treffen-von-heinz-christian-strache-mari-
on-le-pen-und-aleksandr-dugin.

http://jungle-world.com/artikel/2013/38/48490.html
http://jungle-world.com/artikel/2013/38/48490.html
http://www.labournet.de/internationales/frankreich/politik-frankreich/rechte-f/marine-le-pen-schneidet-bei-umfrage-als-zweitbeliebteste-politikerin-ab/
http://www.labournet.de/internationales/frankreich/politik-frankreich/rechte-f/marine-le-pen-schneidet-bei-umfrage-als-zweitbeliebteste-politikerin-ab/
http://www.labournet.de/internationales/frankreich/politik-frankreich/rechte-f/marine-le-pen-schneidet-bei-umfrage-als-zweitbeliebteste-politikerin-ab/
http://www.labournet.de/internationales/frankreich/politik-frankreich/rechte-f/marine-le-pen-schneidet-bei-umfrage-als-zweitbeliebteste-politikerin-ab/


Der MoVimento 5 Stelle und linke Strategien gegen Rechtspopulismus20

Mimmo Porcaro

DER MOVIMENTO 5 STELLE UND LINKE 
STRATEGIEN GEGEN RECHTSPOPULISMUS

Bei den letzten Europawahlen im Mai 2014 
erzielte die Liste Tsipras (L’Altra Europa con 
Tsipras, AET) in Italien mit 4 Prozent der Wäh-
lerstimmen ein positives Ergebnis. Positiv, da 
die italienische radikale Linke wieder über ei-
ne parlamentarische Vertretung (3 Sitze) ver-
fügt. Allerdings kann das nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass sich die radikale Linke in 
einer schweren Krise befindet. Einer Krise die 
sich nicht nur im großen Erfolg der moderaten 
Linken (Partito Democratico, PD) manifestiert, 
die 40 Prozent der Stimmen gewannen, son-
dern auch in der anhaltenden Stärke (21 %) 
der wichtigsten populistischen Partei, zusam-
mengesetzt und gewählt auch von vielen ehe-
maligen Aktivisten und Wählern der radikalen 
Linken: des MoVimento 5 Stelle (Fünf-Ster-
ne-Bewegung, M5S) von Beppe Grillo. Es 
war der beeindruckende Wahlerfolg des M5S 
(aus dem Stand heraus 25,5 % der Wähler-
stimmen), der 2013 den Einzug von Rivoluzi-
one Civile – ein Wahlbündnis aus Parteien und 
Bewegungen, dem auch die Partito della Ri-
fondazione Comunista (PRC) angehörte – ins 
Parlament verhinderte. Und es ist im Wesent-
lichen die Bestätigung dieser Stärke des M5S 
an den Wahlurnen, die dazu führt, dass er als 
einzige Alternative zur übermächtigen PD 
wahrgenommen wird. Um der Stärke der PD 
und des M5S etwas entgegensetzen zu kön-
nen, bedürfte es eines Subjekts, das in der La-
ge wäre, eine kohärente Alternative auszuar-
beiten. Aber die Liste Tsipras schafft es nicht, 
sich in etwas umzuwandeln, was mehr als ein 
reines Wahlbündnis ist. Und selbst wenn dies 
gelänge, so wären ihre Ansichten zu vage und 
zu widersprüchlich. 
Diese Situation hat ihre tieferen Wurzeln in 
den theoretischen und kulturellen, aber auch 

politischen und organisatorischen Mängeln 
der Parteien und Bewegungen der italieni-
schen radikalen Linken. Ihr Niedergang wird 
dadurch verursacht, dass es ihr nicht gelingt, 
die veralteten und sachlich falschen Teile ihrer 
theoretischen Anschauungen zu modifizieren. 
Wenn sie auch zu Recht den rückschrittlichen 
Charakter des Neoliberalismus anprangerte 
und eine Alternative ausarbeitete, die die Feh-
ler des Staatssozialismus nicht wiederholt, so 
hat die radikale Linke sich jedoch zweifach 
geirrt: Einerseits nahm sie an, man könne die 
Globalisierung (und also auch Europa) de-
mokratisieren, andererseits meinte sie, dass 
durch das konstante und stetige Wachstum 
der Bewegungen und der «Basisdemokratie» 
das Problem der Eroberung und Transforma-
tion der Staatsmacht gelöst und überwunden 
werden könnte.
Die Beteiligung an der zweiten Regierung Prodi 
in den Jahren 2006 bis 2008 (einer Koalitionsre-
gierung unter Beteiligung der Rifondazione Co-
munista und unterstützt von zahlreichen Bewe-
gungen) war der erste große Beleg dafür, dass 
diese Ansichten falsch sind. Die Europäische 
Union fuhr fort, ihre neoliberale Orthodoxie zu 
demonstrieren, und die italienische Regierung 
unterstützte sie darin voll und ganz, indem sie 
ungeheure Kürzungen der öffentlichen Aus-
gaben beschloss, die noch über die Forderun-
gen der EU hinausgingen. In dieser Situation 
haben die Mehrheit der Bewegungen und vor 
allem die Organisationen, die ja die Infrastruk-
tur der Bewegungen bilden, statt alle gemein-
sam mit der Rifondazione Comunista dagegen 
zu kämpfen und die Regierung zu einem Links-
schwenk zu bewegen, es vorgezogen, jede für 
sich mit Prodi und der PD über Einzelfragen 
zu verhandeln, um politische und finanzielle 
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Unterstützungen zu erhalten. Gleichzeitig of-
fenbarte die Rifondazione Comunista alle ihre 
politischen und organisatorischen Unzuläng-
lichkeiten (fehlende Koordinierung zwischen 
den einzelnen Kabinettsmitgliedern, zwischen 
ihnen und den Abgeordneten, zwischen den 
institutionellen Repräsentanten und der Partei). 
Sie schaffte es weder, die Regierung zu beein-
flussen, noch, die Bewegungen zu koordinie-
ren, und wurde nach und nach von den Bür-
gern als ein (auch noch bedeutungsloser) Teil 
der politischen «Kaste» angesehen. Dazu trug 

auch Fausto Bertinotti bei (der für die italieni-
schen Wähler die Personifizierung der Rifonda-
zione Comunista darstellte), der sich nicht für 
ein Ministeramt, sondern für das Amt des Par-
lamentspräsidenten entschied. Dies schwäch-
te die Partei und ließ sie letztlich als in den Staat 
integriert erscheinen. Und schließlich, fast 
machtlos im Bereich der Wirtschafts- und der 
Wohlfahrtspolitik, konzentrierte die Rifonda-
zione Comunista ihre Kräfte auf Fragen der 
Bürgerrechte und der Einwanderung. Dies 
verstärkte in den weniger gebildeten und tra-
ditionell denkenden Schichten der Arbeiter den 
Eindruck, dass die Partei sich nur noch für die 
«Schwarzen» und Homosexuellen interessiere 
und die Arbeiter nicht mehr vertrete. Wie man 
sieht, fanden sich in der Teilnahme der radika-
len Linken an der Regierung Prodi schon, für 
jeden sichtbar, die Keime der späteren Hinwen-
dung zum Populismus.

Bei den Wahlen nach dem Sturz der Regie-
rung verlor die radikale Linke zunächst Stim-
men an die PD (im Namen des Kampfes ge-
gen Berlusconi) und an die Nichtwähler. In 
den folgenden Jahren, als sich die Krise der 
radikalen Linken vertiefte (Spaltung der PRC, 
Schwäche der Bewegungen), führten die 
Auswirkungen der ökonomischen Krise und 
des institutionellen Neoliberalismus der Eu-
ropäischen Union zur Vertiefung des Grabens 
zwischen den Wählern und der radikalen Lin-
ken, der wenige Jahre zuvor noch ein wach-

sender Erfolg vorherbe-
stimmt schien.
Auf den ersten Blick er-
scheint es sehr seltsam, 
dass das Auftreten der tiefen 
ökonomischen Krise und da-
mit (auch) der Ineffizienz des 
Neoliberalismus statt den 
Teil der Linken zu stärken, 
der schon immer gegen den 
Neoliberalismus gekämpft 
hat, ihn so weit geschwächt 
hat, dass er fast verschwin-

det. Aber schließlich hat die radikale Linke, 
auch wenn sie die Ungerechtigkeiten und Un-
zulänglichkeiten des vorherrschenden öko-
nomischen Systems anprangerte, weder das 
Ausmaß noch die Schwere noch die Formen 
der Krise und der Gegenmaßnahmen der herr-
schenden Klassen vorhergesehen. Sie hat die 
Schärfe der Krise nicht vorhergesehen und da-
mit auch nicht, wie schnell sich die politischen 
Beziehungen vor allem in den schwächsten 
Ländern des westlichen Kapitalismus (unter ih-
nen auch Italien) verändern. Sie hat auch nicht 
die «Rückkehr» des Staates vorhergesehen als 
zentralen Ort der kapitalistischen Krisenbewäl-
tigung, als ein Mittel, das es den herrschenden 
Klassen erlaubt, die Krise dazu zu nutzen, ihre 
Herrschaft über die Arbeit zu vertiefen.
Kurz gesagt hat die Krise den unzureichen-
den Realismus eines Transformationsmo-
dells aufgezeigt, das auf dem fortschreitenden 

Die italienische radikale Linke irrte  
sich zweifach: Einerseits nahm sie an, 
man könne die Globalisierung 
demokratisieren, andererseits meinte 
sie, dass durch das konstante und 
stetige Wachstum der Bewegungen und 
der «Basisdemokratie» das Problem  
der Eroberung und Transformation der 
Staatsmacht gelöst und überwunden 
werden könnte.
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Wachstum der sozialen Selbstorganisation 
und auf der fortschreitenden Entleerung des 
Staates und des Kapitals beruhte. Der Ideo-
logie Antonio Negris zum Trotz (die die beste 
Zusammenfassung der Ansichten der italieni-
schen radikalen Linken ist) gehen weder der 
Staat noch das Kapital in der Gesellschaft auf. 
Diese konzentrieren sich vielmehr in den Re-
gierungen, in den angeblich «technischen» 
übernationalen Institutionen und den gro-
ßen Finanz-Holdings. Es ist nicht möglich, die 
Macht aufzulösen und zu demokratisieren, 
ohne vorher diese großen Konzentrationen zu 
erobern. Statt eines Stellungskrieges, der ei-
ne allmähliche Veränderung der sozialen Be-
ziehungen zum Ziel hat, präsentiert sich heute 
die Transformation, wenigstens in den Län-
dern Südeuropas, als ein Bewegungskrieg, 
bei dem es um die Staatsmacht und den Be-
sitz des Kapitals geht. Aber die radikale Linke 
war nicht in der Lage, diese Transformation zu 
deuten. Ihre Vorschläge präsentieren sich wie 
ein Mix aus keynesianischer Politik und indi-
viduellen und sozialen Rechten, ein Mix, der 
den privaten Charakter des Kapitalbesitzes 
nicht infrage stellt. Das vorgeschlagene De-
mokratiemodell befasst sich fast nie mit der 
inneren Transformation des Staates, sondern 
mit der Gesellschaftsform. Sie setzt die Erobe-
rung des Staats nicht voraus, sondern die Di-
alektik zwischen diesem kapitalistischen Staat 
und der Zivilgesellschaft. Die radikale Linke 
hat sich also sehr wenig radikale Ziele gesetzt, 
ungeeignet für die Bedürfnisse dieses histori-
schen Momentes. 
Zu dieser Unzulänglichkeit der Ziele kommen 
noch zwei weitere Nachteile hinzu. Der erste, 
weniger offensichtliche, aber sehr wichtige 

steht im Zusammenhang mit der Identifika
tion der sozialen Subjekte der Transformation. 
Der zweite steht im Zusammenhang mit dem 
Ort der Transformation, also der Einschätzung 
der Europäischen Union. Die italienische radi-
kale Linke wendet sich an die bewussten Ar-
beiter und/oder an die aktiven Bürger. Einem 
in den 1970er Jahren entwickelten Modell der 
«Neuen Linken» folgend, nimmt sie an, dass 
die Transformation mit sozialen Konflikten be-
ginnt, um sich dann (eventuell) in einen poli-
tischen Konflikt umzuwandeln. Sie verlangt 
von den Einzelpersonen, sich zuallererst als 
Arbeiter zu mobilisieren, um so die Kräftever-
hältnisse innerhalb der Gesellschaft zu ver-
schieben, und anschließend die politischen 
Verhältnisse zu modifizieren. Zu diesem Mo-
dell gesellt sich das Modell der partizipatori-
schen Demokratie, das von den Individuen 
verlangt, sich in «single-issue»-Vereinigungen 
zu sammeln, wie bewusste, informierte, tech-
nisch kompetente Bürgern zu handeln, die in 
der Lage sind, in jedem Bereich der sozialen 
Organisation wirkungsvoll einzugreifen, um 
diese durch Diskussionen, durch Vorschläge 
alternativer (technischer) Lösungen, durch die 
Entwicklung gerechterer sozialer Verhältnisse 
und durch Druck auf die öffentlichen Autoritä-
ten zu verändern. 
Das erste Modell ist ungeeignet für die gegen-
wärtige Realität. Aufgrund der Zersplitterung 
der Arbeiter, der Kooptation ihrer politischen 
und gewerkschaftlichen Organisationen, dem 
Fehlen einer der Einheit dienenden Ideologie 
und der Schwäche der Arbeiter selbst auf dem 
Arbeitsmarkt nehmen die Individuen (realis-
tisch betrachtet) den Bereich der Arbeit als ei-
nen Bereich der Unterordnung wahr, den sie 

Statt eines Stellungskrieges, der eine allmähliche 
Veränderung der sozialen Beziehungen zum Ziel hat, 
präsentiert sich heute die Transformation, wenigstens in 
den Ländern Südeuropas, als ein Bewegungskrieg, bei dem 
es um die Staatsmacht und den Besitz des Kapitals geht.



Der MoVimento 5 Stelle und linke Strategien gegen Rechtspopulismus 23

heute nicht verändern können. Sie ahnen, 
dass die Transformation zuallererst auf der 
politischen Ebene erfolgen muss, und dass 
sie selbst in diesem Prozess, wenigstens an-
fangs, nicht als Arbeiter, sondern als Bür-
ger miteinbezogen werden – als Bürger, die 
hauptsächlich durch öffentliche Proteste und 
die Stimmabgabe agieren. Die radikalen Ap-
pelle zur Mobilisierung der Arbeiter verhallen 
deshalb ungehört. Nur die bereits organisier-
ten (und in der Regel relativ pri-
vilegierten) Arbeiter mobilisieren 
sich. Und das machen sie mittels 
der Gewerkschaften und mit be-
grenzten Zielsetzungen.
Das zweite Modell, das der parti-
zipatorischen Demokratie, ist si-
cherlich realistischer als das erste, 
weil es eine Form beschreibt, die 
tatsächlich existiert und die neu 
und manchmal effizient für die 
Bürgermobilisierung ist. Es han-
delt sich jedoch um eine elitäre Form. Nicht je-
de und jeder verfügt schließlich über die Zeit 
und nötige Bildung zum «Partizipieren». Der 
Großteil der Bevölkerung betätigt sich poli-
tisch, wie erwähnt, mittels Protest und Stim-
mabgabe. Wenn der Protest aber wirkungs-
los wird und die Stimmabgabe unnütz (wenn 
etwa die Institutionen sich lächerlich machen 
und die Parteien sich immer mehr gleichen), 
dann kann die partizipatorische Demokratie 
nicht das Vakuum ausfüllen, das durch das 
Ende der repräsentativen Demokratie ent-
standen ist. In der Tat erhöht die partizipato-
rische Demokratie zwar die Zahl der Bürger, 
die die öffentlichen Entscheidungen beein-
flussen können, das heißt, sie erweitert damit 
die Größe der Elite. Aber gleichzeitig wird der 
Graben zwischen dieser erweiterten Elite und 
dem Rest der Bevölkerung (der nicht zu einer 
intensiven Teilnahme befähigt ist oder dies 
nicht will) tiefer und unüberwindlicher als je-
ner zwischen den Wählern und den Parteien. 
Dadurch dass man sich an die bewussten und 

organisierten Arbeiternehmer wendet (bzw. 
an die aktiven Bürger), wendet sich die radika-
le Linke faktisch nur an die höher qualifizierten 
und privilegierten Arbeiter (die außerdem im 
Allgemeinen sich von der PD und «leistungs
orientierten» Reden angezogen fühlen) und 
vergrößert dadurch ihre eigene Distanz zu den 
weniger qualifizierten (und die Mehrheit stel-
lenden) Arbeitern selbst. So bereitet sie dem 
Populismus einen idealen Nährboden.

Wenn wir jetzt den Blick auf die Frage der Eu-
ropäischen Union lenken, so scheint es, als ob 
die radikale Linke sich absichtlich so verhält, 
als wolle sie die populistische Rebellion ver-
stärken. In einem Land wie Italien, das Tag für 
Tag den asymmetrischen Charakter der Euro-
päischen Union am eigen Leib spürt und das 
erfährt, dass der Euro dem nordeuropäischen 
Kapital offensichtlich einen strukturellen Vor-
teil verschafft, und in dem wir deshalb eine 
wachsende Stimmung gegen den Euro und 
tendenziell auch gegen die Europäische Uni-
on erleben, präsentiert sich die radikale Linke 
als ein «Wächter» der Mitgliedschaft Italiens in 
der Union. Sie besteht auf «mehr Europa» und 
kritisiert fast ausschließlich die von Brüssel an-
geordnete Austeritätspolitik, statt die radikale-
re kritische Position zu akzeptieren oder sich 
wenigstens mit dieser auseinanderzusetzen. 
Egal was man von dieser Position hält – und 
ich werde am Schluss sagen, was ich darüber 
denke –, so ist doch klar, dass das Beharren auf 
der Notwendigkeit der Europäischen Union 

Wenn der Protest aber wirkungslos 
wird und die Stimmabgabe unnütz 
(wenn Institutionen sich lächerlich 
machen und Parteien sich immer 
mehr gleichen), dann kann die 
partizipatorische Demokratie nicht 
das Vakuum ausfüllen, das durch 
das Ende der repräsentativen 
Demokratie entstanden ist.
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die radikale Linke von den am meisten verarm-
ten Bevölkerungsgruppen (befristet Beschäf-
tigte, von der Krise ruinierte Kleinunternehmer) 
entfernt, die auch am europafeindlichsten 
sind. Andererseits schafft es die Polemik ge-
gen die Austerititätspolitik nicht, die Stimmen 
der privilegierten (und daher europafreundli-
chen) Teile der Bevölkerung zu gewinnen, weil 
diese Polemik ebenso von der PD geteilt wird, 
die bei den letzten Europawahlen triumphier-
te, gerade weil sie es vermocht hat, Europa
freundlichkeit und Kritik an der Austeritätspo-
litik zu verbinden. «Mehr Europa und weniger 
Austerität» ist der gemeinsame Slogan von PD 
und radikaler Linker. Wie kann man auf dieser 
Grundlage glauben, dass Letztere sich von Ers-
terer unterscheiden kann? Die radikale Linke 
kann der PD nicht wirksam entgegentreten, 
weil sie keine wirkliche Eigenständigkeit ge-
genüber der PD besitzt, weil sie faktisch des-
sen außenpolitische Leitsätze teilt und dassel-
be Aktionsfeld der PD und des europäischen 
«Sozialismus» akzeptiert.
Alles bisher Gesagte erlaubt es – wenigstens 
teilweise –, die Schwäche der radikalen Lin-
ken gegenüber dem Populismus des M5S zu 
erklären und ihre Unfähigkeit, von den offen-
sichtlichen Widersprüchen und Schwierigkei-
ten dieser Bewegung zu profitieren. Aber um 
die Gründe für den Erfolg des M5S besser zu 
verstehen, ist es auch notwendig, über eini-
ge spezifische Aspekte und Ursachen seines 
Populismus nachzudenken, die dazu führen, 
dass er auch und gerade von vielen Linken ge-
wählt wird.

Der M5S weist sicherlich alle typischen Merk-
male des Populismus auf: 
1. � die Vorstellung eines «guten» Volkes, schi-

kaniert von einer «bösen» Macht und ge-
schwächt von Subjekten, denen die besten 
Werte des Volkes fremd sind (Einwanderer, 
Trittbrettfahrer der Wohlfahrtseinrichtun-
gen, unproduktive Arbeiternehmer etc.); 

2. � die Ablehnung der Rolle von Mittelsmän-
nern (Politiker, Gewerkschafter, Intellektu-
elle, Bürokraten und Spezialisten) und die 
Überzeugung, dass die Demokratie eigent-
lich «simpel» sei und sich alles lösen ließe 
durch eine direkte Demokratie, die dann oft 
eine plebiszitäre Form annimmt; 

3. � die Identifikation mit einem «Chef», der ge-
rade für seine autoritären Neigungen ge-
schätzt wird.

Diese populistischen Elemente finden wir 
beim M5S jedoch in einer ganz besonderen 
Ausprägung: 1. Trotz der Tendenz, die rassis-
tischen Stimmungen des italienischen Volkes 
zu umschmeicheln, zeigen die Online-Kon-
sultationen der Aktivisten der Bewegung oft 
antirassistische Ergebnisse; und trotz der 
dauernden Polemik des «Chefs» gegen die 
Rentner, Pensionäre und öffentlichen An-
gestellten bewegt sich das konkrete Verhal-
ten der Parlamentsfraktionen der Bewegung 
oft in die Gegenrichtung. 2. Das Unbehagen 
über die politischen, klientelistischen und ge-
werkschaftlichen Vermittlungstätigkeiten er-
streckt sich nicht – wie das beim Rechtspo-
pulismus der Fall ist – auf den institutionellen 
und juristischen Bereich; tatsächlich vertei-
digt der M5S außer dem Verhältniswahlrecht 
auch die Gewaltentrennung und die Unab-
hängigkeit der Justiz. 3. Die Treue zum «Chef» 
ist nicht mit blindem Gehorsam gleichzuset-
zen; auch wenn die strategischen Grundsatz
entscheidungen faktisch unanfechtbar sind, 
so sind doch alle anderen Fragen Gegenstand 
ständiger Online-Befragungen, und die Er-
gebnisse widersprechen oft den Vorgaben 
Beppe Grillos. 

«Mehr Europa und weniger 
Austerität» ist gemeinsamer 
Slogan von PD und radikaler 
Linker. Wie kann man auf 
dieser Grundlage glauben, 
dass Letztere sich von 
Ersterer unterscheiden kann?
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Zu dieser relativen Elastizität der 
Bewegung – sie erklärt ihre Fä-
higkeit, auch viele linke Wähler 
anzuziehen – gesellt sich eine 
Rhetorik, die in der Lage ist, va-
ge und unbestimmte Vorschlä-
ge so zu formulieren, dass sie 
viele Menschen mit eigentlich völlig entge-
gengesetzten Auffassungen und Sorgen über-
zeugen. Das wichtigste Beispiel bezieht sich 
gerade auf die Europafrage: Der M5S schafft 
es, entschieden europafeindlich aufzutreten, 
ohne jedoch jemals explizit den Austritt aus 
der Euro-Zone oder der EU zu fordern, da er 
diese Frage dem «Volkswillen» überlässt, also 
einem zukünftigen Referendum, dessen insti-
tutionelle Durchführbarkeit doch wenigstens 
fraglich erscheint.
Aber der wesentliche Grund für den Erfolg des 
M5S ist wahrscheinlich ein anderer. Und zwar 
ist dies nicht oder nicht nur die wütende Po-
lemik gegen die «Kaste» der Politiker, die er 
mit anderen politischen Kräften teilt, sondern 
seine Fähigkeit, die Wähler davon zu überzeu-
gen, dass diese Polemik zu konkreten Ergeb-
nissen führen kann. Der M5S besteht darauf, 
dass es in Kürze und dauerhaft möglich sei, 
die jetzige herrschende Klasse zu entthronen 
und durch eine neue Führungsschicht zu er-
setzen, die sich nicht aus Berufspolitikern zu-
sammensetzen und die der ständigen Kon
trolle des «Netzes» ausgesetzt sei. Auch wenn 
diese These auf grobe und vereinfachende 
Weise formuliert ist, auch wenn die zu stür-
zende «Klasse» nur mit den «Politikern» gleich-
gesetzt wird, auch wenn die vorgeschlage-
nen Lösungen oft naiv sind, so erfasst doch 
die Auffassung, dass die Machteroberung 
durch die Bürger notwendig und möglich ist, 
wesentlich besser als die Ansichten der radi
kalen Linken, was das Hauptproblem der ak-
tuellen politischen Phase ist. So sagt der M5S, 
dass heute die Selbstorganisation nicht ge-
nügt, dass der Konflikt nicht genügt, dass 
die Zivilgesellschaft nicht genügt, dass der 

«Druck» auf die öffentlichen Autoritäten nicht 
genügt, sondern dass man direkt auf die Er-
oberung und Transformation der Staatsmacht 
zielen muss, die immer noch das entscheiden-
de, wenn auch nicht ausschließliche Zentrum 
der sozialen Macht ist. Und der M5S begreift, 
dass die Eroberung des Staates in diesem his-
torischen Moment nicht der Schlussakt einer 
Mobilisierung sein kann, die von den Betrie-
ben ausgeht, sondern das Werk der «Bürger» 
sein muss. Somit hat der M5S die Radikalität 
der Situation wesentlich besser erkannt als die 
«radikale» Linke. Alle ihre mehr als gerecht-
fertigten Kritiken am Populismus des M5S, an 
dessen Unverständnis des Wesens des Kapi-
talismus und am Autoritarismus ihres Anfüh-
rers haben es bis heute nicht geschafft, an die-
ser elementaren Wahrheit zu kratzen. 

Was tun also? 
Die Schlacht ist noch nicht verloren. Die Krise 
vor allem in Südeuropa schreitet fort und ver-
schlimmert sich. Der große Erfolg der PD wird 
bald zurechtgestutzt werden. Die Schwierig-
keiten des M5S, die vor allem von seiner Klas-
senbasis herrühren, von der in ihr vorherr-
schenden Ideologie des «Kleinunternehmers», 
von der Unfähigkeit, ein umfassendes Bünd-
nis aller Beschäftigten vorzuschlagen und zu 
schmieden, und von der Wankelmütigkeit in 
der Europafrage könnten einer grundlegend 
erneuerten radikalen Linken viele Räume er-
öffnen.
Aber woran es fehlt, ist eben genau diese 
grundlegende Erneuerung. Weil es sich um ei-
ne schwierige Erneuerung handelt. Weil man 
Ansichten aufgeben muss, die nicht erst im 
21. Jahrhundert geboren wurden, sondern de-

Die Eroberung des Staates in diesem 
historischen Moment kann nicht der 
Schlussakt einer Mobilisierung sein,  
die von den Betrieben ausgeht, 
sondern das Werk der «Bürger».
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ren Wurzeln in die großen Kämpfe der 1970er 
Jahre zurückreichen. Es ist notwendig, eine Al-
ternative zum Kapitalismus zu definieren, die 
nicht nur aus Keynesianismus und Bürgerrech-
ten bestehen kann, sondern die wieder dem 
Sozialismus ähnelt. Es ist also nötig, das Kon-
zept der partizipatorischen Demokratie, der 
Selbstorganisation, des Gemeinwohls nicht 
als einen Ersatz, sondern als eine Ergänzung, 
Bereicherung und Aktualisierung der sozialisti-
schen Prospektive zu begreifen. Für eine inzwi-
schen veraltete Führungsgruppe, die gezwun-
gen ist, an das tägliche politische Überleben zu 
denken, und deshalb unfähig ist, sich weitge-
steckte Ziel zu setzen, sind dies alles kulturell 
keineswegs leichte Unterfangen.
Aber die größte Schwierigkeit der italienischen 
radikalen Linken ist eine andere. Auch wenn 
die Meinung, die ich jetzt nun vertreten wer-
de, zurzeit in der europäischen und vor allem 
in der italienischen Linken nur von einer Min-
derheit geteilt wird, so glaube ich doch, dass 
die grundsätzlichen Probleme der italienischen 
Arbeiter ohne die Rückkehr zum großen öffent-
lichen Eigentum nicht gelöst werden können 
und dass diese Rückkehr im neoliberalistischen 
Europa, in der Euro-Zone und demnächst in 
der TTIP-Zone nicht möglich ist. Und deshalb 
müssen die italienischen Arbeiter als allerers-
tes die Frage der internationalen Positionierung 
des Landes stellen, das mit dem westlichen Ka-
pitalismus brechen und sich Nordafrika, dem 
Mittleren Osten und den BRICS-Staaten öffnen 
sollte. Die italienischen Arbeiter müssen also 
die Frage der nationalen Souveränität (nicht im 
Sinne einer aggressiven Autarkie, sondern im 
Sinne eines Ausgangspunktes, um neue und 
gleichberechtigtere Beziehungen zwischen 

den Völkern aufzubauen) aus einem Klas-
senstandpunkt heraus angehen, eben um ihre 
Klassenbedürfnisse besser zur Geltung zu brin-
gen. Nur so können sie einen defensiven, de-
mokratischen und verfassungsmäßigen Natio-
nalismus ausarbeiten, um auf dieser Grundlage 
mit der Europäischen Union und der Nato zu 
brechen und neue soziale Bündnisse innerhalb 
des Landes und neue internationale Bündnisse 
in Europa und der Welt aufzubauen. 
Aber für die italienische Linke (bzw. für alle po-
litischen Richtungen des Landes) ist es extrem 
schwierig, sich einem nationalen und sogar na-
tionalistischen Diskurs zu stellen. Auch wenn 
alle bedeutenden Erfahrungen der Arbeiterbe-
wegung (angefangen bei der Pariser Kommu-
ne über den Großen Vaterländischen Krieg der 
Sowjetunion und der italienischen Resistenza 
bis zum lateinamerikanischen Sozialismus) mit 
nationaltypischen Forderungen verknüpft wa-
ren, schafft es die italienische Linke nicht, ei-
nen solchen Ausblick zu akzeptieren. Dies ge-
schieht sicherlich aufgrund der Erinnerung an 
die Vergangenheit, sprich der Tragödie des fa-
schistischen Nationalismus. Aber es geschieht 
vor allem aus verständlicher Angst vor der Zu-
kunft. Doch wenn die Gegenwart unerträglich 
werden wird, wird auch die Angst vor der Zu-
kunft aufhören und Italien wird sich mit sich 
selbst auseinandersetzen müssen. Wenn die 
Linke dann in der Lage sein sollte, einen de-
mokratischen Nationalismus anzubieten, kann 
sie wieder eine wichtige Rolle im Land spielen. 
Anderenfalls wird tatsächlich der populistische 
Nationalismus triumphieren, und er wird ein 
viel hässlicheres Gesicht haben als der aktuelle. 

Aus dem Italienischen von Bodo Acker

Auch wenn die Meinung, die ich jetzt nun vertreten werde, 
zurzeit in  Linken nur von einer Minderheit geteilt wird, so 
glaube ich doch, dass die grundsätzlichen Probleme ohne 
die Rückkehr zum großen öffentlichen Eigentum nicht 
gelöst werden können.
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DER FRONT NATIONAL IN 
FRANKREICH – AUF DEM WEG ZUR 
«NEUEN ARBEITERPARTEI»?

Der 25. Mai in Frankreich – 
ein «Aufstand der Armen»?
Als am Abend des 25. Mai feststand, dass der 
Front National (FN) mit deutlichem Vorsprung 
die Europawahl gewinnen würde, ließen die 
Reaktionen der nationalen (und internatio-
nalen) Presse nicht lange auf sich warten. So 
sprach man von einem «Triumph der Marine 
Le Pen» und einer «Schockwahl», die den FN 
zur «ersten Partei Frankreichs» gemacht habe. 
Auch die Diskussion über die Ursachen folg-
te bald. So unternahm der Wirtschaftswissen-
schaftler Nicolas Bouzou mit einem Leitartikel 
in «Le Monde»-online vom 27. Mai unter dem 
Titel «Die Revanche der Deklassierten» einen 
Versuch, die Beweggründe der Wähler des FN 
zu erklären. So seien es die Verlierer der «wirt-
schaftlichen Transformationsprozesse» der 
letzten 30 Jahre, die in den Sog der nationalis-
tischen «Populisten» geraten wären (Bouzou 
2014). Bouzou gab mit dieser Analyse tatsäch-
lich eine Zusammenfassung der im Moment 
vom wissenschaftlichen Mainstream verfolg-
ten Deutungslinie, nach der der politische 
Aufstieg des FN unmittelbar mit dem Anstieg 
von Arbeitslosigkeit, Armut und Ausweglosig-
keit einhergehen würde. Manche Beobach-
ter glauben im Front National sogar eine neue 
sozialdemokratische Partei erblicken zu kön-
nen, die mit ihrem Diskurs die soziale Frage 
anspreche, während sich die Rechte und die 
Linke um die beste marktliberale Ausrichtung 
der französischen Ökonomie streiten würden 
(z. B. Crépon 2010: 6).
Tatsächlich lassen die Zahlen, die die Demos-
kopie im Nachgang der französischen Europa-
wahlen präsentierte, auf den ersten Blick ei-
nen besonders hohen Zulauf für den FN aus 

der «classe populaire» («Volksklasse») und 
vonseiten der Jungen und Prekären erken-
nen: So lässt sich feststellen, dass 43 Prozent 
der Stimmen für den FN von «Arbeitern» ka-
men, 38 Prozent von Angestellten, 37 Prozent 
von Arbeitslosen und 30 Prozent von den Ge-
ringverdienern. Darüber hinaus scheint die 
FN-Wählerschaft relativ jung zu sein. So er-
hielt der FN bei den 30- bis 35-Jährigen etwa 
30 Prozent der Stimmen. Zentrale Gründe für 
die Wahlentscheidung waren die «Zuwan-
derungspolitik», gefolgt von «Kaufkraft» und 
«Arbeitslosigkeit». Ein Großteil der FN-Wäh-
ler macht für diese Entwicklung die EU ver-
antwortlich. So sehen 58 Prozent die EU-Mit-
gliedschaft als problematisch an und fast alle 
Wähler (93 Prozent) wollen eine «Stärkung der 
Handlungsfähigkeit Frankreichs» innerhalb 
der EU (Ipsos 2014: 4 ff.).
Allerdings zeigt sich auf den zweiten Blick, 
dass nicht die Rede davon sein kann, dass der 
FN massiv an Stimmen dazugewonnen hätte. 
Der Erfolg hängt vor allen Dingen mit der gro-
ßen Mobilisierungsfähigkeit der «Stammwäh-
ler» des FN zusammen, denn über 90 Prozent 
der Wähler, die 2012 Marine Le Pen ihre Stim-
me gegeben hatten, wählten den FN auch bei 
der Europawahl 2014 wieder. Da die Wahlbe-
teiligung insgesamt bei nur 42,3 Prozent lag, 
entsprechen die 24,9 Prozent des FN aller-
dings «nur» 10,3 Prozent aller Wahlberech-
tigten, was einem relativ konstanten Wert seit 
den 1980er Jahren entspricht.
Ohnehin zeigt sich, dass gerade die Milieus 
überdurchschnittlich stark zur Wahl gingen, 
die ohnehin der Rechten zuneigen: Gutver-
dienende und Rentner (ebd.: 8 f.). Die Ange-
hörigen der «Volksklasse» dagegen, die «lohn-



Der Front National in Frankreich – auf dem Weg zur «Neuen Arbeiterpartei»?28

abhängigen Beschäftigten», beteiligten sich 
trotz der ihnen unterstellten besonderen Af-
finität zum FN nur unterdurchschnittlich 
(36 Prozent). Das Gleiche gilt für die Jungwäh-
ler, die sich nur zu 27 Prozent der Wahlberech-
tigten dieser Altersklasse an der Wahl betei-
ligten (ebd.: 8). Der hohe prozentuale Anteil 
des FN hängt also mit der insgesamt niedrigen 
Wahlbeteiligung bei beiden Gruppen und der 
unterschiedlichen Mobilisierungsfähigkeit der 
Rechten und der Linken in diesem Segment 
zusammen.

Der FN und die Arbeiter – 
«Ausgrenzungserfahrungen» 
als Grund für den  
«Rechtsruck»?
Dass innerhalb der wissenschaftlichen De-
batte der Fokus dennoch auf dem Verhältnis 
«Volksklasse» und FN liegt, ist darauf zurück-
zuführen, dass innerhalb der französischen 
Sozialwissenschaft eine «Radikalisierung aus 
der Mitte der Gesellschaft» nicht ernsthaft 
diskutiert wird. Verantwortlich dafür sind die 
Diskussionen sowohl in der Geschichtswis-
senschaft als auch der Sozialwissenschaft. 
Während Erstere Frankreich als ein Land mit 
einer «breiten (liberalen) politischen Mitte» 
darstellt, das nur in ökonomischen Krisenzei-
ten von den sich radikalisierenden «sozialen 
Absteigern» «von außen» bedroht worden 
wäre (was eine Deckungsgleichheit zwischen 
Linksaußen und Rechtsaußen impliziert), be-
tonte die Sozialwissenschaft in den letzten 
Jahrzehnten mehr und mehr, dass der klassi-
sche Klassenantagonismus verschwunden 
und an seine Stelle eine «Mittelschichtsgesell-
schaft» getreten sei, die kein Oben und Unten, 
sondern nur noch Innen und Außen kenne 
(vgl. Bidou-Zachariasen 2003: 35 ff.). Mit der 
«neoliberalen Transformation» seien insbe-
sondere die Angehörigen der «Arbeiterklasse» 
ausgeschlossen worden und suchten in ihrer 
Hilflosigkeit ein Ventil, um dieser Ausgren-
zungserfahrung entgegenzuwirken (Castel 

2003: 13). Denn «als Angehörige der ‹Volks-
klassen› fühlen sie sich (die Arbeiter) nicht der 
Rechten zugehörig. Sie teilen viel mehr zahl-
reiche Werte und Einstellungen mit den Wäh-
lern der Linken, aber sie scheinen sich auf eine 
Stimme für den FN festgelegt zu haben auf-
grund ihrer Ablehnung der politischen Klasse, 
der Fremdenfeindlichkeit, der sozialen Ent-
täuschung und der Feindseligkeit gegenüber 
dem Aufbau Europas» (Perrineau 1997: 218). 
Die Folge ist laut Perrineau der «Gaucho-Lepe-
nisme» (Linkslepenismus). Ehemalige Links-
wähler hätten sich nach rechts «radikalisiert». 
Dieser «Rechtsruck» habe dafür gesorgt, dass 
Themen wie Fremdenfeindlichkeit und Angst 
vor dem Verlust der eigenen Identität auf ein-
mal im Zentrum der politischen Debatte ge-
standen hätten (Holeindre 2014).
Fairerweise muss man Sozialwissenschaft-
lern wie Perrineau zugestehen, dass seit den 
1990er Jahren tatsächlich ein deutlicher An-
stieg der Stimmenanteile des FN vor allen 
Dingen in den alten Hochburgen der Sozia-
listischen Partei zu beobachten war. Eine Ent-
wicklung, die mit dem Wahlsieg des FN bei 
den Kommunalwahlen im Frühjahr 2014 in der 
alten Bergbaugemeinde Hénin-Beaumont im 
Pas-de-Calais, die jüngst vor allem durch ihre 
hohe Zahl an Erwerbslosen und ihre korrupte 
Stadtverwaltung für Schlagzahlen sorgte, ih-
ren Höhepunkt erreichte (Crépon 2014). Die 
wenigen neuen Arbeitsplätze, die entstanden 
sind, finden sich vor allem Dingen in der Lo-
gistikbranche und einigen neuen Einkaufszen-
tren. Dort aber, wo in den Kohleminen noch 
starke Gewerkschaften «kollektive Solidarität» 
unter den Arbeitern herstellten, ist die Arbeits-
welt dieser «neuen Arbeiterklasse» von Ver-
einzelung und Prekarität geprägt (ebd.). 
Darf man den Zahlen, die von Statistikern und 
Soziologen regelmäßig wiederholt werden, 
glauben, arbeiten aktuell rund 40 Prozent der 
französischen Arbeiterklasse unter ähnlichen 
Bedingungen (Mayer 2012: 155). Die «Fragi-
lität» der eigenen Lebenskonzepte geht so-
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mit einher mit der Angst 
vor «Globalisierung» und 
«Migration». Das niedrige 
Lebensalter der Betroffe-
nen, das kein persönliches 
Erleben des Vichy-Regi-
mes oder der faschistischen Bewegungen der 
Zwischenkriegszeit beinhaltet, lässt die «geis-
tige Schutzbarriere» gegenüber der extremen 
Rechten sinken und eine Stimme für den FN 
möglich erscheinen (Holeindre 2014).
Die Fokussierung auf die Wählergruppen 
aus der «Volksklasse» hat jedoch zur Gene-
ralisierung der These geführt, dass die «sozi-
ale Deklassierung» der zentrale Grund für die 
Wahlentscheidung zugunsten des Front Na-
tional sei. Wirklich empirische Studien über 
die «FN-Wahl» sind allerdings rar geblieben 
(vgl. Cartier u. a. 2008: 253). Gleichzeitig wird 
in den vorherrschenden Analysen gerne ver-
gessen, dass rechts wählende Arbeiter kein 
neues Phänomen in der jüngeren französi-
schen Geschichte sind. So gingen am Beginn 
der V. Republik 42 Prozent der Arbeiterstim-
men an De Gaulle (Mayer 2012: 155). Auch die 
Entwicklung in den Folgejahren zeigte, dass 
ein gutes Drittel der Arbeiterklasse bei Wah-
len rechten Kandidaten und Parteien zuneig-
te (Huelin 2013: 17 f.). Vieles deutete darauf 
hin, dass auch der FN seine Wähler aus die-
sem «rechten Arbeitermilieu» und nicht aus 
der Linken rekrutiert hat. So schätzten sich bei 
Befragungen im Jahr 2011 61 Prozent der FN 
wählenden Arbeiter als in der «Mitte stehend» 
oder «eher rechts» ein, während die Arbeiter, 
die nicht für Marine Le Pen stimmen wollten, 
sich zu 58 Prozent als «eher links» einordneten 
(Mayer 2012: 155). De Gaulejac rechnet die-
se Arbeiter zu den «Aufstiegsorientierten», die 
Techniker, Meister oder leitende Angestellte 
werden und somit in die «Mittelschicht» auf-
steigen möchten (De Gaulejac 2013: 9).
Tatsächlich lässt sich nach Meinung der bei-
den Soziologen Michelat und Simon ein «Ar-
beiterautoritarismus» nachweisen, der sich 

durch Intoleranz gegenüber Minderheiten 
und verkrampfte Nähe zur nationalen Identi-
tät auszeichnet. Dieser korreliert, so die Au-
toren, aber mit einem positiven (und nicht 
ablehnenden) Bezug zum (ökonomischen) 
Liberalismusbegriff, was die Entscheidung 
für die Wahl des FN wesentlich erleichtere 
(Michelat/Simon 2012: 2). Studien aus einer 
Zeit, als die politische Linke noch die Arbei-
terbewegung zu dominieren schien, bestäti-
gen die Existenz dieses Milieus. So gaben im 
Jahre 1978 ungefähr 32 Prozent der befragten 
Arbeiter an, den Traum zu hegen, ein eigenes 
kleines Unternehmen zu eröffnen und die «Ar-
beiterexistenz» hinter sich zu lassen (Goodliffe 
2012: 87).

Gaxies FN-Wähler –  
«Mittelschicht» statt 
«Deklassierung»
Die besondere Affinität dieses Milieus für den 
FN konnte der Politikwissenschaftler Daniel 
Gaxie in der Mitte der 2000er Jahre in einer 
Studie, in deren Rahmen über ein Jahrzehnt 
Interviews mit Sympathisanten des FN ge-
führt wurden, empirisch nachweisen.
So einte die meisten Befragten ihre Zustim-
mung zu einer «neoliberalen» Sozial- und Wirt-
schaftspolitik. Die meisten äußerten sich ne-
gativ über Reglementierungen zuungunsten 
der Unternehmen, über hohe Steuern und 
über die «sozialstaatliche» Umverteilung. Po-
sitiv besetzt war das Leitbild des individuellen 
Erfolges (Gaxie 2006: 236).
Grund dafür war, dass ein Großteil der Be-
fragten direkt oder indirekt in Beziehung zum 
Kleinunternehmertum stand. Selbst die be-
fragten «Arbeiter» waren entweder selbst zu 
kleinen Eigentümern aufgestiegen, waren An-

Vieles deutete darauf hin, dass auch 
der Front Nationale seine Wähler aus 
diesem «rechten Arbeitermilieu» und 
nicht aus der Linken rekrutiert hat.
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gestellte des familieneigenen Unternehmens 
oder hatten verwandtschaftliche Beziehungen 
zu Kleineigentümern. Zusätzlich waren fast al-
le Befragten, die sich positiv zum FN äußer-
ten, Immobilienbesitzer (ebd.: 237). «Die mehr 
oder weniger ausgeprägte Integration in die 
Welt der Eigentümer, der unabhängigen Be-
rufe und der Geschäftswelt 
so wie die objektive und oft 
subjektive Distanz zu den ent-
gegengesetzten Welten der 
Arbeitnehmerschaft, der Sub-
alternität, der Armut, der Im-
migration, der Sozialpolitik, der 
Lohnkämpfe der Gewerkschaf-
ten und der Linken werden 
nicht zuletzt deshalb aufgewer-
tet, weil sie als Ergebnis per-
sönlicher ‹Leistung› oder ‹Verdienste› wahrge-
nommen werden» (ebd.). Zugleich zeigte sich, 
dass kaum jemand der Befragten von andau-
erndem sozialen Abstieg bedroht war, eher im 
Gegenteil. Viele befanden sich in einer Pha-
se des sozialen Aufstieges, und das oftmals, 
nachdem sie im bisherigen Leben von ökono-
mischen Schwierigkeiten nicht verschont ge-
blieben waren (ebd.: 237 f.).
Gemeinsam war aber auch vielen FN-Wählern 
eine familiäre Sozialisation, die sich auszeich-
nete durch regelmäßigen Kirchenbesuch, den 
Besuch von Konfessionsschulen oder Kontakt 
zu Angehörigen bei Polizei oder Militär (ebd.: 
239).

Die «suburbanen» Räume – 
regionale Hochburgen des FN
Wie oben erwähnt ist der Anteil der Immobi-
lienbesitzer unter den FN-Wählern stark aus-
geprägt. Es ist deshalb nicht verwunderlich, 
dass die Einfamilienhaussiedlungen an den 
Rändern der städtischen Agglomerationen – 
den in Frankreich in Abgrenzung zum banlieue 
sogenannten «suburbanen» oder «periurba-
nen» Räumen – die höchsten Stimmenanteile 
für den FN aufweisen. Diese Einfamilienhaus-

siedlungen gelten als die «Welt der Mittel-
schichten» und der «sozialen Aufsteiger». Sie 
sind die Welt derer, die weggezogen sind aus 
den vom sozialen Wohnungsbau geprägten 
Stadtvierteln und die auf scharfe Abgrenzung 
zu den «sozialen Brennpunkten» aus sind 
(Bosc 2008: 103).

Die aufstiegsorientierten Arbeiter aus der 
«unteren Mittelschicht» richten ihren Blick 
gesellschaftlich «nach oben». Sie orientieren 
sich hin zu den Angehörigen der freien Beru-
fe, den «Leitungskadern» der Privatindustrie 
und den Selbstständigen, die in der eigenen 
Nachbarschaft wohnen, denen man sich so-
zial zugehörig fühlt, deren Lebensstandard 
man sich aber eigentlich nicht leisten kann. 
Eine Sicht, die mit der Forderung nach einer 
weiteren «Deregulierung» des Arbeitsmark-
tes einhergeht, in der Hoffnung, höhere Haus-
haltseinkommen erzielen zu können. Demzu-
folge finden sich diese «kleinen Eigentümer» 
auch in den «wirtschaftsliberalen» Diskursen 
der Rechten wieder, die die «Leistungswilli-
gen» gegen die «Empfänger von Sozialleis-
tungen» auszuspielen suchen. Damit einher 
geht die Ablehnung von Solidarität für «sozi-
al schwächere» Gruppen (Cartier u. a. 2008: 
273).
Die hohen Eintrittskosten in die «Mittelklas-
se» führen bei vielen jungen «kleinen Mittle-
ren» zwischen 30 und 40 somit zu Frustration 
und dem Gefühl, in einem «Schraubstock» zu 
stecken. Die wahrgenommene Distanz «nach 
oben» geht einher mit einer weiteren Abgren-

Sie orientieren sich hin zu den 
Angehörigen der freien Berufe, den 
«Leitungskadern» der Privatindustrie 
und Selbstständigen, die in der 
eigenen Nachbarschaft wohnen, 
denen man sich sozial zugehörig 
fühlt, deren Lebensstandard man sich 
aber eigentlich nicht leisten kann.
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zung «nach unten». Ergebnis ist eine Krise 
des «positiven Individualismus» der Mittel-
schichten, deren ganze Selbstwahrnehmung 
darauf beruht, durch persönlichen Erfolg zur 
«Selbstverwirklichung» und damit «zu sich 
selbst» zu gelangen (Pinçon/Pinçon-Charlot 
2007: 103). Die Ablehnung, mit «Fremden» 
(besonders migrantischen Neuankömmlin-
gen) zusammenzuleben, und die damit ver-
bundene Angst, dass das eigene Quartier zum 
«Ghetto» und dem Ort der eigenen Deklassie-
rung wird, sind die gängigsten Ausdrucksfor-
men dieses widersprüchlichen Denkens, das 
sowohl Überlegenheitsgefühle als auch Ab-
stiegsängste miteinander vereint. Damit geht 
einher, dass vorhandene rechte Einstellungen 
noch weiter nach rechts verschoben werden 
(Cartier 2008 u. a.: 274).
Dass in erster Linie diese (mobilisierbaren) 
«Milieus» für die Rechtsentwicklung der letz-
ten Jahre verantwortlich sind, zeigt sich auch, 
wenn man die alljährlichen Umfragen des «Na-
tionalen Zentrums für Menschenrechte» be-
trachtet. Die Werte für Rassismus, Antisemi-
tismus und Homophobie steigen allgemein 
an, der Anstieg geht aber vor allen Dingen auf 
«Antwortende» zurück, die sich auf der Rechts-
links-Skala als in der «Mitte» oder aber «rechts» 
stehend verorten (Mayer 2013). Diese Entwick-
lung spiegelt sich auch in der Tatsache wider, 
dass eine konstante Mehrheit der Sympathi-
santen der («bürgerlich-republikanischen») 
UMP eine «engere Zusammenarbeit» mit dem 
Front National wünscht (vgl. France Info 2014).

Das Programm des FN – 
«nationalliberal» statt 
«sozial»
Genau diese Einstellungsmuster bedient der 
FN in seiner Programmatik. So zeichnet sich 
die Partei durch einen «Hass auf alles Sozi-
ale» aus, denn die einzige sozialpolitische 
Maßnahme, die der FN kennt, besteht in der 
préférence nationale, derzufolge soziale Leis-
tungen nur noch Franzosen zukommen sollen. 

Ansonsten durchzieht eine wirtschaftslibera-
le gewerkschaftsfeindliche Rhetorik die Pro-
grammatik des FN (Hayot 2014: 50). 
So wendet sich der FN offen gegen Streiks, 
denn sie «bedrohen die Unternehmen und 
die Beschäftigung» und würden «Frankreich 
ins Chaos stürzen» (Chapelle 2012: 2). Des-
halb soll das Streikrecht eingeschränkt wer-
den, indem die Legitimität jeder einzelnen 
Arbeitsniederlegung erst durch ein Richter-
kollegium bestätigt werden muss (VISA 2011: 
19). Weiterhin will der FN «die Unternehmen 
vom staatlichen Dirigismus» befreien, indem 
das Arbeitsrecht «vereinfacht» wird. Die «Aus-
gestaltung» der sozialen Mindestrechte der 
Beschäftigten soll auf der Branchenebene 
«verhandelt» werden. Dort sollen «friedliche, 
unternehmerfreundliche, berufsständische 
Organisationen die Interessenvertretungen 
der Beschäftigten übernehmen. Denn die Ge-
werkschaften seien «veraltet und nicht reprä-
sentativ» (ebd.: 15 f.). Natürlich plädiert der 
FN auch für eine «kapitalgedeckte Rente», die 
vollständige Abschaffung des sozialen Woh-
nungsbaus (an dessen Stelle sollen individuel-
le Hilfen zum Erwerb von Eigentum ausgebaut 
werden) und eine Verschärfung der Repres
sion gegen Erwerbslose (Front National 2011).
Auch dem öffentlichen Dienst soll es an den 
Kragen gehen. Ziel ist die «Qualitätssteige-
rung des öffentlichen Dienstes» durch «Fle-
xibilisierung und Nicht-Wiederbesetzung von 
Stellen» zwecks «Verbesserung der öffentli-
chen Haushalte», damit dem «Kleinunterneh-
mertum», das vor dem Wirken der Globalisie-
rung beschützt werden müsse, die Steuern 
gesenkt werden können (VISA 2011: 14 f.).
Die Vorstellungen des FN bleiben also voll-
ständig darauf beschränkt, dass das Unter-
nehmertum und die Inwertsetzung des indivi-
duellen Engagements die Basis der Ökonomie 
sein sollen. Auch spricht man sich nicht gegen 
die Deregulierung der Arbeitsmärkte und die 
Senkung der angeblich zu hohen «Arbeitskos-
ten» aus (Hayot 2014: 58). 
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Es zeigt sich also alles in allem, dass der FN 
dem Großteil der Maßnahmen des herrschen-
den Neoliberalismus nicht ablehnend gegen-
übersteht. Die Partei verlangt sogar nach ei-
ner Verschärfung dieser Maßnahmen, da ihre 
Antworten auf alle zentralen Fragen «mehr 
Markt» lauten – allerdings, um die «kleinen 
Eigentümer» zu schützen, nur im «nationa-
len Rahmen» und nur im Rahmen eines star-
ken Staates, der dem «Unsicherheitsgefühl» 
der «kleinen Eigentümer» in der Krisensitua-
tion durch Repression gegen «Schwächere», 
also Migranten und Erwerbslose, Entlastung 
schafft. Kurz gesagt: Der FN steht für einen 
«nationalen Kapitalismus von gestern», getra-
gen von der Konkurrenz zwischen «patrioti-
schen Nationen». Die Partei vertritt damit zwar 
keinen Ultraliberalismus. Trotzdem handelt es 
sich um ein «autoritär-liberales» Regime, wel-
ches dem FN vorschwebt (ebd.: 59).
Dieser Kapitalismus ist äußerst attraktiv für 
viele Beschäftigte, die an ihrem Arbeitsplatz in 
«korporatistischen Strukturen» eingebunden 
sind. Dies sind allerdings nicht die Gewerk-
schaften und ihre «sozialkonservativen» Vor-
stellungen von sozialstaatlichen Schutzme-
chanismen, wie es ein sozialdemokratischer 
Thinktank mit Namen «Terra Nova» 2011 glau-
ben machen wollte. Es sind vielmehr Beschäf-
tige, die in französischen Kleinunternehmen 
arbeiten. Sowohl Unternehmer als auch Ar-
beiter sind regional verankert, versuchen sich 
auf den nationalen und internationalen Märk-
ten zu behaupten. Da die Hierarchien hier ver-
meintlich sehr flach sind und Aufstiegsmög-
lichkeiten schnell erreichbar zu sein scheinen, 

findet eine starke Identifizierung mit dem 
Unternehmen statt, und es ergeht die Auf-
forderung an die Politik, Mechanismen zu 
entwickeln, die die französische Wettbe-
werbsfähigkeit steigern und die persönliche 
ökonomische Situation (bis hin zur Hoffnung 
auf Selbstständigkeit) verbessern sollen (Gi-
rard 2013: 207 ff.). Es handelt sich hier nicht 
um eine Entfremdung zwischen Arbeiter und 
Unternehmer, sondern um eine aktive Zustim-
mung zu dessen Forderungen und Wünschen 
an die Politik. Der Schutz des «französischen 
Kapitalismus», getragen durch eine leistungs-
willige französische Mittelklasse, ist die Kern-
idee der Programmatik des Front National und 
findet deshalb unter relevanten Arbeitergrup-
pen Zuspruch. 

Die «Rechte» vor  
der Rückkehr an die Macht
Nachdem die Sozialisten bei der Europawahl 
und bei der Kommunalwahl schon zwei ka-
tastrophale Niederlagen in Folge einstecken 
mussten, deutet alles darauf hin, dass 2017 
die Rechte wieder in den Élysée-Palast ein-
ziehen wird. Angesichts der Korruptions
skandale, von denen die UMP (Union pour un 
mouvement populaire) aktuell wieder durch-
geschüttelt wird, scheint es sogar möglich, 
dass der FN die UMP als führende Rechts-
partei ablösen wird und sich Marine Le Pen 
Chancen auf die Präsidentschaft ausrechnen 
kann. Tatsächlich steht aber weder hinter der 
UMP noch hinter dem FN eine gesellschaftli-
che Mehrheit. Vielmehr ist es so, dass die So-
zialisten mit ihrer französischen Variante der 

deutschen Agenda-Politik ihre ei-
genen Wähler, die 2012 noch im 
Glauben auf Hollandes Worte, 
dass das «Finanzkapital sein wirk-
licher Gegner» sei, der Sozialis
tischen Partei (PS) ihre Stimme 
gegeben hatten (vgl. Biver 2012a 
u. 2012b), in die «Wahlenthal-
tung» getrieben haben.

Trotzdem handelt es sich um ein 
«autoritär-liberales» Regime, 
welches dem FN vorschwebt. Dieser 
Kapitalismus ist äußerst attraktiv 
für viele Beschäftigte, die an ihrem 
Arbeitsplatz in «korporatistischen 
Strukturen» eingebunden sind.
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Die Anhänger des FN und große Teile der 
UMP-Wählerschaft bleiben dagegen mobi-
lisiert. Zwar bringen die Unterstützer des FN 
zum Teil auch ihr Unbehagen über das Ende 
der Periode des «regulierten Kapitalismus» 
zum Ausdruck. Doch die sozialen Aufsteiger 
verlangen nicht nach mehr gesellschaftlicher 
Solidarität. Sie setzten dem modernen Fi-
nanzmarktkapitalismus die klassischen früh-
kapitalistischen Werte des Kleinbürgertums 
entgegen. Hier dominieren der Glaube an tra-
ditionelle Werte (Familie, Kirche) und an har-
te Arbeit (vgl. Goodliffe 2012: 93 ff.). Deshalb 
gelang es auch der gesamten Rechten der-
art erfolgreich um die Jahreswende 2012/13, 
gegen die Legalisierung der Ehe von gleich-
geschlechtlichen Partnern zu mobilisieren. 
Ergebnis ist die irrationale Glorifizierung der 
Rückkehr des vergangenen Besseren und da-
mit eines rechten Nationalismus.
Dies ist auch ein Ergebnis des Erscheinens Ni-
colas Sarkozys auf der politischen Bühne, dem 
es in den 2000er Jahren erfolgreich gelang, 
den rechten Teil des Volkes zu mobilisieren. 
Sarkozy verband eine neoliberale Wirtschafts-
politik mit dem Schüren von Ressentiments 
gegen das migrantische «Lumpenpack» und 
gegen die liberalen akademischen (post-68er) 
Großstadtmilieus (Fassin 2014: 46). 

Die Krise der Linken ist  
nicht nur das Produkt  
der «Fordismuskrise»
Von all diesen Entwicklungen kann die «radi-
kale Linke» kaum profitieren. Ihr fehlt nicht nur 
ein kohärentes Gegenprojekt, sondern sie ver-
fügt auch nicht mehr über die wichtigen Säu-
len für die Stabilisierung und Tradierung des 
linken Bewusstseins, wie sie in früheren Jah-
ren mit der Existenz relativ einheitlicher und 
solidarischer Kollektive «auf unterer Ebene» 
(Betrieb, Wohnviertel) und der Existenz star-
ker Organisationen (Gewerkschaften, Partei-
en) gegeben waren, die im politischen und 
sozialen Raum die «Arbeiterideen» geltend 

machen konnten und von denen sich die Ar-
beiter vertreten fühlten (Michelat/Simon 2004: 
154). Verantwortlich dafür ist, laut Beaud und 
Pialoux, die «Deindustrialisierung» der fran-
zösischen Volkswirtschaft, die mit der Schlie-
ßung aller Kohleminen, fast aller Stahlwerke 
sowie etlicher großer Automobilfabriken ein-
herging. Dies war verbunden mit dem Verlust 
der «kollektiven Identität» und damit auch des 
Klassenbewusstseins als Folge der Schwä-
chung der Gewerkschaften und linken Partei-
en (Beaud/Pialoux 2012: 404).
Folge ist ein «negativer Individualismus», der 
sich unter den Angehörigen der «Klasse» aus-
gebreitet hat. Anstatt von den Arbeiterorgani-
sationen mobilisiert zu werden, vereinzeln und 
vereinsamen insbesondere die nachrücken-
den Generationen, unter denen sich ein Ge-
fühl der Perspektivlosigkeit breitgemacht hat 
(vgl. Pinçon/Pinçon-Charlot 2007: 104 ff.).
Die Bindung der unteren Klassen an die Partei-
en der Linken hat in den letzten Jahren tatsäch-
lich deutlich nachgelassen. So wählten noch 
1978 etwa 75 bis 80 Prozent der Arbeiter links. 
Bei der Präsidentschaftswahl 1974 erreich-
te François Mitterand, der als Kandidat von 
Kommunistischer Partei (PCF) und Sozialisti-
scher Partei angetreten war, unter Arbeitern ei-
nen Stimmenanteil, der mit 68 Prozent knapp 
20 Prozentpunkte über seinem Gesamtergeb-
nis lag (49 Prozent). Doch mit dem Wahlsieg 
Mitterands 1981, bei dem er unter Arbeitern 
immer noch um mehr als 15 Prozent besser ab-
schnitt als in der Gesamtbevölkerung, begann 
die «neoliberale Wende» der Sozialdemokra-
tie und sank die Zustimmung der «Unterklas-
se» zur parteiförmigen Linken. Im Jahr 2012 
stimmten schließlich nur noch 56 Prozent der 
Arbeiter für François Hollande (Gesamtergeb-
nis: 51,4 %, vgl. Lehingue 2015: 31).
Dies allein auf ökonomische Faktoren zurück-
zuführen ist jedoch nur ein Teil der Wahrheit. 
Sicherlich haben die ökonomischen Verän-
derungsprozesse mit dazu beigetragen, dass 
gerade die «zentrale Partei» der Arbeiterbe-
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wegung, die die PCF bis in die frühen 1980er 
Jahre war, an Einfluss in der Unterklasse ver-
loren hat, doch sind auch strategische Fehl
entscheidungen der Partei und eine andere 
soziale Zusammensetzung des Parteiapparats 
dafür mitverantwortlich. 
Die PCF hatte bis in die 1960er Jahre streng da-
rauf geachtet, vor allem langgedienten Arbei-
tern die Möglichkeit zu geben, in den Partei
instanzen aufzusteigen. Die Unterzeichnung 
des «Gemeinsamen Programms» mit der So
zialdemokratie Anfang 
der 1970er Jahre – unter 
dem Schlagwort «fortge-
schrittene Demokratie» – 
führte dann nicht nur 
dazu, auf eine allzu anti-
kapitalistische Agitation 
in der Öffentlichkeit zu 
verzichten, sondern auch 
zu einer wachsenden Zahl 
von Mitgliedern, die eher 
aus der Mittelschicht als 
aus der Arbeiterklasse 
stammten. Gleichzeitig 
wurden gezielt junge Aktivisten aus den Betrie-
ben geholt, denen die «Schulung im Betrieb», 
wie es bei ihren Eltern und Großeltern gesche-
hen war, so vorenthalten blieb. All diese Ent-
wicklungen bereiteten den ersten Bruch mit der 
eigenen Basis vor, da die jungen «Hauptamt-
lichen» die Welt der Fabrik bald nur noch aus 
den Medien kannten (Mischi 2007: 19).
Ein zweiter Bruch ergab sich daraus, dass die 
Mittelschichtsprägung zahlreicher Aktivisten 
bald zu einer Veränderung der kommunal-
politischen Orientierung der Partei führte. So 
setzten sich die jungen Bürgermeister oftmals 
für die Stärkung der damals wieder populär 
werdenden Forderung nach Eigentumsför-
derung für sich und die Facharbeitermilieus 
ein. Dadurch begann man die dünnen Fäden 
zur neuen Unterschicht, die vor allem aus den 
Angehörigen der nicht europäischen Arbeits-
migranten bestand, abreißen zu lassen und ei-

nen Keil zwischen die verschiedenen Gruppen 
der classes populaires zu treiben. Die migranti-
schen Milieus blieben der PCF fremd, was bis 
heute so geblieben ist – zumal diese Politik un-
ter dem Schlagwort der mixitie sociale («sozia-
len Durchmischung»), die bürgerliche Milieus 
in die Banlieus locken soll, von kommunistisch 
geführten Gemeinden fortgesetzt wird (Girard 
2014). Gerade diese nicht prekären Fraktio-
nen entwickeln, selbst wenn sie einen eigenen 
Migrationshintergrund haben, dieselben Ein-

stellungsmuster wie die 
von Cartier u. a. (2008) be-
schriebenen Hausbesitzer 
der Vorstädte (vgl. Gilbert 
2013). Statt den Versuch 
zu unternehmen, die ver-
schiedenen sozialen Grup-
pen zusammenzuführen, 
werden die Spaltungsten-
denzen durch diese Politik 
noch verschärft.
Ein drittes Problem ent-
wickelte sich nach dem 
Scheitern des «Gemein-

samen Programms» mit der Sozialistischen 
Partei Ende der 1970er Jahre. So misslang 
der Versuch der PCF, sich wieder als Sprach-
rohr der Massen zu etablieren, an der von den 
Hauptamtlichen vorgegebenen Strategie, sich 
als Partei der «verelendeten Massen» zu prä-
sentieren, während die Aktiven an der Basis 
sich viel eher als Angehörige der heroischen 
Arbeiterklasse der «Front populaire» und des 
Fordismus sahen. Gleichzeitig verschreckte 
dieser neue «Proletkult» die gerade erst da-
zugekommenen Mitglieder aus den akademi-
schen Milieus. Ein erster kräftiger Mitglieder-
verlust war die Folge. Und all das nur, weil die 
Leitungsebenen mit Aktiven besetzt waren, 
die den Kontakt zur sozialen Realität in der Par-
tei verloren hatten (Mischi 2007: 20).
Ein viertes Problem der PCF war und ist die 
eindeutige Fokussierung der Partei auf Wah-
len, die seit den 1980er Jahren vorangetrieben 

Der PCF fehlt nicht  
nur ein kohärentes 
Gegenprojekt, sondern 
sie verfügt auch  
nicht mehr über die 
wichtigen Säulen  
für die Stabilisierung  
und Tradierung des  
linken Bewusstseins,  
wie sie in früheren 
Jahren gegeben war.
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wurde. In Ermangelung kritischer Gegenkräf-
te – die Partei war schon zu sehr durch Mit-
gliederschwund geschwächt – übernahmen 
nun die Mandatsträger (also Bürgermeister 
und Abgeordnete) die Partei und versuchten 
in den 1990er Jahren eine «Entideologisie-
rung» durchzusetzen, um neue Wählerschich-
ten und eine dauerhafte Zusammenarbeit mit 
den Parteien der linken Mitte zu ermöglichen 
und dadurch die eigenen Bürgermeisterämter 
und Abgeordnetenmandate zu retten (Mischi 
2014: 270 ff.).
So wird die Kommunistische Partei heute von 
Mitgliedern und Funktionären geprägt, die 
zwar selbst noch eine kommunistische Sozi-
alisation im Elternhaus erfahren haben, der 
Großteil hat allerdings selbst keinen Bezug 
zur Arbeiterklasse mehr. Waren im Jahr 1983 
noch die Hälfte der kommunistischen Bürger-
meister Arbeiter, so sind es heute nicht mal 
mehr ein Sechstel (Lehingue 2015: 26).
Die französische Sozialdemokratie war nie-
mals eine wirkliche Massenpartei und spä-
testens ab 1968 auch keine Arbeiterpartei 
mehr. In ihren Reihen dominierten sich «links-
radikal» gebende akademische Milieus (Rey 
2004: 52 ff.). Hatte gerade die Unterklasse auf-
grund der unklaren Politik der PCF Anfang der 
1980er Jahren noch darauf hoffen können, 
dass die Sozialistische Partei nach dem Wahl-
sieg Mitterands 1981 tatsächlich eine grund-
sätzlich andere, sozialere Politik machen wür-
de als die Rechte, die seit den 1950er Jahren 
durchgehend regiert hatte, sah sie sich be-
reits kurze Zeit später enttäuscht. Denn schon 
1982 erfolgte die Wende zum Neoliberalismus 
und das Bekenntnis, dass gegen die Märkte 
keine Politik zu machen sei (Heine 2011: 164).
Bald wandten sich die Sozialisten auch dis-
kursiv zunehmend vom Bezug auf die «Arbei-
ter- und Unterklassen» ab. Ihren Höhepunkt 
erreichte diese Entwicklung 2011 mit dem 
Papier von «Terra Nova», einem rechtslibera-
lem Thinktank im Umfeld der Partei, in dem die 
Arbeiterklasse als per se reaktionär und struk-

turkonservativ bezeichnet wurde. Der Sozial-
demokratie wurde stattdessen ein Bündnis 
aus städtischen Mittelklassen und Migran-
ten empfohlen. Inhaltliche Kernpunkte sollten 
jetzt «kulturelle» Fragen – Abtreibungsrecht, 
Legalisierung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften, Legalisierung von Drogenkonsum – 
sein (Rey 2012: 17 f.) Gleichzeitig wollte man 
gegen das Sozial- und Arbeitsrecht zu Felde 
ziehen, denn die «Insider» mit ihren Privilegi-
en (Arbeiterklasse) hinderten – so die Logik 
von «Terra Nova» – die «Outsider» (Migranten, 
Frauen) am «individuellen sozialen Aufstieg» 
(Le Pollotec 2011: 15).
Zwar wurden diese Thesen öffentlich zurück-
gewiesen, doch François Hollande setzte, 
nachdem er im Januar 2012 in seiner berühmt 
gewordenen Wahlkampfrede von Le Bourget, 
in der er das «Finanzkapital» noch zum Haupt-
feind Nummer eins erklärt hatte, bald wieder 
voll auf eine finanzialisierte Ökonomie. Als 
Symbol dafür kann die Ernennung des frühe-
ren Investmentbankers Emmanuel Macron 
zum Wirtschaftsminister im Sommer 2014 ge-
sehen werden.

Neoliberalismus und  
Rassismus – die neue rechte 
Rhetorik von Hollande,  
Valls und Co.
Die sozialdemokratische Regierung schreckt 
nicht davor zurück, ihre neoliberale Wirt-
schaftspolitik durch einen rechten Kurs in Fra-
gen der «Inneren Sicherheit» und der «Migrati-
onspolitik» zu ergänzen. Nicht umsonst ist der 
ehemalige Innenminister Manuel Valls 2014 
zum Premierminister aufgestiegen. Im alten 
Amt hatte er sich besonders viel «Ruhm» da-
durch erworben, dass er noch massiver ge-
gen Zuwanderung und die «allgegenwärti-
gen, nicht integrierbaren» Muslime hetzte als 
sein «bürgerlicher» Vorgänger Brice Hortefeux 
(Fassin 2014: 32).
Damit rückten Hollande und Valls die «identi-
tären Fragen» weiter in den Mittelpunkt und 



Der Front National in Frankreich – auf dem Weg zur «Neuen Arbeiterpartei»?36

stärkten auf paradoxe Weise die Hegemonie 
der Rechtsparteien in der politischen Land-
schaft, von denen man sich mehr und mehr 
die Themen diktieren ließ. Da das «politische 
Angebot» linke Themen nicht mehr umfasst 
und die Anhängerschaft des linken Lagers 
insgesamt in die Wahlenthaltung getrieben 
wurde, kann die radikale Linke kaum vom wei-
teren Rechtsruck der Sozialdemokratie profi-
tieren (ebd.: 36).
Natürlich ist die geschilderte Entwicklung 
aus dem Umfeld der Linksparteien kritisiert 
worden. Gerade die widerstandslose Unter-
ordnung unter das «ultraliberale Diktat aus 
Brüssel» hat die Diskussion über die richti-
gen Alternativen in der Linken wiederbelebt. 
Doch in Ermangelung guter Alternativen und 
aufgrund des defensiven Charakters des Wi-
derstands fällt der Linken oftmals auch nur 
wieder der ideentheoretische Rückzug auf die 
«Nation» ein (Bernier 2014). Zwar stellt die Lin-
ke ihren Nationenbegriff gern in die Tradition 
des republikanischen Historikers Jules Miche-
let, dessen «offener Nationalismus» die fran-
zösische Nation als eine Vereinigung seiner 
Regionen gegen die Bedrohung der «Volks-
souveränität» verstand und die unterschied-
lichen «historischen» und «kulturellen» Wur-
zeln der Regionen gegen ein «assimilierendes 
Zwangskollektiv» verteidigte (Noiriel 2015: 
20 f.).
Allerdings gibt es auch einen «geschlosse-
nen Nationalismus», den man «Krisennatio-
nalismus» nennen kann. Dieser führt ideen-
geschichtlich über Ernest Renan zu Maurice 
Barrès. Renan lehnte die ethnische Zugehö-
rigkeit als Basis der nationalen Einheit ab und 
sah in der Geschichte den zentralen einigen-
den Faktor der Nation. In der Folge wurde die 
Konstruktion einer Nationalgeschichte zur 
wichtigsten Aufgabe der Bildungspolitik der 
Republik (Noriel 2015: 28 u. 45). Barrès be-
gründete dagegen einen Nationalismus, der 
die Unveränderbarkeit und Uniformität, aber 
auch die Unabhängigkeit Frankreichs sowohl 

in ethnischer, kultureller als auch in ökono-
mischer Sicht postulierte. Seiner Auffassung 
nach sollte Frankreich von Landwirtschaft und 
Handwerk geprägt und von ethnisch «reinen» 
Franzosen getragen sein. Ein strenger Protek-
tionismus sollte herrschen und eine starke Ar-
mee den Staat schützen (ebd.: 74 ff.). Dieses 
Denken entwickelte sich vor dem Hintergrund 
der Umbrüche im späten 19. Jahrhundert, 
das sowohl von wirtschaftlicher Krise als auch 
vom Transformationsprozess vom Agrar- zum 
Industriekapitalismus gekennzeichnet war, ei-
nem Prozess, der aber aufgrund des starken 
Widerstandes des Kleinbürgertums nie wirk-
lich abgeschlossen wurde. Zu berücksichti-
gen ist auch die Niederlage im Deutsch-fran-
zösischen Krieg von 1870/71, die nicht zuletzt 
auf die unvollendete «kulturelle Integration» 
zurückgeführt wurde. So nutzte zu diesem 
Zeitpunkt nicht einmal die Hälfte der Franzo-
sen Französisch als wirkliche Muttersprache, 
und es hieß, sie hätten die Befehle ihrer Offi-
ziere nicht verstanden. Und schließlich dien-
te der deutliche Rekurs auf die eigene starke 
Identität dazu, das Deutsche Kaiserreich als 
neuen Sündenbock aufzubauen. 
Es verwundert überhaupt nicht, dass Mau-
rice Barrès aktuell die intellektuelle Leitfigur 
des FN ist. Doch die «identitäre Obsession» 
(Boltanski/Esquerre 2014: 36) hat auch die 
Linke erfasst. So gibt es im Umfeld der Sozi-
alistischen Partei eine Gruppe von Politkern 
und Intellektuellen, die die gleichen Feindbil-
der wie der FN bedient: den «Globalismus», 
die «liberalen Intellektuellen» und die Migran-
ten, wobei die beiden Letztgenannten sich 
sogar gegen die «schweigende Mehrheit» 
verbündet hätten, die unter den schwieri-
gen ökonomischen Verhältnissen zu leiden 
habe. Diese Gruppe diagnostiziert auch ei-
ne «kulturelle Unsicherheit», die durch die 
ökonomische und, noch viel schlimmer, die 
gesellschaftliche «Liberalisierung» und den 
«Multikulturalismus» Frankreichs und seine 
Einbindung in die europäischen und globa-
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len Strukturen entstanden sei. Ludovic Guil-
luy geht sogar so weit, das «Dorf» als einzige 
authentische französische Lebensform zu be-
zeichnen, da nur hier der Bezug zu den eige-
nen Wurzeln wiederhergestellt werden kön-
ne. Deshalb ist der entscheidende Konflikt für 
Guilluy nicht der zwischen Kapital und Arbeit, 
sondern der zwischen der «Stadt» und einer 
von «weißen Franzosen» dominierten «Pe-
ripherie», in der die Mehrzahl der Menschen 
von der Öffentlichkeit unbeachtet dem ökono-
mischen Abstieg entgegentaumeln würden 
(Guilluy 2014). Die ökonomisch stabilen Mit-
telschichten, die ihre kleinen sozialen Aufstie-
ge durch Abgrenzung nach unten absichern 
wollten und eine «Präferenz zur Ungleichheit» 
(Dubet 2014: 37) pflegen, werden zu sozialen 
Absteigern umgewertet. Das ist kein neues 
Phänomen, sondern schließt an Motive von 
Barrès an, der seinerzeit auch schon gegen 
«Liberalismus» und «Entwurzelung» der Mit-
telschichten zu Felde gezogen war und ihre 
Deklassierung vorausgesagt hatte. Laurent 
Bouvet geht zwar nicht ganz so weit wie Guil-
luy, sieht das Problem aber auch vor allem da-
rin begründet, dass der «Kommunitarismus» 
um sich greife und die migrantischen Milieus 
der Vorstädte sich nicht genügend den «re-
publikanischen Werten» unterwerfen, sprich 
sich nicht assimilieren wollten. Der eigentliche 
Konflikt sei der zwischen einer «weißen Mehr-
heit» und einer «migrantischen Minderheit» 
(Bouvet 2015). Selbst Kritiker dieser identitä-
ren Orientierung unterstellen, dass der einzige 
wirkliche Konflikt, der die Unterklassen durch-
ziehe, durch einen autoritären Habitus und 
«ethnische» Konflikte geprägt sei (Amselle 
2014: 115).

Die «linke Linke» –  
Nationalismus, Individuum 
oder Bewegung? 
Auch die Konzepte der «linken Linken» über-
zeugen nicht. So sehnen sich gerade die 
«Parti de gauche» und ihr Vorsitzender Jean-
Luc Mélenchon zurück nach den Zeiten der 
Französischen Revolution und werden nicht 
müde, die Rückkehr Frankreichs zur «Groß-
macht» zu fordern. Dabei unternimmt Mélen-
chon den Versuch, «Deutschland» wieder in 
die Rolle des Sündenbocks zu drängen, der 
Frankreichs wahrer Berufung im Wege stehe 
(Mélenchon 2015). Ohne die ökonomisch ab-
solut kontraproduktive und gefährliche Rolle 
der deutschen Politik in Europa infrage stellen 
zu wollen, geht auch dieser Ansatz in die Irre. 
Die Identifizierung Deutschlands als «kollekti-
ver» Akteur – ohne die gesellschaftlichen Kon-
flikte im Inneren auch nur zu thematisieren –, 
der vor allem als Konkurrent auftritt, kann man 
nicht gerade als eine «linke» Position bezeich-
nen. Wo bleibt der Anspruch, die Gemein-
samkeiten der verarmten Menschen Europas 
aufzuzeigen, um eine solidarische Lösungs-
strategie auf Basis einer verstärkten Zusam-
menarbeit der europäischen Linken für den 
deregulierten, transnationalen Kapitalismus 
zu finden? Stattdessen lässt man sich hier auf 
eine darwinistisch eingefärbte Logik ein, wie 
sie sich auch bei der extremen Rechte findet. 
Der (parteiförmige) französische Linksnati-
onalismus lässt aber eine andere Logik nicht 
zu, denn, so heißt es, «die Idee eines euro-
päischen Volks, von der einige ganz einge-
nommen sind, ist nur eine Fiktion und Illu
sion. Völker werden durch eine gemeinsame 
Vergangenheit, Kultur, Geschichte, Sprache, 

Wo bleibt der Anspruch, die Gemeinsamkeiten der 
verarmten Menschen Europas aufzuzeigen, um eine 
solidarische Lösungsstrategie auf Basis einer verstärkten 
Zusammenarbeit der europäischen Linken für den 
transnationalen Kapitalismus zu finden?
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Schicksal sowie Werte und einem ‹gemeinsa-
men Willen› geformt» (Dion 2015: 87). Auch 
für die Linksrepublikaner steht Frankreich da-
mit in der von Renan konstruierten Tradition, 
die auf Abgrenzung und Bewahrung aus-
gerichtet ist. Offensichtlich entgeht einem 
Teil der Linken, dass die französischen Eliten 
längst international vernetzt sind, sowohl, was 
den ökonomischen Austausch, als auch, was 
die sozialen Beziehungen betrifft (Pinçon/Pin-
con-Charlot 2007: 72 ff.). Das heutige Selbst-
verständnis der französischen republikani-
schen «Nation» ist ein Sammelsurium aus 
«linken» und «rechten» Versatzstücken und 
wurde vom herrschenden Machtblock im 
frühen 20. Jahrhundert erstmals formuliert. 
Es basiert einerseits auf Zugeständnissen an 
das Kleinbürgertum – und übernimmt dessen 
Selbstverständnis, eine durch die bäuerlichen 
Milieus geprägte Ökonomie zu sein – und an-
dererseits auf Zugeständnissen an die Arbei-
terklasse und ihrer schrittweisen Integration 
in den Staat in der Folge der «Volksfrontregie-
rung» nach 1936. Auch die PCF bekannte sich 
zur «Nation» und begründete ihr Handeln mit 
Verweis auf die jakobinische Phase der Revo-
lution und in Berufung auf Robespierre (Mar-
telli 2010: 50 ff.). 
All diese «national überformten» Konzepte 
produzieren gefährliche und falsche Konfliktli-
nien. So lässt ein ethnisch definierter Begriff 
von Volk gemeinsame Kämpfe der Unterklas-
sen nicht zu. Solange sich die Ablehnung auf 
Migranten, Intellektuelle, andere Völker und 
einen vermeintlich zu massiven kulturellen Li-
beralismus richtet, werden die wahren Verant-
wortlichen für die Krise, die gesellschaftlichen 
und ökonomischen Eliten, nicht in den Fokus 
der Kritik gestellt. Außerdem entsprechen die 
Darstellungen nicht der sozialen Wirklichkeit 
im Lande. Alle gesellschaftlichen Gruppen 
sind von Verteilungskämpfen durchzogen und 
kennen «Sieger» und «Verlierer». So gibt es, 
wie erwähnt, auch migrantische Hausbesitzer, 
und die prekäre ökonomische Situation junger 

französischer Akademiker unterscheidet sich 
nicht wesentlich von der der deutschen Al-
tersgenossen. Die gesellschaftlichen Konflikte 
entwickeln sich also bei Weitem nicht – und 
nicht einmal vorrangig – nur entlang ethni-
scher Konfliktlinien! Außerdem zeichnet sich 
die als Bedrohung wahrgenommene ökono-
mische Liberalisierung eben nicht durch eine 
Stärkung der «kulturellen» Aspekte des Libe-
ralismus aus. Im Gegenteil, der Anteil autori-
tärer und repressiver Elemente nimmt massiv 
zu, auch im kulturellen Bereich. So geht der 
Neoliberalismus einher mit der Stärkung ei-
nes religiös fundierten «Neokonservatismus» 
(Fassin 2014: 45). 
Statt die Menschen als spirituell oder me-
taphysisch begründete «Kollektive» zu be-
greifen, scheint es mir sinnvoller, sie als ak-
tiv handelnde Individuen zu verstehen, die 
nicht durch «deterministische Strukturen» 
einer vorgegebenen «Superstruktur» oder 
«Schicksalsgemeinschaft» zu Statisten degra-
diert werden, sondern ihr Schicksal selbst in 
die Hand nehmen können. Damit Interessen-
gruppen entstehen, die sich lautstark Gehör 
verschaffen und hegemonial werden können, 
müssen aber viel stärker als bisher konkrete 
Probleme thematisiert werden, die viele be-
treffen und deren Lösung oder Überwindung 
die Einzelnen schon aus «eigener Interessiert-
heit» anstreben (Heine 2011: 171).
Für Éric Fassin sind derartige punktuelle the-
menspezifische Mobilisierungen die Grund-
lage, um «Kollektive» zu schaffen, da nur in 
der Aktion das «Gemeinsame» gefunden wer-
den könne. Die Mobilisierung im Internet wird 
künftig eine bedeutendere Rolle spielen; eine 
gute Vernetzung werde es möglich machen, 
auch als gesellschaftliche «Minderheit» gut 
sichtbar in die Öffentlichkeit zu wirken. Die-
se «handelnde Minderheit» solle aber unab-
hängig von Parteien und Regierungen agieren 
(Fassin 2014: 52 f.).
In den 1990er und frühen 2000er Jahren war 
die «Straße» ein Ort großer politischer Aktivi-
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tät. Noch Mitte der 2000er Jahre meinte der 
Soziologe Michel Vakaloulis, die sozialen Be-
wegungen könnten sich in der politischen 
Landschaft Frankreichs als Alternative zu 
den Parteien dauerhaft etablieren (Vakalou-
lis 2006). Seither sind die sozialen Bewegun-
gen jedoch angesichts der wachsenden sozi-
alen und gesellschaftspolitischen Regression 
und der damit einhergehenden Niederlagen 
deutlich abgeflaut. Vor allem aber haben sie 
es nicht vermocht, sich als wirkliche Alterna-
tive zum «institutionellen Politikbetrieb» zu 
präsentieren. Im Gegenteil, viele führende Ak-
tivisten sind am Ende selbst in die (Partei-)Po-
litik gegangen, auch aus der Erkenntnis, dass 
die unverbindlichen Strukturen keine wirkli-
che Durchschlagskraft entwickelt haben. Die-
ser Schritt wurde von den Parteien begrüßt, 
dienten diese Akteure ihnen doch als «zivilge-
sellschaftliche» Feigenblätter. Dem Engage-
ment in den Parteien folgte allerdings oftmals 
eine «Assimilierung» in den Parteistrukturen 
(Matthieu 2015).
Alles in allem betrachtet, befindet sich die Lin-
ke in Frankreich in einer äußerst randständi-
gen Position. Gerade der schrittweise Ver-
lust der «Klassenidentität» – auch ermöglicht 
durch falsche Politikentscheidungen der par-
teiförmigen Linken, die eher individualisti-
schen Konzepten zum «sozialen Aufstieg» und 
zur «Demokratisierung des Eigentums» an-
stelle einer Politik der «Demokratisierung der 
Gesellschaft» das Wort geredet hat – hat zur 
Aufspaltung der unteren Klassen in viele Grup-
pen geführt, die zwar sozialökonomisch sehr 
nahe beieinander zu verorten sind, doch oft-
mals in harten Abgrenzungskonflikten zuein-
ander stehen (Braconnier/Mayer 2015). Bisher 
ist es der (radikalen) Linken jedenfalls nicht 
gelungen, tragfähige Gegenkonzepte zur He-
gemonie der «identitären» und «autoritären» 
Politikkonzepten der Rechtsparteien von UMP 
und FN, aber auch der Sozialdemokratie zu 
entwickeln.
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DIE NÜTZLICHEN IDIOTEN 
DES FRONT NATIONAL
INTERVIEW MIT JACQUES RANCIÈRE

Für den Philosophen Jacques Rancière ha-
ben bestimmte «republikanische» Intellek-
tuelle seit einigen Jahren den Weg für den 
Front National geebnet. Er zeigt, dass die uni-
versalistischen Werte von einem fremden-
feindlichen Diskurs vereinnahmt wurden.

Vor einigen Monaten [im Januar 2015 
nach dem Anschlag auf die Redaktion 
der Satirezeitschrift Charlie Hebdo]  
ging Frankreich auf die Straße im 
Namen der Meinungsfreiheit und  
des friedlichen Zusammenlebens.  
Die letzten Wahlen zu den Bezirkspar
lamenten waren geprägt von einem 
neuen Vormarsch des Front National. 
Wie erklären Sie sich das rasche Auf
einanderfolgen dieser zwei Entwick
lungen, die doch offenbar wider
sprüchlich sind?
Ich bin mir nicht sicher, dass es da einen Wi-
derspruch gab. Natürlich sind sich alle einig, 
wenn es darum geht, die Anschläge vom Ja-
nuar zu verurteilen und die breite Reaktion 
darauf zu begrüßen. Der geforderte Konsens 
in Bezug auf die «Meinungsfreiheit» hat aber 
für Verwirrung gesorgt. Meinungsfreiheit ist 
ein Prinzip, das das Verhältnis von Individu-
um und Staat regelt. Es verbietet dem Staat, 
den Ausdruck abweichender Meinungen 
zu verhindern. Was am 7. Januar bei Char-
lie Hebdo verletzt wurde, war ein ganz an-
deres Prinzip – das Prinzip dass wir nicht je-
manden erschießen dürfen, weil uns seine 
Meinung nicht passt, das Prinzip, mit dem 
geregelt wird, wie Individuen und Gruppen 
zusammenleben und lernen, einander zu re-
spektieren. Man hat sich aber nicht für diese 
Dimension interessiert und sich stattdessen 
einseitig auf das Prinzip der Meinungsfreiheit 

fixiert. Damit hat man ein weiteres Kapitel in 
der Kampagne aufgeschlagen, die seit Jah-
ren die universellen Werte dazu benutzt, ei-
nen Teil der Bevölkerung abzuqualifizieren, 
indem man die «guten Franzosen», die An-
hänger der Republik, des Laizismus und der 
Meinungsfreiheit, mit den MigrantInnen kon-
frontiert, die dann kommunitaristisch, isla-
mistisch, intolerant oder rückschrittlich sind. 
Wir berufen uns oft auf den Universalismus 
als Prinzip des Zusammenlebens. Gerade der 
Universalismus wurde aber vereinnahmt und 
umfunktioniert. Er wurde zum Unterschei-
dungsmerkmal einer Gruppe gemacht, das 
dazu dient, eine bestimmte Gemeinschaft 
an den Pranger zu stellen, vor allem durch 
die frenetischen Kopftuchkampagnen. Von 
diesem Abgleiten konnte sich der 11. Janu-
ar [der «Marsch der Republik»] nicht distan-
zieren. Die Demonstrationen haben unter-
schiedslos all diejenigen, die die Prinzipien 
des Zusammenlebens verteidigten, mit de-
nen zusammengebracht, die ihre fremden-
feindlichen Gefühle zum Ausdruck brachten.

Wollen Sie damit sagen, dass die  
VerfechterInnen des laizistisch- 
republikanischen Modells unfreiwillige 
Wegbereiter des Front National sind?
Man sagt, dass sich der Front National «ent-
teufelt» habe. Was soll das heißen? Dass 
er die offen rassistischen Stimmen beiseite 
gedrängt hat? Ja. Vor allem aber, dass sich 
der Unterschied verflüchtigt hat zwischen 
den Ideen des FN und den Ideen, die als re-
spektabel gelten, als ein Bestandteil des re-
publikanischen Erbes. Seit 20 Jahren sind es 
bestimmte Intellektuelle der «republikani-
schen» Linken gewesen, von denen die Ar-
gumente kamen, derer sich Fremdenfeind-
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lichkeit und Rassismus bedienten. Der Front 
National muss nicht mehr sagen, dass die 
MigrantInnen uns die Arbeitsplätze weg-
nehmen oder kleine Gauner sind. Er braucht 
nur zu erklären, dass sie keine Laizisten sind, 
dass sie nicht unsere Werte teilen, dass sie 
Kommunitaristen sind. Die großen universa-
listischen Werte – Laizismus, gleiche Rechte 
für alle, Gleichheit von Mann und Frau – wur-
den zum Instrument einer Unterscheidung 
zwischen «uns», die wir diese Werte vertre-
ten, und «denen», die sie nicht vertreten. Der 
FN kann sich seine fremdenfeindlichen Ar-
gumente sparen. Sie werden ihm in den se-
riösesten Gewändern von den «Republika-
nern» geliefert.

Demzufolge wäre es der Sinn des  
Laizismus selbst, der pervertiert worden 
ist. Was bedeutet für Sie Laizismus?
Im 19. Jahrhundert war Laizismus für die 
französischen RepublikanerInnen das Inst-
rument, um die Schule vom Einfluss der ka-
tholischen Kirche zu befreien, vor allem nach 
dem Falloux-Gesetz von 1850. Der Begriff be-
zeichnet also die besonderen Maßnahmen, 
mit denen dieser Einfluss beseitigt wurde. 
Seit den 1980er Jahren hat man daraus ein 
universalistisches Prinzip gemacht. Die Lai-
zismus war ursprünglich dazu gedacht gewe-
sen, das Verhältnis von katholischer Kirche 
und Staat zu regeln. Die große Manipulation 
bestand darin, daraus ein Gesetz zu machen, 
dem alle gehorchen müssen. Nicht mehr der 
Staat soll laizistisch sein, sondern die Bürge-
rInnen. Und wie kann man erkennen, dass ei-
ne Person gegen das Prinzip des Laizismus 
verstößt? Durch das, was sie auf dem Kopf 
trägt … Als Kinder sind wir am Kommunions-
tag in die Schule gegangen mit unseren Kom-
munionsschleifen, trafen dort unsere Klas-
senkameradInnen, die keine KatholikInnen 
waren, und gaben ihnen Andachtsbildchen. 
KeineR ist auf die Idee gekommen, dass da-
durch der Laizismus bedroht wird. Der Laizis-

mus war damals eine Frage der Finanzierung: 
Die staatliche Schule trägt sich aus öffentli-
chen Mitteln, die katholische aus privaten. 
Dieser Laizismus, der sich auf das Verhältnis 
von öffentlichen und privaten Schulen be-
zieht, wurde begraben zugunsten eines Lai-
zismus, der das individuelle Verhalten regle-
mentiert und der dazu benutzt wird, einen 
Teil der Bevölkerung aufgrund seines Ausse-
hens zu stigmatisieren. Manche wollten in ih-
rem Wahn sogar das Tragen eines Kopftuchs 
in Anwesenheit eines Kindes verbieten.

Woher kam dieser  
Stigmatisierungsdrang?
Das hat verschiedene Ursachen, die teilwei-
se mit dem Nahostkonflikt und den dadurch 
geschürten Formen wechselseitiger Intole-
ranz zusammenhängen. Es gibt aber auch 
das «große linke Ressentiment», das aus den 
großen Hoffnungen der 1960er und 1970er 
Jahre und ihrer Zerstörung durch die soge-
nannte sozialistische Partei, als diese an die 
Macht kam, entstanden ist. Alle republikani-
schen, revolutionären oder fortschrittlichen 
Ideale wurden umfunktioniert. Sie wurden 
zum Gegenteil von dem, was sie ursprünglich 
sein sollten – nicht mehr zu Waffen im Kampf 
für die Gleichheit, sondern zu Waffen der Dis-
kriminierung, des Misstrauens und der Ver-
achtung gegenüber einem Volk, das als ver-
blödet oder rückständig hingestellt wird. Da 
wir die zunehmenden Ungleichheiten nicht 
bekämpfen können, legitimieren wir sie, in-
dem wir die Menschen verurteilen, die unter 
ihnen leiden. Denken wir nur daran, wie die 
marxistische Kritik umfunktioniert wurde zu 
einer Verurteilung des demokratischen Indi-
viduums und des allmächtigen Konsumen-
ten – einer Verurteilung, die sich gerade ge-
gen diejenigen richtet, die am wenigsten zu 
konsumieren haben. Die Umfunktionierung 
des republikanischen Universalismus zu ei-
nem reaktionären Denken, das die Ärmsten 
stigmatisiert, entspricht der gleichen Logik.
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Ist es denn nicht legitim, das Tragen 
des Kopftuchs zu bekämpfen, das nicht 
gerade ein sichtbares Zeichen weiblicher 
Emanzipation ist?
Die Frage ist, ob es Aufgabe der staatli-
chen Schule ist, die Frauen zu emanzipie-
ren. Müsste sie dann nicht auch die Arbei-
terInnen emanzipieren und alle anderen 
beherrschten Gruppen der französischen 
Gesellschaft? Es gibt alle möglichen For-
men der Unterwerfung – gesellschaftliche, 
sexuelle oder rassische. Das Prinzip einer re-
aktiven Ideologie ist es, sich gegen eine be-
stimmte Form der Unterwerfung zu wenden, 
um dadurch die anderen zu festigen. Diesel-
ben, die den Feminismus als «kommunitär» 
verurteilt hatten, entdeckten plötzlich ihre 
feministische Ader, um die Kopftuchgeset-
ze zu rechtfertigen. Die Stellung der Frau in 
der muslimischen Welt ist gewiss problema-
tisch. Es ist aber zunächst Sache der Betrof-
fenen, zu entscheiden, was für sie repressiv 
ist. Überhaupt ist es Sache derer, die unter 
der Repression leiden, gegen ihre Unterdrü-
ckung zu kämpfen. Wir können die Men-
schen nicht stellvertretend befreien.

Kommen wir zurück zum Front National. 
Sie haben oft die Vorstellung kritisiert, 
dass das «Volk» seiner Natur nach ras-
sistisch ist. Die MigrantInnen sind für 
Sie weniger Opfer eines Rassismus «von 
unten» als vielmehr eines Rassismus 
«von oben» – durch polizeiliche Gesichts-
kontrollen (Racial Profiling), durch die 
Abschiebung in Stadtrandbezirke oder 
durch das Problem, eine Wohnung oder 
eine Arbeit zu finden, wenn man einen 
Namen ausländischer Herkunft trägt. 
Wenn aber 25 Prozent der WählerInnen 
für eine Partei stimmen, die den Bau von 
Moscheen stoppen will, ist das dann 
nicht ein Zeichen dafür, dass fremden-
feindliche Motive auch in der französi-
schen Bevölkerung am Werk sind?

Zunächst einmal gehen diese fremdenfeindli-
chen Impulse weit über die Wählerschaft der 
extremen Rechten hinaus. Worin unterschei-
det sich ein FN-Bürgermeister, der die «Rue 
du 19 Mars 1962»1 umbenennt, von UMP-Po-
litikerInnen, die im Unterricht die positiven 
Aspekte der Kolonialisierung behandelt ha-
ben wollen, von Nicolas Sarkozy, der sich 
gegen schweinefleischlose Menüs in den 
Schulkantinen ausspricht, oder von «repub-
likanischen» Intellektuellen, die kopftuchtra-
gende Mädchen vom Studium ausschließen 
wollen? Außerdem ist es zu einfach, die Wahl 
des FN nur mit dem Ausdruck von rassisti-
schem oder fremdenfeindlichem Gedanken-
gut gleichzusetzen. Der FN ist nicht nur eine 
Stimme des Volkes, er ist vor allem ein struk-
tureller Effekt des politischen Lebens, das in 
Frankreich nach der Konstitution der V. Re-
publik entstand. Dadurch, dass dieses Sys-
tem im Namen der Bevölkerung eine kleine 
Minderheit regieren ließ, hat es automatisch 
einen Raum eröffnet für diejenige politische 
Gruppe, die erklären kann: «Wir bleiben bei 
diesem Spiel außen vor.» Der Front National 
hat diesen Platz nach dem Zerfall des Kom-
munismus und des Gauchismus besetzt. Die 
«dumpfen Gefühle» der Massen – wer kann 
die beziffern? Ich stelle nur fest, dass es in 
Frankreich kein Gegenstück zu Pegida, der 
fremdenfeindlichen Bewegung in Deutsch-
land, gibt. Ich glaube auch nicht an den oft 
angestellten Vergleich mit den 1930er Jah-
ren. Ich sehe im heutigen Frankreich nichts, 
was mit den großen rechtsextremen Milizen 
der Zwischenkriegszeit vergleichbar ist.

Das hört sich so an, als müsse man den 
Front National gar nicht bekämpfen.
Wir müssen das System bekämpfen, das 
ihn hervorbringt, also auch die Strategie, die 
sich der Verurteilung des Front National be-
dient, um den galoppierenden Rechtsruck 
der Regierungseliten und der Intellektuellen-
klasse zu verschleiern.



Die nützlichen Idioten des Front National 45

Die Möglichkeit, dass der FN an die 
Macht kommt, beunruhigt Sie nicht?
Da ich den Front National als das Resul-
tat des Ungleichgewichts in unseren politi-
schen Institutionen betrachte, gehe ich eher 
von der Möglichkeit seiner Einbindung in das 
System aus. Es gibt bereits viele Ähnlichkei-
ten zwischen dem FN und den etablierten 
Kräften innerhalb des Systems.

Wenn der FN an die Macht käme, hätte 
dies ganz konkrete Auswirkungen für die 
Schwächsten der französischen Gesell-
schaft, nämlich für die MigrantInnen …
Ja, wahrscheinlich. Ich kann mir aber kaum 
vorstellen, dass der FN im großen Stil Ab-
schiebungen organisiert und Hunderttau-
sende oder Millionen von Menschen «nach 
Hause» schickt. Der Front National ist nicht 
der Aufmarsch des weißen Kleinbürgertums 
gegen die EinwanderInnen. Seine Wähler-
schaft erstreckt sich über alle Bereiche der 
Gesellschaft, unter Einschluss auch der 
MigrantInnen. Ja, natürlich, es könnte sym-
bolische Aktionen geben. Ich glaube aber 
nicht, dass sich eine UMP-FN-Regierung von 
einer UMP-Regierung sehr unterscheiden 
würde.

Vor dem ersten Wahlgang hat Manuel 
Valls den französischen Intellektuellen 
ihren «Schlaf» vorgeworfen: «Wo sind 
die Intellektuellen», rief er aus, «wo  
ist das Gewissen dieses Landes,  
die Männer und Frauen der Kultur,  
die auch ihre Stimme erheben müssen, 
wo ist die Linke?» Fühlten Sie sich 
angesprochen?

«Wo ist die Linke?», fragen die Sozialisten. 
Ganz einfach: Da, wo sie sie hingeführt ha-
ben, nämlich ins Nichts. Die historische 
Mission der Sozialistischen Partei war es, 
die Linke zu töten. Auftrag erfüllt. Manuel 
Valls stellt die Frage, was die Intellektuel-
len eigentlich tun. Ehrlich gesagt, ich kann 
nicht recht erkennen, was Leute wie er ih-
nen vorzuwerfen haben. Man kritisiert ihr 
Schweigen, aber die Wahrheit ist, dass be-
stimmte Intellektuelle schon seit Jahrzehn-
ten ganz große Reden schwingen. Sie wur-
den zu Stars und Kultfiguren gemacht. Sie 
trugen in hohem Maße zu den Hasskampa-
gnen in Sachen Kopftuch und Laizismus bei. 
Sie waren nur allzu gesprächig. Ich möchte 
hinzufügen, dass ein Appell an die Intellek-
tuellen ein Appell ist an Leute, die sich nicht 
entblöden, die Rolle des Sprachrohrs der In-
telligenz spielen zu wollen. Man kann natür-
lich diese Rolle nur übernehmen gegenüber 
einem Volk, das als dumm und rückständig 
hingestellt wird. Das schreibt den Gegensatz 
von «Wissenden» und «Unwissenden» fest, 
und gerade den müssten wir aufbrechen, 
wenn wir die Gesellschaft der Missachtung 
bekämpfen wollen, für die der Front National 
nur eine bestimmte Ausdrucksform ist.

Es gibt aber doch Intellektuelle – wie 
Sie selbst –, die diesen Rechtsruck des 
französischen Denkens bekämpfen. Sie 
glauben nicht an die Macht des Wortes?
Man kann nicht von ein paar Einzelnen er-
warten, dass sie die Blockade aufbrechen. 
Das kann nur geschehen durch demokrati-
sche Massenbewegungen, die nicht durch 
eine geistige Überlegenheit legitimiert sind.

Die heutigen Regierungen bedienen sich einer Wissenschaft, 
der Ökonomie, indem sie so tun, als wendeten sie nur deren 
objektive und unausweichliche Gesetze an – Gesetze,  
die auf wundersame Weise in Einklang mit den Interessen  
der herrschenden Klassen stehen.
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Sie zeigen in Ihrer philosophischen 
Arbeit, dass das westliche politische 
Denken seit Platon dazu tendiert, die 
«Wissenden» von den «Unwissenden» 
zu unterscheiden. Auf der einen Seite 
stünde die Klasse der Gebildeten, Ver-
nünftigen und Kompetenten, die zum 
Regieren berufen sind, auf der anderen 
die des Volkes, der Unwissenden, der 
Opfer ihrer Triebhaftigkeit, die dazu 
bestimmt sind, regiert zu werden.  
Lässt sich dieses Interpretationsraster 
anwenden auf die jetzige Situation?
Die Regierenden haben lange ihre Macht 
damit gerechtfertigt, dass sie sich mit ver-
meintlichen Tugenden der aufgeklärten 
Klassen wie Klugheit, Mäßigung oder Weis-
heit schmückten. Die heutigen Regierun-
gen bedienen sich einer Wissenschaft, der 
Ökonomie, indem sie so tun, als wendeten 
sie nur deren objektive und unausweichli-
che Gesetze an – Gesetze, die auf wunder-
same Weise in Einklang mit den Interessen 
der herrschenden Klassen stehen. Wir haben 
die wirtschaftlichen Katastrophen erlebt, 

das geopolitische Chaos, das in den letzten 
40 Jahren von der alten Weisheit der Regie-
renden und von der neuen ökonomischen 
Wissenschaft hervorgebracht wurde. Die 
Demonstration der Inkompetenz durch die 
vermeintlich Kompetenten ruft nur Verach-
tung für die Regierenden bei den Regierten 
hervor, die von ihnen verachtet werden. Die 
Demonstration einer demokratischen Kom-
petenz der vermeintlich Inkompetenten ist 
etwas ganz anderes.

1  Datum des Abkommens von Évian zur Unabhängigkeit Algeriens 
(die danach benannte Straße wurde vom Bürgermeister von Béziers, 
Robert Ménard, umbenannt nach einem Teilnehmer am Militärputsch 
von Algier und Verfechter der Kampagne Algérie française in «Rue Élie 
Denoix de Saint-Marc»); A.d.Ü.

Der Beitrag erschien bei LuXemburg-online 
(Juni 2015) und zuvor am 4. April 2015  
im ©L’Obs unter dem Titel «Les idéaux  
républicains sont devenus des armes de  
discrimination et de mépris». Aus dem 
Französischen von Thomas Laugstien.
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Richard Seymour

DER AUFHALTSAME AUFSTIEG VON UKIP

Anfang Mai 2013 stand die United Kingdom 
Independence Party (UKIP) mit ihrem Vor-
sitzenden Nigel Farage kurz vor dem Durch-
bruch: Bei den Kommunalwahlen gewann sie 
26 Prozent der Stimmen, nachdem ihr bei lan-
desweiten Meinungsumfragen rund 20 Pro-
zent vorausgesagt worden waren.
Wie kann das sein? UKIP war in der Presse ag-
gressiv bloßgestellt worden. Die letzten Ent-
hüllungen hatten in ihren Reihen Nazis und 
andere Sonderlinge aus rechten Subkultu-
ren identifiziert. Medien hatten auf rassisti-
sche und eugenische Äußerungen in sozialen 
Netzwerken hingewiesen und Bilder von Ho-
locaust leugnenden, Waffen schwingenden 
und «Sieg Heil» rufenden UKIP-Mitgliedern 
veröffentlicht. All das betrifft keinesfalls ei-
ne Minderheit innerhalb der Partei. Führende 
Mitglieder, wie der EU-Parlamentarier Roger 
Helmer, äußern sich in rechtsradikaler Art und 
Weise über Homosexualität, Vergewaltigung 
und Klimawandel. Unlängst stimmte UKIP im 
Europäischen Parlament dafür, die Vorsitzen-
de des französischen Front National, Marine 
Le Pen, vor einer möglichen Strafverfolgung 
wegen rassistischer Hetze zu schützen. Wollte 
irgendwer die Beweisführung antreten, dass 
UKIP eine Partei rechtsradikaler Vollidioten ist, 
Belege dafür gäbe es zur Genüge.
Und doch: Die WählerInnen von UKIP küm-
mert das offensichtlich nicht. Durch Rassis-
mus und Homophobie lassen sie sich nicht 
abschrecken und scheinen unempfindlich ge-
genüber den Allianzen, die UKIP so eingeht. 
Dies mag das Wählerpotenzial von UKIP ein-
schränken, aber ein Fünftel der 
abgegebenen Stimmen ist nicht 
nichts. Es genügt zumindest, 
um den konservativen Tories or-
dentlich in die Parade zu fahren 
und wahrscheinlich viele andere 

Schäden anzurichten. Es ist an der Zeit, UKIP 
nicht nur bloßzustellen, sondern sie genau zu 
untersuchen.

Was ist UKIP?  
Das reaktionäre Milieu
Die United Kingdom Independence Party wur-
de 1993 von Alan Sked, einem Professor der 
London School of Economics und ehemali-
gen Kandidaten der Liberalen Partei gegrün-
det. Der Historiker Sked war und bleibt eine 
politisch randständige Figur. Nichtsdestotrotz 
startete er diese Initiative, just als der Streit 
über Europa-Fragen einen tiefen Keil in die Ba-
sis der Tories trieb. Der Thatcherismus stand 
immer für eine Koalition zwischen sozial-libe-
ralen, pro-europäischen Modernisierern und 
den alten, sozial-autoritären, fremdenfeindli-
chen Hardlinern. Mit dem Kollaps der UdSSR 
und der Erweiterung der EU wurde UKIP zu 
einer der frühen Heimstätten von Tories, die 
aus genau diesen Gründen zur Rechten über-
liefen. Daher war UKIP immer eine Basis für 
die unterschiedlichen Schrate und Verschwö-
rungstheoretiker der extremen Rechten. Sked 
verließ jedoch die Partei vier Jahre nach deren 
Gründung und beklagte, seine ehemaligen 
Kameraden seien «rassistisch und von der ex-
tremen Rechten infiziert». Er glaubte – fälsch-
licherweise, wie sich herausstellen sollte –, 
dass die Partei aufgrund solcher Allianzen ihre 
Randständigkeit nie überwinden könne.
Tatsächlich hatte UKIP eben deshalb Erfolg, 
weil sie in der Lage war, ein reaktionäres Mi-
lieu unter ihre Fittiche zu nehmen. Es gelang 

Wollte irgendwer die Beweisführung 
antreten, dass UKIP eine Partei 
rechtsradikaler Vollidioten ist,  
Belege dafür gäbe es zur Genüge.



Der aufhaltsame Aufstieg von UKIP48

ihr, rechts der Tories hegemonial zu werden 
und Rivalinnen wie etwa die Referendum Par-
ty oder die Veritas zu verdrängen. Die zeitwei-
lige Zersplitterung und Schwächung der ex
tremen Rechten machte UKIP als politische 
Heimat attraktiv.

Instabile Bündnisse
Das macht aus UKIP noch kein einfaches 
Bündnis. Nominell ist UKIP eine libertäre Par-
tei, was bestimmte ihrer Positionen zöger-
lich oder gar leicht verdreht erscheinen lässt. 
Zum Beispiel beim Thema der LGBT-Rechte: 
UKIP ist widerwillig dafür, homosexuelle Part-
nerschaften mit der Ehe gleichzustellen. Als 
Traditionalisten können sie aber keine Einmi-
schung in das Recht der Kirche, das Wesen 
der Ehe zu definieren, tolerieren. Ihre Haltung 
ist also sorgsam darauf bedacht, Homophobie 
nicht vorzuschreiben, auch wenn das schwer 
unter einen Hut zu bringen ist mit der Ansicht, 
Homosexualität sei eine Krankheit.
Bis jetzt hält die Allianz. In gewissem Sinne 
ist UKIP eine säkulare Seelenwanderung des 
Thatcherismus, ein Symptom dafür, dass der 
Konservativismus auseinanderbricht. Sie ist 
auch eine Zufluchtsstätte für den britischen 
Faschismus: Flüchtlinge der British National 
Party (BNP) tummeln sich bei UKIP. Die Inte-
gration der extremen Rechten ist wahrschein-
lich Absicht. Die Faschisten sind vielleicht 
nicht das Gravitationszentrum innerhalb der 
UKIP, aber sie sind ein Element dieser fragilen 
Koalition, die ausreichend Kräfte zu sammeln 
versucht, um die Tories von rechts anzugrei-
fen.
Was die einzelnen Elemente der UKIP ver-
bindet, ist die sozial-paranoide Ideologie des 
Rechtsaußen-Lagers. Dominant ist darin eine 
verschwörungstheoretische Sicht auf die EU 
als eine Art sozialistischer Konspiration, bei 
der Eurokraten auf dem Rücken kleiner Ge-
schäftsleute reiten und die Masseneinwande-
rung ebenso begünstigen wie den Sozialstaat.
Von diesem zentralen paranoiden Konzept 

strahlen verschiedene implizite Bedeutungs-
ketten aus: Sie verknüpfen die «EUdSSR» 
mit Unsicherheit, sozialer Zerrüttung und ei-
ner angeblichen ethnischen Uneindeutigkeit 
der einstmals respektablen Arbeiterklasse 
(‹die Weißen werden schwarz›). Sie verknüp-
fen die sozialen Nöte kleiner Geschäftsleute 
mit der Vorherrschaft metropolitaner Eliten, 
die eine Politik durchsetzen, die ‹abgehoben›‚ 
ist, nicht auf dem ‹gesunden Menschenver-
stand› gründet und das Land an irgendwelche 
Fremden verschleudert. Sie verknüpfen das 
Demokratiedefizit in der EU und zunehmend 
auch in Großbritannien mit rationalistischen, 
‹politisch korrekten› Vorgaben vom Kontinent 
(Stichwort ‹Eurobananen›) und stellen sie den 
ehrwürdigeren, bodenständigen Institutionen 
der britischen Gesellschaft entgegen, die in ei-
ner jahrhundertealten Tradition wurzeln.

Wer tritt der UKIP bei  
und wer wählt sie?
Der feste Mitgliederkern der UKIP ist mittel-
ständisch. Der Abgeordnete Godfrey Bloom 
illustriert das gut: «Wir haben Ärzte, die selbst 
Steuerexperten sind, Maler und Dekorateure, 
die alles über Fragen der Verteidigungspolitik 
wissen, und Filialleiter sowie Zahnärzte im Ru-
hestand, welche die kompliziertesten politi-
schen Probleme des Landes verstehen.» Doch 
um ihr derzeitiges Zustimmungsniveau zu er-
langen, musste sich die UKIP weit über dieses 
heimische Territorium hinaus ausdehnen.
Die UKIP zu wählen, ist nicht einfach nur ein 
apolitischer ‹Protest› gegen den Status quo. 
Zwei zentrale Beispiele für UKIP-Erfolge der 
letzten Zeit finden sich in South Shields (26 %) 
und Eastleigh (27,8 %). Erstgenannter Be-
zirk war seit 1935 eine sichere Bank für La-
bour; letzterer ist liberaldemokratisches Kern-
land. In beiden Wahlbereichen hatte die UKIP 
den größten Zuspruch unter ehemaligen To-
ry-Wählern (und in gewissem Maße auch 
unter Liberalen). Dies unterstreicht, dass die 
Stimmen für UKIP bewusst rechts sind.
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Eine interessante Studie über die Zustimmung 
zu UKIP bei den Europa-Wahlen 2009 – in je-
nem Jahr war der UKIP-Erfolg begleitet von 
nie dagewesenen, starken Ergebnissen für die 
BNP – ergab, dass die Partei gut aufgestellt 
war, um ihre Basis dramatisch auszuweiten 
und eine sehr viel dauerhaftere Allianz aufzu-
bauen, als es der BNP möglich war. Gestützt 
auf eine breite Datenbasis, identifizierte die 
Studie zwei zentrale Typen von UKIP-Wähle-
rInnen: den «überzeugten Loyalisten» und den 
«strategischen Überläufer». Ersterer bestand 
aus Teilen der Arbeiterschicht und des unteren 
Mittelstands, die vom populistischen und isla-
mophoben Programm angesprochen werden. 
Letzterer umfasste UnterstützerInnen aus 
dem wohlhabenderen Mittelstand, die traditi-
onell konservativ sind, welche aber die Tories 
weiter nach rechts zwingen wollten.
In der Zustimmung zur UKIP und zur BNP gab 
es auch geografische Unterschiede. Während 
die BNP im de-industrialisierten Norden gut 
dastand und vor allem in der Arbeiterschaft 
punktete, gedieh die UKIP in traditionellen To-
ry-Gebieten dank eines stärker auf alle Klassen 
verteilten Zuspruchs.
Im Vorfeld der Wahlen im Mai beauftrag-
te die christliche Coalition for Marriage eine 
Umfrage in den Gebieten, die von der UKIP 
umkämpft waren. Sie offenbarte eine Wäh-
lerschaft, die viel älter, weniger gebildet und 
etwas ärmer war als der Durchschnitt.
71 Prozent der UKIP-WählerInnen waren über 
40 Jahre alt und 48 Prozent über 60. Sie waren 
häufiger Eigentümer ihres Hauses und selte-
ner Mieter als der durchschnittliche Wähler. 
Sie waren etwas stärker im öffentlichen Dienst 
vertreten als die Tory-WählerInnen, aber 
schwächer als die der Labour-Party. Eben-
so waren sie öfter gewerkschaftlich organi-
siert als Tory-WählerInnen, aber weniger als 
Labour-Anhänger. Und sie waren häufiger in 
«unqualifizierten» und Hilfsarbeiten tätig oder 
arbeitslos als die wählende Bevölkerung ins-
gesamt.

Während die UKIP-Chefs typischerweise Ge-
schäftsleute sind, ob nun aktiv oder im Ru-
hestand, kommt ihre Wählerschaft aus dem 
weniger abgesicherten und weniger wohlha-
benden Tory-Milieu: eine Koalition aus Arbei-
terInnen und unterem Mittelstand. Dies ist po-
tenziell eine sehr mächtige Koalition, die die 
Unzufriedenheit von Teilen der Bevölkerung 
mit dem Reichtum und Einfluss privilegierter 
Schichten verbindet.

Populärer Konservatismus
Die UKIP bietet also einen geselligen Raum für 
ein reaktionäres Milieu, indem sie die einzel-
nen Elemente der prinzipiell euroskeptischen 
Rechten verbindet. Damit bietet die UKIP zwar 
einen Rückzugsraum für die extreme Rechte, 
aber ihre Zukunft liegt nicht in der Entwick-
lung zu einer faschistischen Organisation. Ihr 
Ziel ist die Transformation der parlamentari-
schen Politik, vor allem der Konservativen Par-
tei. Es geht darum, wer die Tories führt, und ei-
gentlich also darum, die regierende Partei und 
den Staatsapparat mit den sozialpolitischen 
Zielen der Mittelstands-Rechten zu indoktri-
nieren. Damit stehen sie nicht ohne Verbünde-
te in der Tory-Partei da.
Lord Tebbit, der letzte thatcheristische Hard-
liner, war bereit, die konservativen WählerIn-
nen aufzurufen, auch EU-feindliche Kandida-
tInnen außerhalb der Tories zu unterstützen. 
Tebbit verfolgt eindeutig eine langfristige 
Strategie: Selbst wenn es die Tories Stimmen 
kostet, so sein Kalkül, wird es ihnen nutzen, 
indem es den Mainstream nach rechts zieht. 
Außerdem, wenn dies in Form eines ‹Aufstan-
des› geschieht, könnte es die Grundlage eines 
‹populären› Konservatismus erneuern und al-
so den weltlichen Niedergang der Tories zu-
mindest verzögern oder gar umkehren.
Ein Nebeneffekt der UKIP-Strategie aber ist 
wohl, dass die Reserven der extremen Rech-
ten wieder aufgefüllt werden. In dem Maße, 
wie sie erfolgreich ist, gibt sie den gewaltbe-
reiten und offen neonazistischen Gruppen 
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eine Motivation, sie normalisiert deren Kam-
pagnen-Themen und bietet deren Kadern 
nützliche Kontakte zu anderen rechten Akti-
visten.

Den rechten Vorstoß stoppen
Die UKIP stellt die Linke vor zwei Herausfor-
derungen. Die erste besteht darin, der Anzie-
hungskraft nach rechts entgegenzuwirken, 
die von der UKIP ausgeht. Ein rein negativer 
Angriff wird hier nicht funktionieren. Projekte 
wie Left Unity (Linke Einheit) oder Anti-Auste-
ritäts-Initiativen wie People’s Assembly (Volks-
versammlung) sind ein guter Schritt nach vor-
ne – und wären umso stärker, hätten sie eine 
antikapitalistische Schneide. So wie es heute 
die Rechte tut, könnten solche Kampagnen 
den Takt angeben, indem sie sich (wenn auch 
verspätet) an die Arbeit machen, eine populä-
re Lösung für die kapitalistische Krise zu ent-
wickeln: Banken und Betriebe verstaatlichen, 
Reiche besteuern, Arbeitsplätzen sichern und 
grüne Jobs schaffen. Hier könnte die UKIP ei-
ne ziemlich offene Flanke bieten, da sie ihre 
Präsenz in den kommunalen Behörden nut-
zen wird, um auf Kürzungen hinzuwirken, die 
bei ihrer eigenen Basis nicht allgemein beliebt 
sind.
Das ist mit der Forderung nach einer ‹linken 
UKIP› gemeint. Die zweite Herausforderung 
besteht darin, wie eine Kampagne zu initiieren 
ist, die den Euroskeptizismus thematisiert, die-
sen aber mit linker Politik verbindet. Das Prob-
lem dabei ist: Linke WählerInnen sind der EU 
gegenüber oft feindselig eingestellt, und das 
nicht ohne Grund. Wenn wir die EU vor allem 
Anderen in den Vordergrund rücken, überse-
hen wir die Tatsache, dass die Ausführenden 
der aktuellen Austerität in Großbritannien 
nicht in Brüssel, sondern in London sitzen.
Die zweite Herausforderung besteht also da-
rin, die politische Integration von Ideen und 
Kräften der extremen Rechten zu stören und 

so die Entstehung einer stabilen neuen fa-
schistischen Formation zu verhindern. Das ist 
schwieriger, weil es offenbar erfordert, dass 
wir uns einem größeren Problem in einer Wei-
se stellen, mit der wir keine Erfahrung haben. 
Im Allgemeinen sind antirassistische Kampa-
gnen in Großbritannien durch das Brennglas 
des Antifaschismus betrieben und kanalisiert 
worden. Da der Faschismus das widerlichs-
te Gesicht des Rassismus darstellt, ist er das 
schwächste Glied in der rassistischen Ideolo-
gie: Wir nehmen die extreme Rechte aufs Korn 
und delegitimieren zugleich den Rassismus.
Aber das geht an etwas Entscheidendem vor-
bei. Beachtliche Teile der WählerInnen, ganz 
zu schweigen von Teilen des politischen Esta-
blishments, scheuen nicht mehr vor dem Stig-
ma der extremen Rechten. Im Gegenteil, dank 
der beständigen ideologischen Arbeit der Me-
dien und aufeinanderfolgender Regierungen 
geht die Tendenz dahin, das Verhalten der ex-
tremen Rechte bloß als die erklärliche, wenn 
auch leicht überzogene Reaktion auf eine ‹ex-
treme Provokation› durch Muslime und Zu-
wandererInnen zu sehen. Dies ist das Klima, 
in dem die UKIP und ihre Verbündeten gedei-
hen. Daraus folgt, dass dringend umzuschal-
ten ist auf eine umfassendere kulturelle und 
politische Offensive gegen den Rassismus 
an sich. So können wir den rechten Vorstoß 
stoppen. Bei den jüngsten Parlamentswahlen 
haben das britische Mehrheitswahlrecht und 
die grandiose Schwäche der Labour Party den 
massenhaften Einzug der UKIP ins Unterhaus 
verhindert. Politisch sind ihre Positionen dort 
längst verankert.

Dieser Beitrag erschien im Mai 2014  
bei LuXemburg-online, unter:  
www.zeitschrift-luxemburg.de/ 
der-aufhaltsame-aufstieg-von-ukip;  
hier leicht aktualisiert.  
Aus dem Englischen von Andreas Förster.
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THESEN ZUM KAMPF GEGEN DEN 
RECHTSEXTREMISMUS IN EUROPA
VERABSCHIEDET VOM EUROPEAN ALTER-SUMMIT AM 3. APRIL 2014

Der Rechtsextremismus ist in Europa keine 
Randerscheinung der Politik mehr. Das bewei-
sen die neonazistischen Bewegungen in Un-
garn und Griechenland, Jobbik und Golden 
Dawn, die Gewalt im öffentlichen Raum ge-
gen Andersdenkende und Minderheiten aus-
üben und gleichzeitig den legalen politischen 
Rahmen ausnützen, der ihnen durch die parla-
mentarische Vertretung gegeben wird.
Das Phänomen hat viele Gesichter. Außer den 
Neonazis, die sich unverhohlen zu Gewalt, 
Fremdenhass, Antisemitismus und faschisti-
scher Tradition bekennen, gibt es rechtsextre-
me Parteien, die ihren Diskurs soweit moder-
nisiert haben, dass sie auch viele WählerInnen 
mobilisieren können, die über ihre soziale La-
ge und die Politik erbittert sind, keine Alterna-
tive erkennen können, aber nicht in erster Li-
nie mit Faschismus und Nationalsozialismus 
sympathisieren.
Doch der rechtsextreme Kern der Ideologie, 
die das Denken und Fühlen der Führer und 
Kader dieser Parteien prägt, bricht immer wie-
der durch die dünne Hülle des aus taktischen 
Gründen abgemilderten Diskurses wie jüngst 
beim Niederländer Geert Wilders oder dem 
Österreicher Andreas Mölzer.
Angesichts der in Europa herrschenden Kri-
se wäre es ein schwerer Fehler, die Gefahr zu 
übersehen oder zu unterschätzen, die vom 
Rechtsextremismus in seinen unterschiedli-
chen Formen ausgeht.
Siebzig Jahre nach der Befreiung Europas 
vom Nationalsozialismus sind uns Holocaust 
und Krieg Mahnung und Auftrag, dem Fa-
schismus energisch entgegenzutreten.

I Unterschiedliche Ursachen – 
vor dem Hintergrund von 
heute analysieren
Der Rechtsextremismus, mit dem wir gegen-
wärtig konfrontiert sind, ist ein heutiges Phä-
nomen mit neuen Charakteristiken, die aus der 
heutigen Realität beurteilt werden müssen.
Wo immer es auftritt, ist es Ausdruck der tie-
fen, ungelösten wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Krise. Die Traditionen, auf die es 
sich bezieht, und die Formen, die es annimmt, 
sind von Land zu Land unterschiedlich. Soweit 
es die soziale Lage betrifft, sind es in den zen-
tral- und osteuropäischen Ländern die Krisen, 
die mit dem Übergang vom Staatssozialismus 
zum Kapitalismus aufgetreten sind. In Ungarn 
spiegelt das Anwachsen des Rechtsextremis-
mus eine allgemeine Unzufriedenheit der Be-
völkerung wider, auf die es im Moment keine 
politische Antwort von links gibt. Die Funktion 
der Rechtsaußenparteien ist es, diese Unzu-
friedenheit in bestimmten Grenzen zu halten, 
zu kontrollieren und die extreme Ungleich-
heit in der Gesellschaft durch den Einsatz ver-
schiedener Formen der Gewalt aufrechtzuer-
halten. In anderen Fällen führen die durch die 
Troika aufgezwungene Austeritätspolitik, die 
Massenarbeitslosigkeit und der Abbau des 
Sozialstaats zu einer fortschreitenden Prekari-
sierung sogar in scheinbar konsolidierten Ge-
sellschaften, die ihrerseits eine Brutalisierung 
der Arbeitswelt und um sich greifende Angst 
vor der Zukunft nach sich zieht.
In allen Fällen ist der Rechtsextremismus ein 
Ausdruck der systemischen und strukturellen 
Krise und der wachsenden sozialen Frustra

tion, der Wut über die Nicht-
anerkennung von Arbeit und 
Qualifikation und der Angst 
vor Armut.

Der Rechtsextremismus ist in Europa 
keine Randerscheinung der Politik mehr.
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II Die Krise hat auch das 
politische System erfasst
In den meisten Staaten lösen sich seit Jahr-
zehnten immer dieselben Parteien an der 
Macht ab oder stellen gemeinsam die Regie-
rungen und teilen als Machtkartell Macht und 
Einfluss.
Sie haben die Politik an den vom neoliberalen, 
finanzmarktgesteuerten Kapitalismus gesetz-
ten Regeln orientiert. Für die sozialen Folgen 
werden sie nun von großen Teilen der Bevöl-
kerung – zu Recht – verantwortlich gemacht. 
Viele Menschen wenden sich von ihnen und 
von der Politik im Allgemeinen ab. In einer Si-
tuation, in der das Scheitern des neolibera-
len Projekts offensichtlich wird, versucht der 
rechte Flügel der Machteliten, durch ethni-
schen Nationalismus, der Antisemitismus, 
Hass auf Roma und Sinti und den Ausschluss 
von Fremden beinhaltet, eine neue ideologi-
sche Legitimation für den Staat zu schaffen. 
Rechtsextreme Parteien nützen diese Krise, 
geben sich als Antagonisten des herrschen-
den politischen Systems aus und stellen sich 
als Verteidiger des Sozialstaats dar, von dem 
sie entsprechend ihrer nationalistischen und 
rassistischen Sichtweise Fremde und Migran-
tInnen ausschließen wollen. Inzwischen be-
einflussen viele dieser Ideen den Diskurs in 
der Mitte der Gesellschaft. Aber ihr Ziel ist 
nicht, der Entleerung und Verfälschung der 
Demokratie eine reale Demokratie der Mit-
sprache und Verantwortlichkeit entgegen-
zustellen, sondern sie durch ein autoritäres 
Regime zu ersetzen, in dem der «Volkswille» 
direkt von einem charismatischen Führer ver-
wirklicht würde. Die neoliberale Individuali-
sierung und die von den Mainstream-Medien 
ausgehende Personalisierung der Politik kom-
men ihnen dabei entgegen. Die modernisier-
ten rechtsextremen Parteien sind nicht Aus-
druck eines demokratischen Aufbegehrens, 
sondern stellen eine Gefahr für die Demokra-
tie dar. Sie wollen das bestehende Übel durch 
das größte aller Übel ersetzen.

III Die Stoßrichtung gegen 
die europäische Integration
Die Krise der Politik betrifft in spezieller Wei-
se die europäische Integration und die nati-
onalen Beziehungen in Europa. Einerseits, 
weil rechte Parteien die Spannungen der so-
zialökonomischen Krise in Nationalismus, 
das heißt in Ablehnung anderer Völker und 
MigrantInnen, ableiten wollen. Andererseits, 
weil die Europäische Union durch die Institu-
tionalisierung des Neoliberalismus und durch 
die Austeritätspolitik an Vertrauen der Bevöl-
kerung verliert.
In dieser Atmosphäre machen die rechtsex
tremen Parteien die Ablehnung der europäi-
schen Integration zu ihrer gemeinsamen Stra-
tegie. Sie bildet auch das Kernelement ihres 
Versuchs, eine Fraktion im kommenden Euro-
paparlament zu bilden. Die Alternative zur eu-
ropäischen Integration ist die nationalistische 
Rivalität der europäischen Mächte. Daher ist 
das Projekt der europäischen Fraktion der Na-
tionalisten in sich ein Widerspruch, ist Dem-
agogie, die ihre wahren Absichten verbirgt, 
welche es ist, die Nationen gegeneinander 
aufzuhetzen.

IV Die Macht von TINA 
(«There is no Alternative»)
Zur Frustration über die herrschende Politik 
kommt die Abwesenheit oder eine mangeln-
de Sichtbarkeit der demokratischen und so-
zialen Alternative. Diese Feststellung trifft in 
unterschiedlichem Ausmaß für die einzelnen 
Staaten und auf der EU-Ebene zu. Gewerk-
schaften, soziale Bewegungen und politische 
Akteure haben oft Alternativen, jedoch tragen 
sie gemeinsam die Verantwortung für deren 
fehlende Sichtbarkeit. Doch ohne politische 
Alternative und Veränderung der politischen 
Kräfteverhältnisse in den Staaten und auf eu-
ropäischer Ebene ist weder ein Ausweg aus 
der Krise zu öffnen, noch wird dem Aufstieg 
des Rechtsextremismus etwas strategisch 
Entscheidendes entgegengesetzt werden.
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V Wettbewerbsideologie 
kontra europäische  
Solidarität
Das Vertrauen in die neoliberale Politik wurde 
durch die Wirtschaftskrise erschüttert. Aber 
die Hegemonie des Neoliberalismus, das 
heißt das Vorherrschen neoliberaler Ideen in 
der Massenkultur, in den Medien und im All-
tag, blieb in vielen Ländern unerschüttert. Das 
Konkurrenzdenken, die Entsolidarisierung, der 
Sexismus, die Homophobie und der Rassis-
mus bilden nicht nur einen fruchtbaren Nähr-
boden für rechtsextreme Parteien, sondern 
auch dafür, dass rechtsextreme Haltungen sich 
in der Mitte der Gesellschaft festsetzen und die 
Programmatik und die praktischen Handlun-
gen der Mainstream-Parteien nach rechts drü-
cken. Die Grenzen zwischen Neonaziparteien 
und den modernisierten Parteien des Rechts-
extremismus waren immer schon durchlässig 
und relativ. Zu beobachten sind heute aber ei-
ne Annäherung zwischen modernen rechtsex-
tremen und konservativ-nationalistischen Par-
teien sowie Mischformen zwischen beiden. 
Das System ist nach links geschlossen und 
nach rechts offen. In vielen Staaten droht ein 
Zusammenschluss der Rechten mit der extre-
men Rechten. Auch in diesem Prozess der An-
näherung und Umgruppierung spielt die Skep-
sis gegenüber der europäischen Integration als 
Konvergenz der Strategien eine Rolle.

VI Soziale Bewegungen und 
Gewerkschaften kämpfen 
für Gleichheit und Respekt
Der Kampf gegen den Rechtsextremismus 
ist ein Kampf um die Kultur des Zusammenle-
bens in allen Zusammenhängen. Dabei spie-
len die Betriebe und Dienststellen und der 
Kampf um gleiche Rechte und Arbeitsverträ-
ge für alle Beschäftigten eine ausschlagge-
bende Rolle. Die Koordinierung der drei fran-
zösischen Gewerkschaften (CGT, FSU und 
Solidaire) im Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus, die Kampagne des Österreichischen 

Gewerkschaftsbundes gegen Rassismus in 
der Arbeitswelt sowie der EGB-Aktionsplan 
für Migration sind wichtige Beispiele.
Der Kampf gegen Sexismus, Homophobie und 
gegen jeden religiösen Fundamentalismus, der 
die Frauen ihrer Rechte berauben will, vereint 
alle demokratischen und sozialen Kräfte. Die 
Solidarität mit den spanischen Frauen, die das 
Recht auf ihre Selbstbestimmung verteidigen, 
ist Teil des Kampfes gegen die extreme Rechte.
Den rechtsextremen Hass-Kampagnen muss 
eine Kultur der Solidarität entgegengestellt 
werden, wie es durch die Solidaritätsnetzwer-
ke und Kooperativen in Griechenland vorbild-
haft geschieht, die darauf zielen, in der Krise 
niemanden zurückzulassen, oder durch das 
Europäische Netzwerk gegen Privatisierung 
und Kommerzialisierung des Gesundheitswe-
sens und der sozialen Sicherheit. 
Wir kämpfen für eine menschliche und men-
schenrechtskonforme Asyl- und Flücht-
lingspolitik, bei der die soziale und finanzielle 
Verantwortung von allen Staaten der Europä-
ischen Union gemeinsam und solidarisch ge-
tragen wird. Wir fordern gleiche Rechte für al-
le in Europa lebenden Menschen.
Gemeinden und Schulen tragen in hohem 
Ausmaß Verantwortung für die Inklusion von 
MigrantInnen und nationalen Minderheiten 
wie den Roma und den Sinti. Die Zivilgesell-
schaft ist aufgerufen, dem Rechtextremismus 
in all seinen Formen entgegenzutreten. Wir 
unterstützen die Initiativen, mit denen sich die 
BürgerInnen in zahlreichen Städten, unter an-
derem in Deutschland, dagegen wehren, dass 
Neonaziparteien, mitunter auf richterliche An-
ordnung, öffentliche Räume für Versammlun-
gen und Aufmärsche überlassen werden.
Wir müssen uns gegen den Rechtsextremis-
mus auch mit rechtlichen Mitteln zur Wehr 
setzen. Diesbezüglich muss der Pariser Frie-
densvertrag, der nach dem Zweiten Weltkrieg 
unterzeichnet wurde, Anwendung finden.
Wir fordern eine europäische Richtlinie, die 
die Mitgliedstaaten der EU verpflichtet, Geset-
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ze zu beschließen, die neonazistische, gegen 
Minderheiten gerichtete Betätigung und Ak-
tionen, die Menschen ihrer demokratischen 
Rechte bzw. Menschenrechte berauben wol-
len, strafbar machen, die die Behörden zum 
Eingreifen verpflichten und den Widerstand 
der BürgerInnen rechtlich decken und ermu-
tigen.

VII Ein anderes Europa ist 
(dringend) erforderlich
Wir sind gegen die neoliberale, kapitalisti-
sche Politik der EU. Aber im Gegensatz zu den 
Rechtsaußenparteien sind wir nicht gegen die 
EU, sondern kämpfen für eine andere Rich-
tung des europäischen Integrationsprozes-
ses. Wir kämpfen für ein anderes Europa: Für 
ein Europa der Bevölkerungen, der garantier-
ten sozialen Sicherheit und der ökologischen 
Nachhaltigkeit. 
Ein wesentliches Element der Strategie gegen 
den Rechtsextremismus ist der gemeinsa-
me Kampf der sozialen Bewegungen und Ge-
werkschaften gegen die Austeritätspolitik und 
die Memoranden, wie er im Manifest des Al-
ter-Summit skizziert wird. Ohne Verteidigung 
und Weiterentwicklung des Sozialstaates, der 
öffentlichen Dienste, der Commons und ohne 
Stärkung der gewerkschaftlichen Rechte, oh-
ne Überwindung der Massenarbeitslosigkeit 
und ohne die Gewährleistung des Rechts auf 
Ausbildung und Beschäftigung für die junge 
Generation in allen europäischen Regionen 
und Staaten kann es keine dauerhafte Demo-
kratie geben.
Die Alternative zur europäischen Integration 
sind nationale Gegensätze und die Rivalitäten 
der europäischen Mächte. Das aber ist kein 
Programm des Friedens, des sozialen, demo-
kratischen und politischen Fortschritts, son-
dern Nationalismus. Das ist das Programm 
der Rechtsextremisten.
Ihre Strategie zielt darauf, als die politischen 
Gewinner der Krise hervorzugehen. Die Rech-
nung basiert darauf, dass die EU in ihrer ge-

genwärtigen neoliberalen Verfasstheit, die die 
Herrschaft der Finanzmärkte institutionalisiert, 
die Zustimmung immer größerer Teile der Be-
völkerung verliert. Wir stellen uns nicht gegen 
die europäische Integration als solche, die den 
gesamten Kontinent umfassen soll, anstatt ihn 
zu spalten. Wir müssen jedoch eine essentielle 
Richtungsänderung in der europäischen Integ-
ration und eine Neugründung der EU fordern.

Unsere Schlussfolgerung: 
Die Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus und Neonazismus erfordert eine komple-
xe Strategie, die auf die sozialen, politischen 
und kulturellen Wurzeln der Missstände zielt. 
Die Auseinandersetzung darf nicht allein von 
SpezialistInnen und spezialisierten Organisati-
onen des antifaschistischen Kampfes geführt 
werden, obwohl diese eine bedeutende Auf-
gabe haben, sondern sie betrifft alle sozialen 
Bewegungen, Gewerkschaften, Konfessionen, 
kulturellen und politischen Akteure. Immer 
breitere Schichten der Gesellschaft müssen 
mit einbezogen werden, um die neonazisti-
schen und rechtsextremen Parteien sozial, po-
litisch und moralisch zu isolieren. Diese Aus-
einandersetzung muss auf breitestmöglicher 
Basis unter Einbeziehung aller gewinnbaren 
Kräfte des sozialen, politischen und kulturellen 
Lebens geführt werden. Wenn wir unsere Stra-
tegien und Aktionen festlegen, muss der Grün-
dung breiter Bündnisse Priorität zukommen.
Der Kampf gegen den Rechtsextremismus 
und Neofaschismus findet zu einer Zeit statt, 
in der die Krise und die herrschende Politik das 
Wohlergehen Millionen europäischer Bürge-
rInnen bedroht oder ihm ein Ende setzt. Der 
Kampf kann dieser Realität gegenüber nicht 
neutral sein, sondern muss im Zusammen-
hang stehen mit dem Kampf für ein demokra-
tisches Europa der gleichen Lebenschancen 
für alle, für die Überwindung der Austeritäts-
politik, für Jobs, für soziale Rechte und Gleich-
heit, für ökologische Nachhaltigkeit und für re-
ale Demokratie und Solidarität.
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Mario Candeias

GEGENMITTEL GEGEN AUTORITÄREN 
NEOLIBERALISMUS UND RECHTS­
POPULISMUS – PERSPEKTIVEN EINER 
VERBINDENDEN LINKEN PARTEI
DER ANTIDEMOKRATISCHE AUTORITARISMUS KOMMT NICHT  
VOM (RECHTEN) RAND DER GESELLSCHAFT, SONDERN AUS  
DER MITTE DES HERRSCHENDEN MACHTBLOCKS IN EUROPA 

1 Autoritärer Neoliberalismus 
und das Ende der sozialen 
Demokratie
In den 1980er Jahren war es der «autoritäre 
Populismus» (Stuart Hall) der Thatcher-Regie-
rung, der zunächst die Organisationsmacht 
der Gewerkschaften brach und dann den So-
zialstaat gründlich in Verruf brachte und her-
unterwirtschaftete. Abgeschwächt verbreite-
te sich dieser orthodoxe Neoliberalismus auch 
in Kontinentaleuropa, erschöpfte sich aber 
in den 1990er Jahren. Zu deutlich schien der 
enge ökonomisch-korporative Charakter des 
herrschenden Machtblocks durch, die enge 
Klassenbasis, die auffällig mit den Interessen 
des Kapitals korrespondierte. Über die Einbe-
ziehung größerer sozialer Gruppen in einen 
Klassenkompromiss der «neuen Mitte» mach-
te sich die Sozialdemokratie in Europa (und 
darüber hinaus) an die Versöhnung von (neo-
liberaler) Globalisierung und Sozialstaat. Die 
Versprechen konnten nicht gehalten werden. 
Stattdessen wurden mit den Workfare-Pro-
grammen und der Agenda 2010 Zwang und 
Druck auf die Lohnabhängigen und Arbeitslo-
sen erhöht. Eine wachsende Repräsentations-
lücke war die Folge – ebenso wie die Krise der 
Sozialdemokratie des sogenannten Dritten 
Weges (ausführlich Candeias 2009). 
Als ungehörige Geschwister des Neoliberalis-
mus kamen in verschiedenen europäischen 
Ländern neofaschistische und neurechte Par-
teien auf. Sie verbanden rechtspopulistische 
Forderungen mit wirtschaftlichem Liberalis-

mus und einem modernen Erscheinungsbild. 
So hoben sie sich von den traditionellen radi-
kalen Rechten ab.
Mancherorts rückten die Neofaschisten in die 
Mitte und legten ihre radikalen Positionen zum 
Teil ab, um langfristig ihren Machtanspruch 
zu sichern, so wie es die Alleanza Nazionale 
unter Giancarlo Fini in Italien vorgemacht hat-
te – allerdings nicht ohne zuvor das gesamte 
politische Spektrum nach rechts zu verschie-
ben. Andernorts erwiesen sich die radikalen 
rechten Gruppierungen als unerfahren und 
zerstritten, agierten weniger populistisch als 
pöbelhaft und waren zur Regierung unfähig, 
wie etwa in Österreich oder den Niederlanden. 
Dann eröffneten sich Handlungsmöglichkei-
ten für den neoliberalen Block: «Die traditio-
nell führende Klasse, die über ein zahlenmäßig 
starkes geübtes Personal verfügt, wechselt 
Menschen und Programme aus und gewinnt 
die Kontrolle wieder, die ihr mit größerer Ge-
schwindigkeit zu entgleiten im Begriff war [...]; 
sie bringt womöglich Opfer, setzt sich mit de-
magogischen Versprechungen einer unge-
wissen Zukunft aus, behält aber die Macht, 
verstärkt sie für den Augenblick und bedient 
sich ihrer, um den Gegner zu zerschmettern 
und sein Führungspersonal zu zersprengen, 
das zahlenmäßig nicht sehr stark und sehr ge-
übt sein kann» (Gramsci, Gef. 7: 1578). 
Die herrschenden Gruppen (z. B. in Österreich, 
Frankreich und den Niederlanden) konn-
ten aufgrund ihrer entscheidenden Funkti-
on in Politik und Ökonomie ihre hegemonia-
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le Position zurückgewinnen, den erodierten 
geschichtlichen Block wieder neu zusam-
menfügen, die Risse kitten. Zur Abwehr der 
Gefahren rechtspopulistischer, neofaschisti-
scher Kräfte, deren Nährboden erst durch den 
Neoliberalismus bereitet wurde, scharen sich 
die anderen Kräfte «unter die Fahne einer ein-
zigen Partei» der Demokraten. In Frankreich 
zum Beispiel sahen sich Sozialisten und Kom-
munisten bei den Präsidentschaftswahlen ge-
nötigt, zur Stimmabgabe für den rechtskon-
servativen Jacques Chirac aufzurufen. Die auf 
diese Art gestärkte «demokratische» Rechte 
konnte nun mit neuer Kraft und der Unterstüt-
zung breiter Teile der Bevölkerung neoliberale 
Reformen, flankiert durch den Ausbau eines 
autoritären Sicherheitsstaates, vorantreiben.
Auch sozialdemokratische Regierungen ha-
ben die autoritären Elemente und Gesetzge-
bungen zur Bearbeitung der durch neolibe-
rale Reformen verursachten Ungleichheiten 
und Unsicherheiten verstärkt (besonders bei 
Asylgesetzgebung, Schengen-Abkommen, 
polizeilicher Aufrüstung und allgemeiner 
Ausdehnung der staatlichen und privaten Si-
cherheitsapparate). Zentral war dabei die 
Delegitimierung sozialer Leistungen «ohne 
Gegenleistung». Den vermeintlich «faulen» 
Gruppen am unteren Rand der Gesellschaft 
wurde gegenüber der «leistungsbereiten» 
Mitte die Respektabilität entzogen.
Rechtskonservative wie sozialdemokratische 
Kräfte wiederholten Forderungen der radika-
len Rechten in demokratieverträglicher Form, 
integrierten sie in Parteiprogramme, politi-
sche Praxis und Gesetzgebung. Sie beleg-
ten einmal mehr, dass Rechtsradikalismus 
und Rechtspopulismus keine Erscheinungen 
marginalisierter Randgruppen sind, sondern 

in der Mitte der Gesellschaft hervorgebracht 
werden, untermauert durch alltäglich sich 
verschärfende Konkurrenz und zunehmen-
de Ungleichheiten. Die neoliberale staatliche 
Form, im Gegensatz zur Diktatur immer noch 
eine formal demokratische, enthält «nicht nur 
vereinzelte und verstreute Elemente» des Fa-
schismus (Poulantzas 1978: 192), sondern in-
stitutionalisiert diese in einem «Präventiv-Dis-
positiv» (Demirović 1987: 135). 
Fortwährende Liberalisierung, Deregulierung 
und Privatisierung im Rahmen neoliberaler 
Globalisierung und Transnationalisierung ver-
schoben gesellschaftliche Kräfteverhältnis-
se und schwächten demokratische Einfluss-
möglichkeiten subalterner gesellschaftlicher 
Gruppen. Workfare-Reformen und Agenda 
2010 führten zur Aushöhlung sozialstaatlicher 
Garantien, zur Prekarisierung breiter Teile der 
Bevölkerung und zur Schwächung der Orga-
nisationen der Subalternen. Der «aktivieren-
de Sozialstaat» sollte durch «Fordern und För-
dern» die Integration von Langzeitarbeitslosen 
in den Arbeitsmarkt voranbringen. Doch statt 
Menschen zur Selbstverantwortung zu befähi-
gen, verlangt der autoritäre Zwang permanen-
te Selbstdemütigung: Arbeit muss unter allen 
Umständen akzeptiert werden, sonst drohen 
Sanktionen. «Fordern statt Fördern» wäre die 
passende Kurzformel. An der Verfestigung 
der Langzeitarbeitslosigkeit hat sich übrigens 
nichts geändert. 
Die Prekarisierung wächst im Jahr 2015 viel-
leicht nicht mehr im selben Tempo wie in den 
vergangenen 20 Jahren, aber Unsicherheit, 
Erschöpfung, «Hamsterrad» sind alltägliche 
Begleiter geworden. Die Spaltungen verfes-
tigen sich. Wer langzeitarbeitslos wird, bleibt 
es auch. Die Gruppe der von Armut Betroffe-

nen umfasst inzwischen ein 
Viertel der Bevölkerung, die 
Austrocknung sozialer Infra-
strukturen schreitet voran, 
Wohnraum zu bezahlbaren 
Preisen wird nicht nur in den 

Den vermeintlich «faulen» Gruppen am 
unteren Rand der Gesellschaft wurde 
gegenüber der «leistungsbereiten» 
Mitte die Respektabilität entzogen.
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Metropolen zum Megaproblem, Zukunftsper-
spektiven sind für viele mehr als unsicher. Es 
handelt sich dabei nicht um Randgruppen-
phänomene, sondern um eine sich verallge-
meinernde gesellschaftliche Entwicklung. Die 
Angst vor dem Abstieg hat auch die vermeint-
lich gesicherten Milieus erfasst, 
denn Prekarisierung und Unsi-
cherheit führen auch bei Teilen 
der bedrohten Mitte und der 
vom Abstieg betroffenen Mitte 
zu Vereinzelung und zum Rück-
zug ins Private, zur Anpassung, 
zum raschen Anstieg psychi-
scher Erkrankungen. Die Pre-
karisierung der Arbeit, so Klaus Dörre (2005: 
255), wird zur Produktion «gefügiger Arbeiter» 
und Bürger genutzt. Verletzte Gerechtigkeits-
gefühle und der Appell an die «Tüchtigen und 
Fleißigen» gehen auf die «Erfahrung oder Be-
fürchtung» von Beschäftigten zurück, dass sie 
«trotz harter Arbeit und vielfältiger Opfer ihren 
bisherigen Lebensstandard und sozialen Sta-
tus nicht halten oder angestrebte Ziele» nicht 
erreichen können (ebd.: 139). Der implizite ge-
sellschaftliche Vertrag – harte Arbeit gegen 
gesellschaftliche Absicherung und Anerken-
nung – wurde einseitig aufgelöst. Das führt 
zu Enttäuschungen und Aggressionen, die 
auf Gruppen gerichtet werden, die die Zumu-
tungen anscheinend umgehen, vermeintlich 
weniger leisten müssen und trotzdem gut le-
ben  – etwa Flüchtlinge, Arbeitslose oder Sozi-
alhilfeempfänger. 
Diese Begründungsfiguren finden sich gera-
de nicht nur bei «Modernisierungsverlierern», 
sondern auch und vor allem bei jenen, die sich 
vom Abstieg bedroht fühlen, und bei jenen – 
in ihrer Selbstwahrnehmung – «Leistungs-
trägern», die ihre sozioökonomische Position 
halten oder verbessern konnten, aber um den 
Preis erhöhter Arbeitslast, ausufernder Ar-
beitszeiten und hoher kraftzehrender Flexi-
bilität. Solche Ängste, Unsicherheiten und 
Ohnmachtserfahrungen werden von Rech-

ten aufgegriffen, indem sie die Bevölkerung 
als passives Opfer übermächtiger Gegenspie-
ler ansprechen (ähnlich bei der nostalgischen 
Anrufung der vermeintlich guten alten Zeiten 
und der Glorifizierung traditioneller Gemein-
schaften). 

Hier greift die rechtspopulistische doppelte 
Abgrenzung «des Volkes» (oder der «Mitte») 
von Eliten oben und Ausgestoßenen unten 
(vgl. Hentges u. a. 2003: 132), artikuliert als 
«Protest gegen soziale Ungerechtigkeiten» 
und «gegen den Druck der politischen Kor-
rektheit» (Flecker/Hentges 2004: 146) – es 
ist allerdings eine konformistische Rebellion, 
weil sie durchaus im Einklang mit vielen neoli-
beralen Prinzipien steht. 
Die Krise verdichtet sich in Deutschland nicht 
wie in den Ländern Südeuropas unter dem 
Diktat des autoritären europäischen Austeri-
tätsregimes, doch kommt es zur Verfestigung 
sozialer Spaltungen. Die soziale Demokratie 
als Voraussetzung einer zumindest dem An-
spruch nach gleichberechtigten Teilhabe an 
demokratischen Entscheidungen wird aus-
gehöhlt. Während die bedrohte Mitte noch 
Teilhabe und Beteiligung einklagt, führt die 
Aushöhlung der sozialen Demokratie zur 
klassenspezifischen Entmutigung des soge-
nannten abgehängten Prekariats, vieler Nied-
riglöhner, aber auch der bedrohten Mitte etc. – 
Teilnahme an demokratischer Willensbildung 
ist angesichts mangelnder Einflussmöglich-
keiten wenig erfolgversprechend (Candeias 
2011; Kahrs 2015a). Die Demokratie bringt für 
wachsende Teile der Bevölkerung mindestens 
subjektiv keine materiellen Zugewinne mehr. 

Die Krise verdichtet sich in 
Deutschland nicht wie in den Ländern 
Südeuropas unter dem Diktat des 
autoritären europäischen 
Austeritätsregimes, jedoch kommt es 
zur Verfestigung sozialer Spaltungen.
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Das Gegenstück ist eine klassenspezifische 
Ermutigung: der grün-bürgerlichen Wutbür-
ger mit ihren Demonstrationen gegen Infra-
strukturprojekte, der Wirtschaftsbürger der 
AfD und andere mehr aus der berühmten 
«akademisierten Mittelklasse», die alle das 
populäre Thema bedienen: «Die da oben sind 
doof und machen sich die Taschen voll» (Ha-
rald Schmidt). In Entmutigung und Ermuti-
gung drückt sich eine wachsende Krise der 
Repräsentation aus. Diese eröffnet Räume für 
antidemokratische Positionen. 
Es kommt zur dramatischen Zunahme nicht 
nur ökonomischer Ungleichheit. Respektabi-
litätsgrenzen werden neu gezogen, vor allem 
von oben. Die vom Abstieg bedrohte Mitte 
grenzt sich gegen die weiter unten ab; die eta-
blierte bürgerliche Klasse produziert populäre 
Bilder (z. B. Sarrazin), die eine autoritäre Erzie-
hung der Arbeitslosen, Migranten und anderer 
subalterner Gruppen legitimieren sollen. Kon-
servative wie Paul Nolte (2008) scheuten sich 
schon vor Jahren nicht, die verschärfte Polari-
sierung von Einkommen, Macht, Bildung und 
Konsumweisen als Neukonturierung der Klas-
sengesellschaft zu bezeichnen. Angewidert 
von dem selbst entworfenen Bild der «gefähr
lichen Klassen» plädierte er sogar für mehr 
Klassenbewusstsein der bürgerlichen Klasse 
gegenüber der urban underclass. 
Jenseits und innerhalb der Nationalstaaten 
hat sich eine transnationale Bourgeoisie etab-
liert, die damit nur noch wenig zu tun hat: eine 
verselbstständigte Klasse der Reichen und Su-
perreichen, der «plutokratischen Extremisten» 
(Piketty 2013), die sich der Finanzierung des 
Gemeinwohls entziehen. Thomas Piketty hat 
mit seinen Untersuchungen gezeigt, dass die 
dramatische Zunahme von Ungleichheit ein 
geradezu säkularer Trend ist, auch in der Bun-
desrepublik: Der Reichtum wächst schneller 
als die gesamte Wirtschaft, die Spaltung der 
Gesellschaft verfestigt sich – mit unabsehba-
ren Folgen für das demokratische Zusammen-
leben.

Die zentrale Konfliktlinie verdichtet sich auf 
folgenden Gegensatz: soziale Demokratie und 
Gleichheit versus sozial gespaltene Demokra-
tie mit multiplen Ungleichheiten, wachsender 
Prekarität in einem autoritären europäischen 
Wettbewerbsetatismus von oben und unten.

2 Die Krise der Repräsen­
tation und die große Krise
Die Krise wird genutzt, um neoliberale Prinzi-
pien über Kürzungspolitiken und sogenann-
te Schuldenbremsen zu verschärfen und eu-
ropaweit institutionell mit Verfassungsrang 
festzuschreiben. Das zielt auf die Wiederher-
stellung des «Vertrauens» der Finanzmärkte 
und auf die Disziplinierung der Politik. Wenn 
nötig, werden gewählte Regierungen zum 
Rücktritt gezwungen und durch vermeint-
lich neutrale Technokraten ersetzt, wie 2011 
in Griechenland oder Italien. Hier wird Macht 
umverteilt: Die Konstruktion supranationaler 
Sachzwänge wird als Begründung für eine Po-
litik des Abbaus von Sozial- und Arbeitsrech-
ten, der Privatisierung sowie der Enteignung 
von Schuldnern genutzt. Sie dienen der Dele-
gitimierung der Ansprüche jener, die nicht in 
erster Linie «stabilitätsorientierte» Interessen 
verfolgen: Beschäftigte, Gewerkschaften, Ar-
beitslose und sozial Benachteiligte. «Die Neu-
ausrichtung der EU wird damit noch stärker 
als zuvor zu einem entscheidenden Kampf-
platz für gesellschaftliche Entwicklungen, 
auch in der Bundesrepublik» (IfG 2011: 6)
In Südeuropa, wo auf Konsensproduktion 
mittlerweile verzichtet wird, tritt der Zwang 
offen zutage. Die herrschenden Klassen sind 
uneinig angesichts der Unwägbarkeiten der 
Krise und hinsichtlich der Maßnahmen, die 
benötigt werden, um diese zu beenden: Die 
Reregulierung der Finanzmärkte stockt, der 
Schuldenabbau misslingt, die finanzielle 
Überakkumulation wächst (wenn auch etwas 
langsamer als vor 2008). Aber die herrschen-
den Klassen sind imstande, sich mit Blick auf 
die autoritäre Sicherung und Ausübung der 
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Staatsmacht zu einigen, sich strategisch «auf 
den Staat als finalen Garanten ihres Überle-
bens zu fokussieren» (Porcaro 2013: 135).
Neben den Troika-Auflagen für «Hilfskredite», 
die auch gegen Grund- und Menschenrechte 
(z. B. das Recht auf Tarifautonomie) verstoßen 
(vgl. Fisahn u. a. 2014), steht eine New Eco-
nomic Governance mit diversen Austeritäts- 
und Wettbewerbsauflagen im Zentrum des 
europäischen Krisenmanagements. Hierbei 
werden demokratische Prinzipien und gel-
tendes Recht, wenn nötig, umgangen oder 
gebrochen. Das geschieht über den Umweg 
zwischenstaatlicher Abkommen (wie z. B. im 
Fall des Fiskalpakts) oder über die erzwunge-
ne europarechtswidrige Einfügung von Se-
kundärecht in die geltenden Verträge (wie im 
Fall der New Economic Governance). Hierbei 
werden die Exekutivapparate mit umfassen-
den Beschluss- und Sanktionskompetenzen 
ausgestattet, während die parlamentarischen 
Arenen geschwächt werden – sowohl auf nati-
onaler als auch auf europäischer Ebene. 
Dies geht über eine postdemokratische Situa-
tion hinaus, in der formal fortbestehende de-
mokratische Verfahren entleert werden. Hier 
geht es um eine offen autoritäre Setzung von 
Recht bei Bruch demokratischer Verfahren. 
Das heißt, selbst die im europäischen Recht 
verdichteten Handlungsräume werden nun zu 
eng für die Radikalisierung des neoliberalen 
Projekts. Nachdem die Regeln für eine strik-
te Austeritätspolitik europaweit auf Dauer ge-
stellt und damit einer demokratischen Infra-
gestellung entzogen wurden, geht es nun um 
eine Europäisierung der im südeuropäischen 
Laboratorium erprobten Strukturreformen. 
In den «Verträgen für Wettbewerbsfähigkeit» 
sollen sich die Mitgliedstaaten gegenüber der 
Europäischen Kommission zur Deregulierung 
ihrer Arbeitsmärkte, zur Reform ihrer Pensi-
onssysteme und zur Senkung ihrer Löhne ver-
pflichten (vgl. Händel 2014). Die geplanten wie 
die beschlossenen Instrumente der Krisenpoli-
tik gehen noch wesentlich weiter als das mög-

liche Freihandelsabkommen mit den USA. Die 
Kommission erklärt ganz offen, dass die ange-
dachten Verträge auf die Überwindung poli-
tischer Widerstände zielen. Die zentrale Kon-
fliktachse im autoritären Konstitutionalismus 
lautet daher nicht Europa versus Nationalstaat, 
sondern europäisches Staatsapparate-Ensem-
ble versus (repräsentative) Demokratie.
In den Politiken des Krisenmanagements zeigt 
sich eine autoritäre Wendung des neoliberalen 
Projekts, die sich bereits vor der Krise ange-
deutet hatte. Immer wieder wurde die europä-
ische Ebene als Hebel genutzt, um Sozial- und 
Arbeitsrechte auszuhöhlen und Kapital- und 
Marktlogik zu stärken – und zwar nicht erst seit 
der Krise 2008, sondern spätestens mit dem 
Mitte der 1980er Jahre einsetzenden Projekt 
des europäischen Binnenmarkts. In der Krise 
verdichtet sich die antidemokratische autori-
täre Wendung zu einem «autoritären Konstitu-
tionalismus» (Candeias u. a. 2014). 
Auch der von Stephen Gill (2000) einst be-
schriebene neoliberale Konstitutionalismus 
beruhte auf einer europarechtskonformen 
und zumindest vom passiven Konsens getra-
genen Verrechtlichung neoliberaler Dogmen. 
Der neue autoritäre Konstitutionalismus zählt 
weder auf Recht noch auf Zustimmung. Sein 
Zwangscharakter tritt nicht nur in Südeuropa 
offen zutage. Das vorläufige Ergebnis ist eine 
Spirale des Elends und die Zuspitzung multip
ler Ungleichheiten: die Immunisierung der In-
stitutionen gegen Ansprüche aus der Zivilge-
sellschaft, die Aufkündigung sozialer Rechte 
(z. B. auf Gesundheitsversorgung in Griechen-
land und Spanien), aber auch verschärfte Dis-
kriminierungen aufgrund von geschlechtli-
chen oder ethno-nationalen Zuschreibungen, 
sexueller Orientierung oder (a)religiöser Über-
zeugung. Frauenrechte (Recht auf Abtreibung 
in Spanien), LGBT-Rechte (z. B. Frankreich und 
Kroatien) oder Flüchtlingsrechte (Deutsch-
land) werden wieder infrage gestellt. Dieser 
autoritäre Neoliberalismus bereitet den Boden 
für rechte Kräfte.
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Europa ist mehr als die Europäische Union 
und die EU mehr als ihre neoliberale und zu-
nehmend undemokratisch-autoritäre Gestalt. 
Doch ist Letztere die gegenwärtig existieren-
de. Simple Bekenntnisse zu Europa oder gar 
«mehr Europa» verfehlen den zu Recht skep-
tischen Alltagsverstand. Es gibt ein wach-
sendes Unbehagen gegenüber der EU, auch 
innerhalb linker Parteien, das nicht dumpf 
nationalistisch, sondern erfahrungsgesättigt 
ist. Dem kann mit der Predigt eines hilflosen 
Internationalismus nicht begegnet werden. 
Schließlich war in den letzten Jahrzehnten fast 
jeder Schritt zur europäischen Integration ein 
Mittel zur Durchsetzung neoliberaler Politiken. 
Die EU gleicht immer mehr einem wirtschafts-
nahen Lobbyverein, der angesichts eines 
schwachen Europäischen Parlaments kaum 
der politischen Kontrolle oder der Beeinflus-
sung durch zivilgesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen unterliegt. 
In den Mitgliedstaaten der EU wächst sich 
die demokratische Entmutigung zur Krise der 
Repräsentation aus: Die technokratisch-po-
litische «Lösung» führt keineswegs zu einer 
Überwindung der (organischen) Krise, sie 
dient vielmehr der ungleichen Verteilung ih-
rer Folgen und der Sicherung von Herrschafts-
interessen in Zeiten, in denen der neoliberale 
Block an der Macht längst seine Fähigkeit zur 
Führung und zur Organisation eines aktiven 
Konsenses verloren hat. Ein Anzeichen hierfür 
sind zunehmende politische Instabilitäten vor 
allem in einigen Ländern der Euro-Zone (vgl. 
Candeias 2013). Zwischen 2009 und 2012 fan-
den in zwölf Ländern der Europäischen Uni-
on, darunter neun Ländern der Euro-Zone, 
vorgezogene Wahlen oder Regierungsumbil-
dungen statt. Die Ursachen hierfür waren in 

allen Fällen (außer in Belgien) Auseinander-
setzungen um das Ausmaß radikaler Sozial-
kürzungen und Reprivatisierungen infolge 
verordneter Kürzungsmaßnahmen unter dem 
Diktat der Troika, bestehend aus Europäischer 
Kommission, Europäischer Zentralbank und 
Internationalem Währungsfonds. Aber auch 
die im Amt befindlichen Regierungen, zum 
Beispiel in Portugal, Spanien oder Slowenien, 
sind nicht stabil. Die bulgarische Regierung ist 
Anfang März 2013 zurückgetreten. Äußerst 
schwierig gestaltete sich die Regierungsbil-
dung in Italien. Ob Sozialdemokraten oder 
Konservative – die autoritäre Austeritätspolitik 
wird unabhängig von Massenprotesten gegen 
die Bevölkerung durchgesetzt. Die Parteien 
verlieren selbst in den eigenen Reihen ihre Le-
gitimationsbasis. 1,5 Millionen Portugiesinnen 
und Portugiesen (15 % der Bevölkerung) folg-
ten am ersten Märzwochenende 2013 dem 
Aufruf der «Empörten-Bewegung» und forder-
ten – ähnlich wie die Demonstrantinnen und 
Demonstranten in Spanien – den Rücktritt der 
Regierung und das Ende der zerstörerischen 
Kürzungspolitik. Der Preis für die Troika-Kre-
dite waren strikte Kürzungsmaßnahmen, die 
noch die letzten Reste europäischer Sozial-
staatlichkeit hinwegfegen. In Bulgarien, wo 
diese nur äußerst rudimentär vorhanden ist, 
kann die drastische Anhebung der Stromprei-
se und anderer Lebenshaltungskosten durch 
keine sozialen Transfers aufgefangen werden. 
Folgerichtig gingen die Menschen dort Tag für 
Tag auf die Straße und klagten ihr Recht auf ei-
ne warme Wohnung ein. Es kam zu schweren 
Auseinandersetzungen zwischen der Polizei 
und den Protestierenden, die den Ministerprä-
sidenten Bojko Borissow Ende Februar 2013 
schließlich zum Rücktritt veranlassten. 

Es gibt ein wachsendes Unbehagen gegenüber der EU, auch 
innerhalb linker Parteien, das nicht dumpf nationalistisch, 
sondern erfahrungsgesättigt ist. Dem kann mit der Predigt 
eines hilflosen Internationalismus nicht begegnet werden.
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Der Wahlsieg der Linkspartei Syriza in Grie-
chenland zu Beginn des Jahres 2015 glich 
in dieser Situation der lang erwarteten Not-
bremse des dahinrasenden Zuges autoritä-
rer Kürzungsmaßnahmen. Zumindest hat er 
die europäische Politik repolitisiert und eine 
Transformation in Europa überhaupt erst wie-
der denkbar gemacht. Die Herrschenden un-
ternahmen von Anfang an alles, um die neue 
Regierung zu isolieren, denn auch in anderen 
Ländern drohen Regierungen des europäi-
schen Austeritätsregimes abgewählt zu wer-
den: in Portugal, in Irland und vor allem in Spa-
nien. Ein mögliches linkes «Krisenbündnis» 
gewann realistische Konturen, das nicht nur 
linke Kräfte der Bewegungen und Parteien um-
fassen würde, sondern auch einer in Bedräng-
nis geratenen Sozialdemokratie die Chance 
böte, sich zu erneuern. Dies könnte die Kräfte-
verhältnisse in Europa verschieben und auch 
Bewegung in die Sozialdemokratie bringen, 
die sich bislang nicht aus der neoliberalen Welt 
zu lösen vermag. Denn ähnlich wie in Grie-
chenland erleben wir in Reaktion auf die euro-
päische Krise in Spanien eine dynamische Um-
wälzung und Reorganisierung des politischen 
Feldes – von links (Candeias 2015). Um dies zu 
verhindern und einer Kettenreaktion vorzubeu-
gen, opfern die herrschenden Gruppen und In-
stitutionen die Demokratie in Europa. 
Doch schon vor dem Wahlsieg Syrizas zeig-
te sich: Dort, wo die politische Linke bedeu-
tungslos geworden ist, wo soziale Bewe-
gungen schwach sind oder keine politischen 
Partner mehr haben beziehungsweise diese 
(einschließlich der Linken) als Teil des etablier-
ten Systems unfähig sind, gesellschaftliche 
Alternativen aufzuzeigen, entwickeln sich An-
ti-Parteien: in Italien der MoVimento 5 Stelle 
(die Fünf-Sterne-Bewegung, vgl. den Beitrag 
von Porcaro in diesem Band) von Beppe Gril-
lo oder die Palikot-Partei in Polen. Problema-
tischer noch: Alte Gespenster kehren zurück. 
Rechtspopulistische und neofaschistische 
Parteien gewinnen an Stärke, etwa in Grie-

chenland (insbesondere vor dem Sieg Syrizas, 
vgl. Psarras 2013), Italien und vor allem in Un-
garn, dem ersten EU-Land, in dem das Parla-
ment einem Verfassungsgericht das Recht 
entzogen hat, Gesetze hinsichtlich ihrer Ver-
fassungskonformität zu prüfen. Damit wird 
die Verteidigung der Demokratie zu einer eu-
ropäischen Aufgabe, wobei es angesichts der 
weitverbreiteten Wahrnehmung mangelnder 
Partizipationsmöglichkeiten darauf ankäme, 
die Kämpfe sozialer Bewegungen und linker 
Parteien zusammenzuführen.
Die Wahlen zum Europäischen Parlament im 
Mai 2014 brachten zwar eine Stärkung linker 
Kräfte in den Krisenländern mit sich. Spekta-
kulär waren jedoch die Stimmengewinne der 
national-populistischen, rechtsradikalen und 
neofaschistischen Kräfte (vgl. Janssen 2014 
und Janssens Beitrag in diesem Band) – vor 
allem in Großbritannien und Frankreich, wo 
UKIP und Front National zur jeweils führenden 
Partei aufstiegen (in Frankreich begleitet von 
einer beschleunigten Selbstvernichtung der 
Sozialdemokratie). Die europäische Idee ist 
nicht nur in den Krisenländern schwer in Be-
drängnis geraten.

3 Produktion von  
Rechtspopulismus
Der Verlust der Führungs- und Organisations-
fähigkeit des neoliberalen Blocks zeigt sich 
auch daran, dass es ihm weder gelingt, die 
Interessen der Subalternen in das neoliberale 
Projekt zu integrieren, noch ist ein neuer Akku-
mulationsschub von diesem Projekt der Aus-
terität zu erwarten. Die Position des gegen-
wärtigen Machtblocks ist zwar noch immer 
eine «herrschende», aber keine «führende» 
(Gramsci, Gef. 2: 354). Er besitzt die Macht, 
das Projekt zu radikalisieren und institutionell 
festzuschreiben, doch wachsende Teile der 
Bevölkerung gehen nicht mehr mit. Gleich-
wohl setzen die Regierungen ungerührt ihre 
Politik der perspektivlosen Kürzungen fort oder 
nehmen nur – wie in der Bundesrepublik – ei-
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nige kleine, meist kosmetische Korrekturen 
an der Agenda-Politik vor: ein unvollständiger 
Mindestlohn und für einige die Rente mit 63.
Die verschärften Ungleichheiten und die mas-
sive Prekarisierung bringen Verunsicherungen 
und Unzufriedenheit hervor, die aber kaum ei-
ne adäquate Form der Artikulation innerhalb 
des bestehenden Rahmens finden. Die etab-
lierten Parteien hören nicht mehr zu und ver-
treten die Interessen der Subalternen nicht 
länger.
Es kommt zu einem «Zwiespalt zwischen Re-
präsentierten und Repräsentanten»: «An ei-
nem bestimmten Punkt ihres geschichtli-
chen Lebens lösen sich die gesellschaftlichen 
Gruppen von ihren traditionellen Parteien, das 
heißt, die traditionellen Parteien in dieser ge-
gebenen Organisationsform, mit diesen be-
stimmten Männern, die sie bilden, sie vertre-
ten oder führen, werden von ihrer Klasse oder 
Klassenfraktion nicht mehr als ihr Ausdruck 
anerkannt. Wenn diese Krisen eintreten, wird 
die unmittelbare Situation heikel und gefähr-
lich, weil das Feld frei ist für die Gewaltlösun-
gen, für die Aktivität obskurer Mächte, reprä-
sentiert durch die Männer der Vorsehung oder 
mit Charisma» (Gramsci Gef. 7: 1577 f.). 

3.1. Protoideologische Impulse 
Einen solchen Vorgang belegen die Organisa-
tions- und Wahlerfolge rechtsradikaler Kräf-
te mit ihrer Vorliebe für Führerpersönlichkei-
ten. Der subjektiv erfahrenen Ungerechtigkeit 
kann individuell nicht begegnet werden, was 
Ohnmachtsgefühle verstärkt. Dies bringt Tei-
le der bedrohten Mitte in Gegnerschaft zur 
vorhandenen Form der Vergesellschaftung 
(Laclau 1981: 80 f.). Das heißt nicht, dass die 
Einzelnen damit gleich rechte Einstellungen 
annehmen. Ernesto Laclau (2014) zeigt in sei-
ner Analyse des schillernden Begriffs Popu-
lismus, dass es linke wie rechte Formen der 
Artikulation geben kann. Es kommt auf die 
Kombination oder Artikulation einzelner (ideo-
logischer) Elemente an. Ein Beispiel: «Na-

tion» kann unterschiedliche Bedeutungen 
annehmen. Gramsci analysierte die National-
staatsbildung durchaus als geschichtlich pro-
gressiv; bei aller Kritik waren auch Marx und 
Engels für die 1848er-Bewegung; nationale 
Befreiungsbewegungen waren wichtige Ak-
teure im antikolonialen Kampf, mit all ihren 
Widersprüchen. Befreiung und Emanzipation 
standen im Vordergrund. Verbindet sich «Na-
tion» dagegen mit imperialistischer Expansi-
on, erzwungener Homogenisierung und Ver-
nichtung anderer ethno-nationaler Gruppen, 
dann bekommt der Begriff eine antiemanzipa-
tive und herrschaftsförmige Bedeutung – was 
auch häufig bei den genannten Beispielen ge-
schehen ist. 
Zunächst geht es um Verunsicherung und um 
das Bedürfnis nach Orientierung und Siche-
rung der Existenz der gesellschaftlichen Indi-
viduen. Damit sind eine ganze Reihe von Kon-
flikten gemeint: Konflikte um die Teilhabe an 
der gesellschaftlichen Produktion, einem da-
mit verbundenen ausreichenden Einkommen, 
um Verunsicherung der gesellschaftlichen Po-
sition durch sozialen Abstieg oder mangelnde 
Aufstiegsmöglichkeiten, um die Aushöhlung 
sozialer Rechte, um verunsicherte geschlecht-
liche Identitäten (v.a. bei Männern), um kos-
mopolitische versus nationale Lebensweisen, 
um Einwanderung, um damit verknüpfte Si-
cherheitsdiskurse, um Probleme der Repro-
duktion der nächsten Generation.
Damit verbunden ist eine Krise traditionel-
ler Ideologieelemente und Werte wie (Indus
trie-)Arbeit, Familie, Nation, Geschlecht, ohne 
dass eine neue Artikulation gesellschaftlicher 
Formen eine vergleichbare identitäre Sicher-
heit böte. Das allein führt nicht notwendig 
nach rechts, liegt doch in der Verunsicherung 
überkommener Identitäten ein erheblicher 
Freiheitsgewinn und zivilisatorischer «Fort-
schritt» verborgen. Allein, eine emanzipative 
Praxis konnte bislang die damit verbundene 
Verunsicherung nicht aufgreifen und produk-
tiv wenden. 
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Darin zeigt sich, dass es sich um «protoideo-
logisches Material» (Haug 1993: 52) han-
delt. Der Impuls der Unzufriedenheit ist noch 
nicht selbst ideologisch. Dies hängt davon 
ab, wie er sich mit anderen Elementen arti-
kuliert oder artikuliert wird. Die Unzufrieden-
heit kann in solidarische, horizontale Praxen 
der Selbst-Vergesellschaftung von «unten» 
gewendet werden (wir kommen später dar-
auf zurück) oder eben in herrschaftsförmige, 
hierarchische, abwertende und ausgrenzende 
etc. Praxen. 
Trotz der unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Stellungen der betroffenen Gruppen weisen 
sie einen gemeinsamen Grundzug auf: ih-
re Trennung von den zentralen Positionen im 
herrschenden Machtblock (vom abgehängten 
Prekarier über den verunsicherten Facharbei-
ter oder Ingenieur bis zum zornigen Ökono-
mieprofessor). Eine Mehrheit der Bevölkerung 
glaubt, dass eine politische Einflussnahme 
durch die Bürger nicht mehr möglich ist, die 
«politische Kaste» (Podemos) sich verselbst-
ständigt hat.
Darin liegt der Kern des Populismus (popu-
lus = Volk), der links wie rechts gewendet wer-
den kann. Das Wort Volk kann den Gegensatz 
zwischen Oben und Unten, zwischen Herr-
schern und Beherrschten benennen und eine 
Vielheit popularer Klassen meinen (die Bedeu-
tung von pueblo) oder essentialistisch ein ho-
mogenes, gar «reinrassiges» Volk (die Bedeu-
tung von «Volksgemeinschaft»). 
Populismus betont zunächst nur den Wider-
spruch zwischen Regierten und Regierenden, 
geprägt vom Misstrauen gegen die «politi-
sche Klasse». Doch es geht um die konkrete 
Artikulation/Verbindung der ideologischen 
Elemente. Denn hinzu kommt häufig ein wi-
dersprüchlicher Antiintellektualismus, eine 
Ablehnung kleiner Reformschritte, häufig ein 
konservatives Eintreten für die Bewahrung ei-
ner vermeintlich «guten alten Zeit» und gleich-
zeitig ein Plädoyer für ein diffuses Durchgrei-
fen im Sinne eines Tabula rasa. Eindeutig nach 

rechts gewendet wird der Populismus in Ver-
bindung mit gruppenbezogenen Abwertungs-
diskursen etwa gegen «Sozialschmarotzer», 
«Asylanten» oder «Schwule». Ein rechter Po-
pulismus verficht also eher Klassismus (ge-
gen Klassenfraktionen am unteren Rand der 
Gesellschaft) als Klassenpolitik, einen völki-
schen, rassistischen oder chauvinistischen 
Nationalismus als eine Politik der souveränen 
Selbstbestimmung einer Bevölkerung (z. B. 
gegen transnationale Kapitale), eine essentia-
lisierende heteronormative Geschlechteriden-
tität mit antifeministischen Haltungen als offe-
ne Identitäten und Geschlechtergerechtigkeit. 
Ein rechter Populismus setzt auf Entlastung, 
Selbststabilisierung, Selbstfeindschaft (Klaus 
Holzkamp) und ihre Verschiebung auf andere 
statt auf eine erweiterte gemeinsame Hand-
lungsfähigkeit zur Verbesserung der Lebens-
bedingungen aller. 
Die Grenzen zwischen konservativen, natio-
nalpopulistischen und modernisierten rechts-
radikalen Parteien sind dabei fließend. Sie 
bedienen häufig dieselben Argumentations-
muster und Bilder, führen jedoch auch hefti-
ge Abgrenzungskämpfe untereinander (vgl. 
Janssen 2014). Gemeinsam grenzt man sich 
gegen noch weiter rechts stehende traditio-
nelle oder neonazistische Kräfte ab, die der Er-
oberung der bedrohten Mitte und der empör-
ten bürgerlichen Klasse entgegenstehen. 

3.2. Von der rechten Euro-Kritik  
zu Pegida
Von rechts bedient die Alternative für Deutsch-
land (AfD) den Traum von der Rückkehr zur 
D-Mark. Sie setzt dabei auf ökonomisch 
freundlich verpackte rassistische Argumente 
gegen eine gemeinsame Währung und ver-
bindet dies mit der Forderung nach Wieder-
einführung der Visumspflicht als Mittel gegen 
unkontrollierte Zuwanderung, nach Beibehal-
tung von Austeritätspolitik als Klassenprojekt 
plus Propagierung eines zutiefst konservati-
ven heteronormativen Familienbildes. Man 
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könnte die Haltung der AfD als reaktiven Na-
tionalismus und mindestens strukturellen 
Rassismus bezeichnen, der auf die Verunsi-
cherung durch die Krise reagiert. Bei dem Ver-
such, Selbststabilisierung zu erreichen, wird 
der Anschluss an imaginäre Gemeinschaften 
gesucht, ohne Klassen oder andere gesell-
schaftliche Gegensätze – was Benedict An-
derson imagined communities genannt hat. 
Ethnische oder nationale Konstruktionen eig-
nen sich als ideologische Gedankenform, mit 
deren Hilfe Konkurrenz- und Unsicherheits-
erfahrungen subjektiv bewältigt werden kön-
nen. Im Fall der AfD müsste man wohl Ander-
sons Begriff variieren: Die Sehnsucht nach 
einem überschaubaren und beeinflussbaren 
Währungs- und Wirtschaftsraum beschwört 
das Bild einer imagined economy von Natio-
nalökonomien oder Volkswirtschaften herauf, 
die es längst nicht mehr gibt. Jahrzehntelang 
hat sich die kritische Wissenschaft bemüht zu 
begreifen, wie sich eine transnationale Bour-
geoisie und ein Ensemble transnationaler 
staatlicher Apparate und Abkommen entwi-
ckeln, um intensive transnationale Produk-
tions- und Distributionsnetze zu flankieren. 
In diesem Prozess wurden lokale, regiona-
le, nationale, supranationale und internatio-
nale Ebenen in einem Geflecht transnationa-
ler Herrschaftsräume verwoben (Haug 2013; 
Candeias 2003; Borg 2001; Gill 2000; Altvater/
Mahnkopf 1996). Dies hat keineswegs zur be-
schworenen Überwindung der Nationalstaa-
ten oder zur «Denationalisierung» geführt 
(Zürn 1998; Habermas 1998; Beck 1998). Viel-
mehr spielen «nationale Wettbewerbsstaa-
ten» (Hirsch 1995) eine entscheidende Rol-
le im Prozess der Transnationalisierung. Sie 
selbst sind dabei «Verdichtung und Materiali-
sierung» inter- und transnationaler Kräftever-
hältnisse (Poulantzas 2001: 55).
Die Euro-Kritik allein hätte den Aufstieg der 
AfD ohnehin kaum konsolidieren können. Zu 
deutlich wäre der Klassencharakter der Partei 
der wütenden marktradikalen Professoren ge-

wesen, die eher mit Arroganz und Verachtung 
den Subalternen gegenübertreten (anders als 
bei den «Arbeiterparteien» UKIP und Front 
National, die gesellschaftlich breiter verankert 
sind). Entsprechend wird von der AfD eine 
strikte Austeritätspolitik vertreten, inklusive 
weiterer Kürzungen bei Sozialleistungen, Ver-
schärfung der Hartz-IV-Regelungen und Be-
schneidung demokratischer Rechte für Prekä-
re («Wahlrecht nur für Nettosteuerzahler», vgl. 
Wiegel 2014: 86). Der Spitzensteuersatz soll 
demgegenüber auf 25 Prozent gesenkt wer-
den. Auch hinter den Forderungen nach einer 
Auflösung der Euro-Zone stehen vor allem die 
Verbände der Klein- und mittelständischen 
Familienunternehmen (vgl. Heine/Sablowski 
2013) – die popularen Klassen der Unzufrie-
denen lassen sich damit nur bedingt mobili-
sieren.
Erst das strategische Aufgreifen und Ver-
stärken von antifeministischen, antimuslimi-
schen, homophoben, antiliberalen und gegen 
Minderheiten gerichteten Positionen ermög-
lichte es der AfD entgegen ihrer Klassenzu-
sammensetzung, auch populare Missstim-
mung von unten in populare Zustimmung zu 
verwandeln (vgl. Hall 1982: 114): Gegen «die 
da oben» und gegen «unten». In ihrem Kul-
turkampf bricht die Partei mit vermeintlichen 
Tabus der Political Correctness, spricht aus, 
was man angeblich nicht laut sagen dürfe, 
aber doch verbreitete Volksmeinung sei – ei-
ne Taktik, wie sie bereits von Thilo Sarrazin 
erfolgreich vorgemacht wurde: «Die Sche-
re zwischen öffentlicher und veröffentlichter 
Meinung muss sich wieder schließen» (AfD 
2014: 7). dazu gehören auch Polemiken gegen 
die «Einwanderung in unsere Sozialsysteme», 
mit denen eine «Ethnisierung der sozialen Fra-
ge» (Wiegel 2014: 83) vorangetrieben wird. 
Die prekäre «Wohlstandsinsel Deutschland» 
soll vor illegitimen, «fremden» Ansprüchen 
geschützt werden, ob vor Sinti und Roma aus 
Rumänien und Bulgarien, vor überhöhten An-
sprüchen der Sozialempfänger, vor Rettungs-
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aktionen für die Krisenländer in Südeuropa, 
vor den Eurokraten oder den globalisierten 
Bankkonzernen, aber auch gegen die Bedro-
hung von Identitäten durch «Überfremdung» 
durch Einwanderung oder «Umerziehung» 
durch die Post-68er. Was zunächst als spezi-
fischer Elitendiskurs begann, wurde zu einer 
populären Stimmung, die etwa von Pegida 
aufgegriffen wurde.

4 Rechtspopulismus  
und die Linke
Die antifaschistische Praxis, die Politik und 
Ideologie der Rechten zu skandalisieren, ih-
re Positionen aufzudecken und überzeugen-
de Gegenargumente vorzubringen ist not-
wendig. Dazu gehört auch die Verurteilung 
von Nationalismus, Rassismus und Antise-
mitismus. Bleibt es dabei, unterliegt man je-
doch schnell einem «aufklärerischen Irrtum» 
– schon die bloße pädagogische Haltung wird 
von den Betreffenden aktiv zurückgewiesen. 
Dazu kommt, dass die Partei DIE LINKE von 
vielen selbst zum etablierten politischen Es-
tablishment gezählt wird. Auch gelingt es da-
mit in den seltensten Fällen, den Einfluss der 
Rechten zurückzudrängen. 
Zu den klassischen Strategien gehört auch 
die gesellschaftliche Ächtung, der unmittel-
bare Protest bis hin zur zivilgesellschaftlichen 
Konfrontation, wie etwa in Köln erfolgreich ge-
gen PRO-Köln praktiziert. Was bei spektaku-
lären Blockaden gegen Nazis wie in Dresden 
funktionierte und breite Bündnisse der Zivilge-
sellschaft (auch gegen die Repression staatli-
cher Apparate) ermöglichte, ist jedoch gegen 
modernisierte rechte Massenparteien nur be-
grenzt hilfreich. «Hauptsächlich auf Protest 
orientiertes Herangehen entspricht nur parti-
ell den Erfordernissen einer Gegenoffensive» 
(Gauthier 2004, 73). Dies ginge auch an den 
zum Teil berechtigten Ängsten und Problemen 
der bedrohten Mitte und der Prekären vorbei, 
die – ohne reale Alternativen aufzuzeigen – von 
rechts aufgegriffen werden. Das bedeutet im 

Umkehrschluss nicht, an allen Interessen die-
ser Gruppen von links anzuschließen: gegen-
über gruppenbezogenen Abwertungsdiskur-
sen und antiemanzipatorischen, Herrschaft 
reproduzierenden Positionen muss natürlich 
eine Grenze gezogen werden. Schließlich kann 
es nicht darum gehen, auf dem gleichen Ter-
rain wie die Rechte zu agieren. Sinnvoll wäre 
es, «andere Themen, Perspektiven und Werte» 
zu (wahl-)entscheidenden Punkten zu machen 
(vgl. Kahrs 2015b).
Die klare Ablehnung des autoritären, neolibe-
ralen Krisenmanagements zum Beispiel war 
medial durchaus erfolgreich und wurde an der 
Wählerbasis der LINKEN überwiegend positiv 
aufgenommen. Besonders wichtig war dabei, 
immer wieder die Ursachen der Krise hervor-
zuheben, mit einer Perspektive der Solidarität 
mit den Krisenopfern und -ländern zu verbin-
den und so einen Klassenstandpunkt deutlich 
zu machen, statt sich durch eine nationalisti-
sche Deutung – etwa dass die Konfrontation 
zwischen Krisenländern und den «deutschen 
Steuerzahlern» verlaufe – spalten zu lassen. 
Gegen die geballte Propaganda von den «fau-
len Griechen» und andere Diffamierungen 
vonseiten der Regierungen und der Leitme-
dien (die von rechts noch verschärft wurden) 
konnte dies sicher nicht viel ausrichten. Doch 
hat die Linke verhindert, dass noch mehr Men-
schen ihren Protest durch eine Wahl der AfD 
deutlich machten. Auch das konsequente 
Eintreten für eine Umverteilung, für eine Be-
teiligung der Reichen und Vermögenden an 
der Finanzierung des Gemeinwohls und des 
Öffentlichen hat sicherlich in diesem Sinne 
gewirkt. Gleichwohl haben entsprechende 
Kampagnen nicht die gewünschte Kraft ent-
wickelt. 
Denn auch wenn große Teile der Bevölkerung 
häufig die Positionen der Linken teilen – auch 
viele der weitergehenden Forderungen (Um-
fragen bestätigen dies) –, führen richtige For-
derungen oder richtige Argumente keines-
wegs automatisch zu ihrer Durchsetzung. 
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«Eine programmatische Debatte» über linke 
Optionen und Alternativen ist sinnvoll und 
notwendig, aber zahnlos, wenn es allein dabei 
bleibt. Mehr noch: Die Vermittlung umfassen-
der Alternativen oder fertiger Utopien muss 
scheitern (Hirschfeld 2014: 101). Selbst wenn 
es gelingt, einzelne, gezielt populare Forde-
rungen medial zu vermitteln – auch die besse-
re populistische Anrufung verpufft ohne eine 
populare Praxis nach kurzer Zeit.

4.1 Gegenmittel: Strategiewechsel  
für «wirkliche» Demokratie
Immerhin erstaunlich, dass in Spanien und 
Griechenland, aber auch in Portugal der Auf-
stieg der extremen Rechten nicht stattgefun-
den hat oder bei der Goldenen Morgenröte 
deutlich begrenzt wurde. Dort brachte der Ruf 
nach «wirklicher Demokratie» unterschiedli-
che gesellschaftliche Gruppen bei der Beset-
zung der Plätze zusammen. Auch wenn ein 
urbanes Prekariat Träger der Bewegung war, 
ging die Zusammensetzung auf den Plätzen 
weit darüber hinaus (Candeias/Völpel 2014: 
47 ff.). Darauf konnte eine emanzipatorische, 
demokratische Praxis aufbauen, die den Pro-
test in konkrete Organisierung überführte. 
Ganz entscheidend für einen Strategiewech-
sel ist es, vor dem Hintergrund der Erfahrun-
gen aus Griechenland und Spanien (vgl. Can
deias/Völpel 2014) die begrenzten Ressourcen 
zu nutzen um solidarische Netzwerke und 
Strukturen auf den Weg zu bringen, «die in 
der Lage sind, die unmittelbaren Bedürfnisse 
und Nöte zu befriedigen» (Porcaro 2010: 74) 
– keine «rein altruistischen», sondern «mutua-
listische, also auf gegenseitiger Hilfe basieren-
de Vereinigungen» (Porcaro 2011: 33). Deren 
elementaren Bestandteile sind lokale Ein-
heiten, in denen Mitglieder nicht einfach nur 
über Politik diskutieren, sondern darüber hin-
aus gemeinsam Alltagspraxen teilen, Zwangs-
räumungen verhindern, Mieter organisieren, 
Arbeitskämpfe unterstützen – oder eben Neo-
faschisten bekämpfen. Solidarnetzwerke, die 

so mehr Menschen in die Organisierung ein-
beziehen, ob in soziale Bewegungen oder in 
Parteien und Gewerkschaften, die sich freilich 
selbst entsprechend reorganisieren. 
Solche wechselseitigen Solidaritätsnetze dür-
fen sich nicht darauf beschränken, einfach 
Hilfe anzubieten, sondern müssen selbst zu 
Orten politischer Aktion, Organisierung und 
Schulung werden. Dies macht unter ande-
rem die Stärke von Solidarity4all in Griechen-
land aus oder von neuen Massenbewegungen 
wie der Plattform der Hypothekengeschädig-
ten (PAH) in Spanien (Candeias/Völpel 2014: 
177 ff. u. 132 ff.). 
In solchen Solidarstrukturen als organisatori-
schen Knoten kann «das Selbstbild der Men-
schen von dem, was sie erreichen können», 
verändert, «mit ihnen zusammen das Ver-
ständnis ihrer eigenen Fähigkeit zur Macht» 
entfaltet werden (Wainwright 2012: 122): «Wir 
sind viele» – diese Erfahrung stärkt das Ver-
trauen in die gemeinsame Handlungsfähig-
keit.
Die Solidarstrukturen sind damit außerdem 
potenziell ein «wirksames Gegenmittel gegen 
(rechten) Populismus» (Porcaro 2011: 33) und 
können auch Abhängigkeiten gegenüber ei-
ner (z. B. linken) Regierung mindern und Kli-
entelismus vorbeugen. Die in den Solidari-
tätsnetzen agierenden Personen beschränken 
sich nicht auf «bürgerschaftliches Engage-
ment», das die Defizite des ausgedünnten 
Sozialstaats kompensiert, sondern zielen mit 
Aktionen des zivilen Ungehorsams und der di-
rekten Aneignung auf seine Rekonstruktion 
und seinen demokratischen Umbau. Ausbau 
und Demokratisierung des Sozialstaats sollen 
aus dieser Perspektive Mittel und Entschei-
dungsmacht in die Zivilgesellschaft umleiten. 
Dies wäre eine konkrete «linkspopulistische» 
oder besser «popular-demokratische» Option 
(Hall 1982).
Der Strategiewechsel kann als Wechsel vom 
Symbolischen (den Platzbesetzungen) zum 
Materiellen (den Interventionen in konkrete 
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soziale Verhältnisse) bezeichnet werden: Von 
der demokratischen Selbstvergesellschaf-
tung auf den Plätzen zur Selbstermächtigung 
zu demokratischer Intervention in spezifische 
Alltagsproblematiken durch zivilgesellschaftli-
che Organisierung. So konnte in Spanien wie 
in Griechenland die Basis des Protestes ver-
breitert werden, weit über die üblichen Mili-
eus der Linken und der Aktiven hinaus. Hier 
werden politische Subjekte geschaffen, aber 
auch eine verbindende Praxis entwickelt: Die-
se fragt nach Ursachen, nach übergreifen-
den Problemen und Begrenzungen des En-
gagements durch institutionelle Schranken, 
organisiert übergreifenden Protest gegen 
Kürzungspolitik und autoritären Neoliberalis-
mus, kümmert sich insbesondere um Strate-
giefragen mit Blick auf eine weitergehende 
gesellschaftliche Veränderung für «wirkliche 
Demokratie» und ein anderes Verhältnis von 
Politik und Ökonomie (hier scheint dann auch 
die Kapitalismuskritik deutlich auf). Darin wird 
auch – im Zusammenhang der autoritären 
Veränderungen – politisiert, mit einer breiten 
Mobilisierung gegen neonazistische Aktivitä-
ten, gegen die Veränderung von Abtreibungs-
gesetzen, Polizeibrutalität, Kriminalisierung 
und anderes. Darin lässt sich übergreifen-
de Solidarität erfahren. Die Suche nach einer 
«wirklichen Demokratie» lenkt die Orientie-
rung auf gemeinsame Aktionen, Massenpro-
teste und gemeinsame Perspektiven. 
Und die neuen Demokratiebewegungen 
bleiben nicht dabei stehen: Es genügt nicht 
mehr, Plätze zu besetzen, die Straße zu er-
obern, symbolische Aktionen durchzuführen, 
Zwangsräumungen zu verhindern, Bürger-
begehren zu gewinnen, die Zivilgesellschaft 
zu organisieren. Sie zielen auf die Eroberung 
und Umgestaltung der Institutionen. Syriza in 
Griechenland (Candeias/Völpel 2014), die von 
Guanyem Barcelona/Barcelona en Comú (Bar-
celona gewinnen/Barcelona Gemeinsam, vgl. 
Colau 2014; Candeias 2014) ausgehenden 
Plattformen für die anstehenden Kommunal- 

und Regionalwahlen in ganz Spanien sowie 
Podemos (Iglesias 2014; Zelik 2014; Candei-
as 2014) symbolisieren Verdichtungspunkte, 
die die zivilgesellschaftlichen Aktivitäten der 
Selbstorganisation und des Protests in die 
Perspektive der Eroberung der Regierungs-
macht übersetzen. Die enge Verknüpfung von 
zivilgesellschaftlicher Organisierung und der 
Suche nach Parteien oder Plattformen neu-
en Typs, die parlamentarische Aktivität mit 
zivilgesellschaftlichen Versammlungen und 
Räten zu verbinden sucht, bietet eine Grund-
lage für verbindende Praxen jenseits der simp
len Repräsentation. Podemos beispielsweise 
verfolgt – Laclau folgend (der sich wiederum 
auf Gramsci beruft) – eine Option des diskur-
siv konstruierten Populismus, der die Konver-
genz der vielen unterschiedlichen Gruppen 
und Forderungen, Identitäten und Kulturen 
eben diskursiv zusammenbindet und verdich-
tet. Damit unterscheiden sie sich deutlich von 
Syriza, die – eher Gramsci folgend – eine orga-
nisch-populare Option verfolgt, die auf einer 
alltäglichen und engen Kooperation mit den 
Bewegungen und Solidarstrukturen aufbaut 
und von dort aus mit der gewonnenen Glaub-
würdigkeit auch andere Teile der Bevölkerung 
zu repräsentieren sucht. Beide Strategien zu 
verbinden suchen neue verbindende Plattfor-
men wie Barcelona en Comú oder Ahora Mad-
rid (Jetzt Madrid) auf regionaler und kommu-
naler Ebene (Candeias 2015).

4.2 Selbstermächtigung und  
Solidaritätsnetzwerke: den Wärmestrom 
wieder aktivieren
Auch gibt es die Debatte um eine entspre-
chende Strategie, die sich stärker der Inter-
vention in konkrete soziale Alltagsverhältnis-
se zuwendet und dies mit veränderten Praxen 
innerhalb eines linken Mosaiks verbindet. 
Für die Bewegungen hieße das, den Schwer-
punkt von Kampagnen/Protest-Events hin zur 
konkreten Organisierung zu verschieben und 
Bündnisse über die linken Milieus hinaus zu 
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schließen, wie exemplarisch bei Mieteriniti-
ativen wie Kotti & Co, bei Flüchtlingsprotes-
ten und bei «Recht auf Stadt»-Bündnissen 
geschehen; es ginge aber auch um die Un-
terstützung und Bildung von Bündnissen et-
wa bei den Kämpfen um Personalbemessung 
an der Charité oder bei der Organisierung der 
Prekären im Einzelhandel bei H&M, Zara und 
Co. – vielversprechende Initiativen, die bislang 
aber unverbunden bleiben. 
In der Partei Die LINKE geht es um die Debat-
te über Strategien, wie die Partei weiterent-
wickelt werden kann, um die Suche nach ei-
nem neuen «strategischen Anker» (Kipping) 
jenseits der Anti-Hartz-IV-Partei. Dabei soll 
das Verhältnis von neuen Initiativen des trans-
formativen Organisierens (Williams 2013) 
und parlamentarischer wie medialer Arbeit 
der Partei produktiver gestaltet werden. In al-
len Fällen geht es um Praxen, die verbreitern 
(«mehr werden»), «verankern» und perspek-
tivisch verbinden sollen (Kipping/Riexinger 
2013). Noch gibt es nur Ansätze einer solchen 
verbindenden Praxis, wie sie in Spanien und 
Griechenland in Bewegungen und Parteien 
anderen Typs bereits erprobt wird.
Für die Partei DIE LINKE hieße dies auch, Ba-
sisstrukturen zu stabilisieren, indem sie at-
traktiver für (nicht nur junge) Neumitglie-
der und politisch Interessierte werden, einen 
stärkeren Plattformcharakter erhalten, statt 
Selbstbeschäftigung sich konkreten sozialen 
Problemen vor Ort widmen und eben Solidari-
tätsarbeit im Nahbereich mit politischer Orga-
nisierung verbinden.
Oskar Negt sieht eine Gefährdung der Demo-
kratie als Lebensweise in der «Zerstörung le-
bensnotwendiger Zwischenebenen» (vgl. 
Kahrs 2015b): Ebenen, in denen Menschen 
ihre eigene Handlungsfähigkeit im Austausch 
mit anderen erleben können, in denen sie sozi-
ale Beziehungen knüpfen, ihr Leben gestalten 
können. Das können Nachbarschaften sein, 
gewerkschaftliche Kommunikationszentren, 
lokale Initiativen, Basisorganisationen von Be-

wegungen oder Parteien. Wo solche Räume, 
Organisationen oder Institutionen verschwin-
den, verlieren Menschen ihr Interesse am Ge-
meinwesen (ebd.). Das Politische erschöpft 
sich nicht in «großer Politik», muss vielmehr 
im Alltag der Menschen ankommen und die-
sen selbst als Sphäre der Politik begreifen. 
Das klingt banal, ist es aber keineswegs. Kon-
zepte wie «Mitgliederpartei» versus «Bewe-
gungspartei» greifen zu kurz, auch die Beto-
nung der Funktion als parlamentarische Linke 
und als Stimme für linke Positionen und Pro-
grammatik in den Medien ist zu wenig: Zum 
Teil fällt es schwer, die unverzichtbare zivilge-
sellschaftliche Verankerung überhaupt noch 
zu denken – dabei war dies die große Stär-
ke von Sozialdemokratie und Arbeiterbewe-
gung, von Konsum- und Produktionsgenos-
senschaften, kollektiv organisiertem Wohnen 
wie zum Beispiel im «Roten Wien». Vielfach ist 
nicht mehr zu erkennen, dass es auch darum 
gehen muss, «mehr zu werden», die Basis ei-
ner gesellschaftlichen Linken zu verbreitern. 
Die Selbstbeschränkung auf eine «kleine Par-
tei» und eine bestimmte Rolle der parlamen-
tarischen Repräsentation kann unter verän-
derten Bedingungen rasch dazu führen, dass 
die Partei von neuen Akteuren überholt wird 
und überflüssig wird. In Spanien ergeht es der 
Izquierda Unida, die zu spät ihren umfangrei-
chen Erneuerungsprozess begonnen hat, ge-
rade mit Podemos so. 
Für die radikale Linke und für soziale Bewe-
gungen hieße dies vor dem Hintergrund der 
Bewegungen der Plätze (etwas überspitzt): 
künftig mehr materielle Intervention in soziale 
Problemlagen wie bei Kotti & Co und weniger 
symbolische Politiken wie bei Blockupy (Blo-
ckupy war in einem bestimmten historischen 
Moment ein unverzichtbares Zeichen der So-
lidarität aus dem «Herzen der Bestie» mit der 
Bevölkerung in den südeuropäischen Krisen-
ländern, lässt sich aber nicht jedes Jahr wie-
derholen – es droht die Gefahr der Ritualisie-
rung).
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Es ist nicht sinnvoll, der herrschenden Klas-
se bei ihrer transnationalen Organisierung zu 
folgen. Dies wurde schon am Beispiel der glo-
balisierungskritischen Bewegung deutlich: 
Zu wenige konnten einbezogen werden, der 
Gegner – damals IWF und G7, heute die EU 
– war kaum erreichbar. Den Bewegungen in 
Spanien und Griechenland hingegen gelang 
eine breite gesellschaftliche Verankerung, 
weit über die üblichen linken Verdächtigen 
hinaus. Das hindert sie nicht daran, an einem 
transnationalen Erfahrungsaustausch und an 
strategischen Debatten auf europäischer Ebe-
ne teilzuhaben. Aber angesichts begrenzter 
Ressourcen hat dies keine Priorität. Sie wer-
den dort eingesetzt, wo die Bewegung ge-
stärkt werden kann und Erfolge erzielt werden 
können. Im Ergebnis kann dann auch instituti-
onelle Macht errungen werden, zunächst auf 
regionaler Ebene (bereits jetzt in Thessaloniki 
und Athen, im Mai 2015 z. B. auch in Barcelo-
na und Madrid, vgl. Candeias 2014 u. 2015). 
Nach Griechenland ist nun auch in Spanien 
ein Sieg der Linken auf nationaler Ebene mög-
lich geworden. Ein weiterer linker Wahlsieg in 
einem der großen EU-Mitgliedsstaaten wäre 
ein kleines Erdbeben für die Verhältnisse in 
der Europäischen Union. Dann wäre eine So-
lidaritätskampagne erforderlich, um über den 
Bruch mit der Austeritäts- und Schuldenregi-
me die Verhältnisse zum Tanzen zu bringen.

4.3 Populare Politik und verbindende 
Repräsentationen
Um keine Missverständnisse aufkommen zu 
lassen: Es geht nicht um die Orientierung auf 
den Typus «Bewegungspartei». Auch wenn es 
gelingen sollte, mehr Aktive vor Ort in konkre-
te Organisierung einzubeziehen, wäre es ein 
Fehlschluss, diese stärkere zivilgesellschaft-
liche Verankerung der Bewegungen oder der 
Partei als «Ausdruck der Bevölkerung» zu be-
trachten. Sie zeigen nur einen Ausschnitt, von 
Teilen, die Zeit und Ressourcen für politisches 
Engagement haben. Die Partei muss auch 

Gruppen erreichen, die Bewegungen oft nur 
schwer oder gar nicht erreichen, die sich von 
der Politik vielleicht aus gutem Grund abge-
wandt haben. Eine Verankerung in der Bevöl-
kerung und eine Verbindung ihrer aktiven Teile 
mit linken Organisationen und Bewegungen 
reichen nicht aus.
Die Tendenz, sich zu sehr auf die Selbstorga-
nisation einer – durchaus wachsenden – akti-
vistischen Szene zu konzentrieren, geht dem 
Problem des Bündnisses mit den Marginali-
sierten und Enttäuschten oder der bedrohten 
Mitte aus dem Weg. Dies wiederum fördert 
Misstrauen «gegenüber den Trägern speziali-
sierten Wissens» (Porcaro 2011: 31). Die Spal-
tung behindert die Handlungsfähigkeit der po-
pularen Klassen und lässt Teile «zum Subjekt 
der populistischen Revolte gegen alle gesell-
schaftlichen ‹Vermittler›» (politische Klasse, 
Experten, linke Aktivisten, Intellektuelle jegli-
cher Art) werden (ebd.: 31 f.) – gegen «die da 
oben». Wenn es keine überzeugende linke 
Alternative gibt, folgt eben manchmal die Ori-
entierung auf einen politischen Anführer oder 
auf rechtspopulistische Anrufungen.
Diese Situation erfordert, das Verhältnis von 
Selbstorganisation und Repräsentation neu 
zu denken. Es sind dabei auch jene popularen 
Klassen miteinzubeziehen, die «aus isolierten 
Individuen» bestehen, «die sich nicht durch 
Selbstorganisation verbinden». Es sind Frakti-
onen, die entweder nicht über die Ressourcen 
(Zeit, psychophysische Konstitution, «kultu-
relles Kapital», räumliche Nähe etc.) verfügen, 
um sich selbst zu organisieren, und/oder «die 
traditionellen Parteien kritisieren, aber trotz-
dem von einer ‹effizienten› Partei träumen, ein 
‹Volk›, das den Staat kritisiert, aber trotzdem 
einen einflussreichen Staat will, der in der La-
ge ist, sie vor den Auswirkungen der Krise zu 
schützen» (ebd.: 32), «die da oben» kritisieren, 
aber einen Anführer suchen. 
Damit diese Gruppen nicht von neuen rechten 
oder (proto-)faschistischen Parteien eingebun-
den werden oder sich diffusen neuen Forma-
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tionen anschließen, müsste eine linke Partei 
als Teil oder als spezifische Funktion eines Mo-
saiks nicht nur stärker zur Bewegungspartei 
werden, sondern wahrscheinlich «auch einige 
Wesenszüge der alten Massenpartei überneh-
men». Sie müsste repräsentieren und vielleicht 
auch, «mit der gebotenen Vorsicht, einige As-
pekte einer Politik nutzen, die sich auf persön-
liches Charisma stützt» (ebd.) – ein postau-
toritäres Charisma einer Gruppe, das durch 
Überzeugung und Führung gekennzeichnet 
ist, mit der Durchsetzung sozialer Verbesse-
rungen beziehungsweise mit dem Abbau so-
zialer Zwänge und Nöte die Handlungsfähig-
keit der Einzelnen stärkt und Möglichkeiten zur 
Selbstaktivierung und Selbstregierung entwi-
ckelt. Repräsentation kann so verbindend wir-
ken, freilich – in Erinnerung an Gayatri Spivak 
– immer in der Gefahr, die Subalternen der ei-
genen Sprache zu berauben oder «für ihre 
Sprache taub zu sein» (Kaindl/Rilling 2011: 22). 
Repräsentation bleibt immer prekär.
So operieren sowohl Syriza und Podemos mit 
charismatischen Führungspersönlichkeiten 
als auch Bewegungen wie die PAH. Nachdem 
Ada Colau als Sprecherin der Plataforma de 
Afectados por la Hipoteca (PAH) zu einer Gali-
onsfigur der Krisenproteste in Spanien gewor-
den ist, hat sie ein neues Projekt in Angriff ge-
nommen. Sie ist eine der Sprecherinnen von 
Barcelona en Comú, einer Bürgerplattform, 
die sich Ende Juni in Barcelona vorgestellt hat 
und eine radikaloppositionelle Kandidatur für 
die Bürgermeisterwahlen 2015 vorschlägt. 
Die Initiative ist breit angelegt. Sie richtet 
sich zunächst an die nicht organisierte gesell-
schaftliche Mehrheit, an jene, die weder in 
Bewegungen noch in Parteien aktiv sind. Ihre 
Basis sind die organisierten Nachbarschaften, 
die Bewegungen. Barcelona en Comú gelang 
es auch, alle politischen Organisationen der 
Linken (bis auf die Parteien für katalanische 
Unabhängigkeit) hinter sich zu bringen.
Das postautoritäre Charisma von Alexis 
Tsipras, Pablo Iglesias oder Ada Colau ist we-

niger ihr persönliches noch ein durch ein Amt 
verliehenes. Vielmehr verdichtet sich in diesen 
Personen die Kultur einer Suche nach wirkli-
cher Demokratie, neuen solidarischen Um-
gangsformen und politischen Methoden – sie 
repräsentieren die neuen politischen Formen 
(vgl. Candeias/Völpel 2014: 209). Entfernen 
sie sich davon, verlieren sie das entsprechen-
de Charisma. Mit Blick auf die Selbstorganisa-
tion der sie tragenden Bewegungen wird sich 
sicherlich eher am Prinzip der Delegation als 
an dem der Repräsentation orientiert. Post-
autoritäres Charisma ist daher etwas anderes 
als das autoritäre Charisma einer (tendenziell 
nicht mehr hinterfragbaren) Führungsfigur, die 
die Macht auf sich konzentriert. Vorläufig zu-
mindest gelingt es den Organisationen damit, 
breite Teile der Bevölkerung auch jenseits der 
vielen Aktiven tatsächlich zu repräsentieren.

4.4. Mitte-unten: Grundlagen für  
ein Bündnis von Prekären, bedrohter 
und solidarischer Mitte
Das Gegenmittel muss mindestens drei As-
pekte kombinieren: Die Partei DIE LINKE hat 
für viele ihr Protestpotenzial verloren. Ihre er-
folgreiche Stabilisierung lässt sie selbst als Teil 
der etablierten Parteien erscheinen, nicht zu-
letzt in den östlichen Bundesländern, wo sie 
auch Regierungspartei ist. Die (teilweise ritu-
alisierten) Protestformen der gesellschaftli-
chen Linken sind ebenfalls offensichtlich für 
viele jenseits der üblichen Verdächtigen nicht 
mehr attraktiv. Die Artikulation der Unzufrie-
denheit kann dagegen über eine Verbindung 
mit entsprechenden Interventionen in kon-
krete soziale Alltagsprobleme neue Attrakti-
vität vermitteln, durch eine Verbindung von 
Protest, direkter Verbesserung sozialer Lagen 
und erlebter Selbstermächtigung. Damit kann 
a) der Hinwendung von Unzufriedenen aus 
der bedrohten Mitte und der prekarisierten 
sozialen Gruppen zu rechten Protestparteien 
entgegengewirkt und die Unzufriedenheit auf 
erreichbare Gegner gelenkt werden (statt auf 



Gegenmittel gegen autoritären Neoliberalismus und Rechtspopulismus 71

«Sündenböcke»). Vor allem aber kann b) auch 
der klassenspezifischen Entmutigung der Pre-
kären entgegengewirkt werden. 
Zugleich können diese Formen der Interven-
tion und Organisierung c) eine Grundlage für 
Mitte-unten-Bündnisse (Brie 2007) legen, die 
Solidarität in den Mittelpunkt stellen. Es gibt 
eine nach wie vor solidarische Mitte. Sie ist je-
doch durch die Entmutigung des Unten oder 
durch die Formen der Protestartikulation von 
unten diesen sozialen Gruppen zunehmend 
entfremdet. Das zivilgesellschaftliche En-
gagement der solidarischen Mitte verläuft ge-
trennt von den unteren sozialen Gruppen, or-
ganisiert sich um Proteste und Themen, die an 
den Bedürfnissen und Interessen der Prekären 
vorbeigehen und sich nicht mit ihnen verbin-
den; das zeigen Stuttgart 21, Castor-Proteste 
oder Bewegungen für ökologischen Konsum 
und Postwachstum. Eine verbindende Per-
spektive dieser Kämpfe wäre die Forderung 
nach einer entgeltfreien sozialen Infrastruktur. 
Sie umfasst eine bedingungslose sozialökolo-
gische Grundversorgung, etwa in den Berei-
chen Energie, Trinkwasser, Mobilität, Internet, 
sowie kostenlose Gesundheitsversorgung, 
Bildung und Weiterbildung und ein Recht auf 
bezahlbares Wohnen (vgl. Steckner/Candeias 
2014) – Bereiche, in denen Kämpfe der soli-
darischen Mitte (z. B. Initiativen für Rekommu-
nalisierung oder gegen Gentrifizierung) und 
erneuerte solidarische Netzwerke (z. B. für die 
Gesundheitsversorgung von Flüchtlingen, ge-
gen Zwangsräumungen und überhöhte Mie-
ten) zusammenkommen können. 
Die Beispiele eines populären Projekts wie in 
Spanien und Griechenland (auch wenn die 
Verhältnisse noch nicht ganz vergleichbar 
sind) zeigen, wie eine verbindende gesell-
schaftliche Partei wirksam werden kann. Sie 
überwindet die alten Vorstellungen der klassi-
schen Massenpartei wie die Trennung von Par-
tei und Bewegung. Die verbindende Partei ist 
«die Vereinigung der unterschiedlichen (politi-
schen) Subjekte in Formen, die die bestehen-

den Unterschiede nicht beseitigen wollen» 
(Porcaro 2010: 73), die Autonomie der unter-
schiedlichen Organisationen und Funktionen 
sichert, Alltagspolitik, Selbstorganisation und 
Repräsentation neu verknüpft (ausführlich da-
zu vgl. Candeias/Völpel 2014: 205 ff.).
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Es ist keine neue Erkenntnis, 

dass der Rechtspopulismus aus 

der Mitte der Gesellschaft  

hervorgebracht wird und in 

Phasen Kontur gewinnt,  

in denen der Block an der 

Macht an Legitimation und  

aktiver Zustimmung  

der Subalternen einbüßt.  

Was sind die Ursachen und wer 

sind die tragenden Kräfte  

dieses Rechtspopulismus?  

Und wo können linke Gegen­

strategien ansetzen? Der Band 

dokumentiert einige der im 

Rahmen oder mit Unterstützung 

der Rosa-Luxemburg-Stiftung 

entstandenen Beiträge zum 

Thema.
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